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Das anliegende vom Deutschen Vergabe- und Vertragsausschuss für Bauleistungen (DVA) erar-
beitete Sofortpaket zur Anpassung der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A)
an zwingende Änderungen durch neue EU-Vergaberechtrichtlinien (2004/17/EG und 2004/18/EG)
und das ÖPP-Beschleunigungsgesetz – VOB/A Ausgabe 2006 – wird hiermit bekannt gegeben, ist
aber von den öffentlichen Auftraggebern noch nicht anzuwenden.

Mit dem Sofortpaket werden die zwingenden Änderungen der EU-Richtlinie über die Koordinie-
rung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsauf-
träge (Richtlinie 2004/18/EG der Kommission vom 31. März 2004, ABl. EU Nr. L 134/114 vom
30. April 2004) sowie der EU-Richtlinie zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftrag-
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste (Richtlinie
2004/17/EG, ABl. EU Nr. L 134/1 vom 30. April 2004) und das ÖPP-Beschleunigungsgesetz um-
gesetzt.

Weiterhin erfolgt die Öffnung der VOB/A für die Anerkennung des Nachweises auftragsunabhän-
giger Eignungskriterien mittels Eintragung in die Liste präqualifizierter Bauunternehmen.

Die VOB/A Ausgabe 2006 ersetzt den Teil A der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen vom 12. September 2002 (BAnz. Nr. 202a vom 29. Oktober 2002).

Die Anwendung der Vorschriften der Abschnitte 2 bis 4 der VOB/A wird durch eine entsprechen-
de Verweisung in der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge für EU-Bauaufträge ver-
bindlich vorgeschrieben. Die Änderung der Vergabeverordnung wird zur Zeit von der Bundesre-
gierung vorbereitet.

Die Regelungen des Abschnitts 1 der VOB/A gelten für Vergaben öffentlicher Auftraggeber bei
Bauaufträgen unterhalb der Schwellenwerte gemäß § 100 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB). Die Verpflichtung zur Anwendung des Abschnitts 1 der VOB/A und der
Teile B und C der VOB ergibt sich aus der Bundeshaushaltsordnung, den Landeshaushalts- oder
Gemeindehaushaltsordnungen.

Zur Wahrung der einheitlichen Geltung der Neufassung der VOB/A soll erst zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens der Änderung der Vergabeverordnung auch die Anwendung des Abschnitts 1 der
VOB/A  vorgeschrieben werden.

Die Neufassung der VOB/A wird im Auftrag des Deutschen Vergabe- und Vertragsausschusses für
Bauleistungen vom Deutschen Institut für Normung e. V. (DIN) als DIN 1960 herausgegeben wer-
den.



Einzelheiten der Änderungen ergeben sich aus den anliegenden Hinweisen zur VOB/A Ausgabe
2006.

Berlin, den 20. März 2006

B 15-0 1083-120

Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung

Im Auftrag

Michael  H a l s t e n b e r g
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Hinweise 
für die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) 

Ausgabe 2006

Die Neufassung der VOB Teil A trägt den Änderungen durch die EU-Richtlinie über die Koordi-
nierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungs-
aufträge (Richtlinie 2004/18/EG der Kommission vom 31. März 2004, ABl. EU Nr. L 134/114
vom 30. April 2004, im Folgenden VKR) sowie der EU-Richtlinie zur Koordinierung der Zu-
schlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung
sowie der Postdienste (Richtlinie 2004/17/EG, ABl. EU Nr. L 134/1 vom 30. April 2004, im Fol-
genden SKR) Rechnung. Des Weiteren wurden die Regelungen des ÖPP-Beschleunigungsgesetzes
vom 1. September 2005 in die VOB/A übernommen. Einige redaktionelle Änderungen ergaben
sich durch die gleichzeitige Überarbeitung von VOL/A und VOF, die Textergänzungen der Ver-
gabeordnungen sollten schon bei diesem Reformschritt möglichst gleich formuliert werden.

Die aufgrund der EU-Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 der Kommission vom 7. September 2005
eingeführten Standardformulare für die Veröffentlichung von Vergabebekanntmachungen gelten
ohne weitere Umsetzung direkt in den Mitgliedstaaten der EU. Sie sind im Internet direkt abrufbar,
sodass auf deren Veröffentlichung als Anhang verzichtet wurde. Die sich aus der Verordnung (EG)
NR. 2083/2005 der Kommission vom 19. Dezember 2005 ergebenden neuen Schwellenwerte wer-
den durch eine Änderung der Vergabeverordnung (VgV) in nationales Recht übernommen.

Abschnitt 1

Zu § 8 Nr. 3 Abs. 2 VOB/A(Präqualifikation)

Öffnung für die Anerkennung des Nachweises auftragsunabhängiger Eignungskriterien mittels
Eintragung in die Liste präqualifizierter Bauunternehmen des Vereins für die Präqualifikation von
Bauunternehmen e.V.

Mit dem für öffentliche Bauaufträge eingeführten bundeseinheitlichen Präqualifikationssystem
werden Bauunternehmen und Vergabestellen Kosten und Zeit bei der Eignungsprüfung erspart.
Außerdem ermöglicht das neue Verfahren eine bessere Bekämpfung von illegalen Praktiken in der
Bauwirtschaft. 

Gemäß den Vorgaben der „Leitlinie für die Durchführung eines Präqualifizierungsverfahrens vom
25. April 2005“ führt der privatrechtlich organisierte „Verein für die Präqualifikation von Bauun-
ternehmen e.V.“ auf der Grundlage der von den Präqualifzierungsstellen zur Verfügung zu stellen-
den Daten die bundesweit einheitliche Liste präqualifizierter Unternehmen. Mit der Eintragung in
die Liste erfüllen Bauunternehmen folgende Eignungskriterien: 

– Nachweis, dass die in § 8 Nr. 5 Abs. 1 a bis d genannten Ausschlussgründe nicht vorliegen.

– Nachweis der ordnungsgemäßen Gewerbeanmeldung und Eintragung im Handelsregister und
im Berufsregister des Firmensitzes nach § 8 Nr. 3 Abs. 1f und Abs. 2 VOB/A. 

– Nachweis, dass keine Eintragungen im Gewerbezentralregister nach § 150a der Gewerbeord-
nung (GewO) vorliegen, die z. B. einen Ausschluss nach § 21 des Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetzes (SchwarzArbG) oder nach § 5 Abs. 1 oder Abs. 2 des Arbeitnehmerentsende-
gesetzes (AEntG) rechtfertigen. 

– Nachweis der Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohns (§ 1 AEntG), soweit diese Ver-
pflichtung besteht. 

– Nachweis, dass keine Eintragung im Landeskorruptionsregister vorliegt.

– Nachweis der Verpflichtung, nur Nachunternehmer einzusetzen, die ihrerseits präqualifiziert
sind oder per Einzelnachweis belegen können, dass alle Präqualifikationskriterien erfüllt sind,
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dem öffentlichen Auftraggeber jeglichen Nachunternehmereinsatz mitzuteilen, rechtzeitig den
Namen und die Kennziffer anzugeben, unter der der Nachunternehmer für den auszuführenden
Leistungsbereich in der Liste präqualifizierter Unternehmer geführt wird, dem öffentlichen
Auftraggeber auf Anforderung im Einzelfall die Eignungsnachweise des Nachunternehmers
vorzulegen. 

– Nachweis der Leistungsfähigkeit und Fachkunde (§ 8 Nr. 3 Abs. 1 a bis c, e) VOB/A bezogen
auf die präqualifizierten Leistungsbereiche.

Die Gültigkeit der Nachweise ergibt sich aus dem aktuellen Internetauszug.

Davon unbenommen bleibt die Berücksichtigung aktueller Erkenntnisse der Vergabestellen zu
dem betreffenden Unternehmen.

Auf den konkreten Auftrag bezogene zusätzliche Nachweise können verlangt werden. Dies betrifft
beispielsweise Nachweise der fachlichen Eignung der Bieter in Bezug auf technische Anforderun-
gen der konkret ausgeschriebenen Bauleistung.

Die Eintragung kann unter der im Verweis angegebenen Registriernummer des Unternehmens
nachgesehen werden unter: www.pq-verein.de. 

Für die Einsicht in die konkreten Nachweise erhalten Vergabestellen der öffentlichen Auftraggeber
auf Anforderung per Email unter: info@pq-vob-verein.de vom Verein ein Passwort. Mit dem
durch den Verein erteilten Passwort werden die Detailansichten der Eignungsnachweise für die
jeweiligen Leistungsbereiche zugänglich.

Neben dem Präqualifikationssystem des „Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen
e.V.“ besteht bereits das Deutsche Bahn (DB) AG-eigene Präqualifikationssystem auf einer ande-
ren Rechtsgrundlage (§ 8b Nr. 5 VOB/A), nämlich der für Sektorenauftraggeber. Die sehr detail-
lierten, insbesondere technisch spezifischen Anforderungen dieses Systems werden durch die
geprüften Eignungskriterien beim „Verein für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“
nicht abgedeckt. Für die Vergabe von Bauleistungen im Zuständigkeitsbereich der DB AG ver-
bleibt es weiterhin bei der Anwendung des DB AG-eigenen Präqualifikationssystems. 

Zu § 9 Nr. 5 bis 10 VOB/A und Anhang TS (Technische Spezifikationen)

In Umsetzung von Artikel 23 der VKR war die Regelung über die Verwendung der technischen
Spezifikationen grundlegend zu überarbeiten. Diese Regelung wurde für Vergaben ober- und
unterhalb der Schwellenwerte getroffen, um einheitliche Leistungsbeschreibungen bei nationalen
und Eu-weiten Ausschreibungen zu gewährleisten. Für einen größt möglichen Wettbewerb wurden
die technischen Anforderungen an den Auftragsgegenstand geöffnet, um eine Vielzahl technischer
Lösungsmöglichkeiten darstellen zu können. Die Verwendung der Technischen Spezifikationen
gemäß Anhang TS wurde in der Reihenfolge: 

– nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 

– europäische technische Zulassungen, 

– gemeinsame technische Spezifikationen, 

– internationale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den europäischen Nor-
mungsgremien erarbeitet wurden oder, 

– falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale technische Zu-
lassungen oder nationale technische Spezifikationen 

vorgegeben. Die ursprüngliche Ausnahmeregelung von der Bezugnahme auf gemeinschaftsrecht-
liche technische Spezifikationen ist entfallen. Darüber hinaus wurde die Option Technische Spezi-
fikationen als Leistungs- und Funktionsanforderungen zu formulieren, neu aufgenommen. Auch
die Kombination von Leistungs- oder Funktionsanforderungen und die Bezugnahme auf die in
Anhang TS definierten technischen Spezifikationen wurde ermöglicht. Weiterhin wurden Vor-
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gaben an die Auftraggeber festgelegt, um Bietern die Möglichkeit zu geben, die Gleichwertigkeit
ihrer Leistung mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln nachzuweisen. 

Für Auftraggeber, die in die Technischen Spezifikationen für die zu beschreibende Bauleistung
Umweltanforderungen aufnehmen möchten, wird die Option eröffnet, Umwelteigenschaften in
Form von Umweltgütezeichen festzulegen, wenn diese Umweltgütezeichen den in § 9 Nr. 9 VOB/A
angegebenen Voraussetzungen genügen.

In diesem Zusammenhang wurde der Anhang TS entsprechend den Vorgaben der VKR aktua-
lisiert, insbesondere wurden „Normen“ (internationale, europäische und nationale), „Europäische
technische Zulassungen“, „Gemeinsame technische Spezifikationen“ und „Technische Bezugs-
größen“ gleichrangig neu bestimmt. Dafür entfiel die Ausnahmeregelung zur Verwendung inner-
staatlicher Bezüge.

Zu § 16 Nr. 3 und 4 sowie Anhang I VOB/A (Kommunikationsmittel)

Kommunikationsmittel sollen bei nationalen und EU-weiten Vergaben einheitlich verwendet wer-
den. Daher erfolgte die Gleichstellung für die Anwendung elektronischer Mittel und klassischer
Mittel zur Kommunikation und zum Informationsaustausch in Umsetzung von Artikel 42 Abs. 1, 2,
4 und 5 der VKR im Basisparagraphen. Detaillierte Anforderungen an die Kommunikationsmittel
und Technologien hinsichtlich Verfügbarkeit, Transparenz und Kompatibilität, die der Auftragge-
ber erfüllen muss, wurden gestellt. Im Anhang I wurden in diesem Zusammenhang die inhaltlichen
Anforderungen an Geräte zum Empfang elektronischer Teilnahmeanträge oder elektronischer
Angebote festgelegt.

Weiterhin wurde die Möglichkeit nach Artikel 35 Absatz 1 VKR umgesetzt, wonach Auftraggeber
im Internet ein Beschafferprofil einrichten können.

Zu § 17 Nr. 1 Abs. 1 und 2, Nr. 2 Abs. 1 und 2, Nr. 3 VOB/A (Kommunikationsmittel)

Anpassung und „Modernisierung“ der notwendigen Adressangaben und Veröffentlichungsplattfor-
men durch Aufnahme von Internetportalen, Telefax- und E-Mailadresse; entsprechende Streichung
der Worte „Fachzeitschriften“, „Telegrafen-, Fernschreib- und Fernkopiernummer“.

Zu § 21 Nr. 1 Abs. 1 und 2 VOB/A (Vertraulichkeit/elektronische Angebote)

Nach den Regelungen des Artikels 42 Abs. 1 bis 3 VKR waren Vorkehrungen zur Sicherstellung
der Vertraulichkeiten bei elektronisch übermittelten Angeboten vorzugeben, die bei nationalen
Vergaben gleich gehandhabt werden sollen. Um der Situation der momentan noch nur in geringem
Umfang in Anspruch genommenen Möglichkeit der elektronischen Angebotsabgabe Rechnung zu
tragen, haben Auftraggeber bei nationalen Vergabeverfahren, insbesondere mit Rücksicht auf klei-
nere und mittlere Unternehmen, auch weiterhin immer die Möglichkeit die schriftliche Angebots-
abgabe vorzusehen.

Zur Erleichterung der elektronischen Angebotsabgabe wurde neben der bisherigen qualifizierten
elektronischen Signatur nunmehr auch die fortgeschrittene elektronische Signatur nach dem Signa-
turgesetz in Verbindung mit den Anforderungen des Auftraggebers als Wahloption für die Auf-
traggeber vorgesehen.

Zu § 25 Nr. 3 Abs. 3 VOB/A (Wertungskriterien)

Anpassung an die Begrifflichkeiten von Artikel 53 Abs. 1 Buchstabe a VKR in Bezug auf die bei-
spielhafte Nennung der Wertungskriterien.
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Abschnitt 2

Zu §§ 1a, 17a und 32a VOB/A (Schwellenwerte)

Um stets auf die aktuelle Höhe der Schwellenwerte Bezug nehmen zu können, wurden alle konkre-
ten Zahlenwerte durch Verweise auf die jeweiligen Paragraphen der Vergabeverordnung, in denen
die Höhe der Schwellenwerte nach den Vorgaben der Kommission jeweils angepasst werden,
ersetzt.

Zu § 3a Nr. 1c und Nr. 4 Abs. 1 bis 7 (Wettbewerblicher Dialog)

Mit dem am 1. September 2005 in Kraft getretenen ÖPP-Beschleunigungsgesetz wurde als neues
Vergabeverfahren der „Wettbewerbliche Dialog“ eingeführt. Damit hat der Gesetzgeber sich für
die Übernahme dieser Option in Artikel 29 VKR entschieden. Die Definition aus § 101 Abs. 5
GWB wurde entsprechend in § 3a Nr. 1 Buchstabe c übernommen, die in § 6a VgV normierten
Voraussetzungen finden sich in Nummer 4 Absätze 1 bis 7 wieder. Der Text von § 6a VgV wurde
lediglich redaktionell an die VOB/A angepasst. Auch im Folgetext wurde der Wettbewerbliche
Dialog – wo notwendig – ergänzt (§§ 8a, 10a, 17a, 18a).

Zu § 3a Nr. 7 VOB/A (Verhandlungsverfahren)

In Absatz 1 wird wortgleich der in Artikel 30 Abs. 3 VKR vorgesehene, der VOB/A ohnehin eige-
ne Bieterschutz, nämlich das Verbot der diskriminierenden Weitergabe von Unterlagen übernom-
men. In Absatz 2 wurde die Möglichkeit der phasenweisen Abwicklung von Verhandlungsverfah-
ren aus Artikel 30 Abs. 4 Satz 1 VKR integriert; Satz 2 stellt wie in Artikel 44 Abs. 3 Satz 4 VKR
gefordert klar, dass in der Schlussphase noch so viele Angebote vorliegen müssen, dass ein echter
Wettbewerb gewährleistet ist.

Zu § 8a Nr. 1 VOB/A (Ausschlussgründe)

Die zwingenden Ausschlussgründe für Teilnehmer am Wettbewerb in Artikel 45 VKR wurden in
die nationalen Straf- und Ordnungswidrigkeitennormen umgesetzt und weitgehend im Gleichklang
mit der VOL/A in die VOB/A eingearbeitet.

Zu § 8a Nr. 4 VOB/A (Wettbewerb)

Bei jeder Reduktion von Bewerbern oder Bietern im Verlauf des Vergabeverfahrens muss entspre-
chend Artikel 44 Abs. 3 Satz 4 VKR der Wettbewerb gewährleistet bleiben. Für den Wettbewerb-
lichen Dialog siehe § 3a Nr. 7 VOB/A.

Zu § 8a Nr. 6 VOB/A (Beschränkung der Teilnehmer)

Die Beschränkung der Teilnehmerzahl hat nach objektiven, nicht diskriminierenden und auftrags-
bezogenen Kriterien zu erfolgen, die in der Bekanntmachung samt Mindest- und Höchstzahl der
Bewerber anzugeben sind; Artikel 44 Abs. 3 VKR. 

Zu § 8a Nr. 7 VOB/A (Eignungsnachweise)

Entsprechend Artikel 47 Abs. 5 VKR wird hier klargestellt, dass der Auftraggeber auch andere von
ihm als geeignet erachtete Eignungsnachweise anerkennen kann, wenn das Unternehmen aus
berechtigten Gründen die geforderten Nachweise nicht vorlegen kann. 

Zu § 8a Nr. 8 VOB/A (Rechtsform Bietergemeinschaften)

Sinngemäße Übernahme von Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b erster Spiegelstrich ÖPP-Beschleuni-
gungsgesetz/§ 6 Abs. 2 Nr. 1 VgV. Bietergemeinschaften müssen eine bestimmte Rechtsform nur
annehmen, wenn sie den Auftrag erhalten und es für ihn notwendig ist.
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Zu § 8a Nr. 9 VOB/A (Projektantenbeteiligung)

Übernahme von Artikel 2 Nr. 1 ÖPP-Beschleunigungsgesetz/§ 4 Abs. 5 VgV: Sicherstellung
durch den Auftraggeber, dass der Wettbewerb durch Teilnahme eines schon beratend tätigen
Bewerbers oder Bieters nicht verfälscht wird, sog. Projektantenproblematik. Im Ergebnis dürfen so
genannte vorbefasste Bewerber oder Bieter nicht ohne weiteres ausgeschlossen werden; vielmehr
hat der Auftraggeber, z. B. durch einen entsprechenden Informationsausgleich, für einen fairen
Wettbewerb zu sorgen. Nur soweit dies nicht möglich ist, sind vorbefasste Bewerber oder Bieter
zwingend vom Wettbewerb auszuschließen.

Zu § 8a Nr. 10 VOB/A (Kapazitäten Dritter)

Übernahme von Artikel 2 Nr. 1 ÖPP-Beschleunigungsgesetz/§ 4 Abs. 4 VgV bzw. Artikel 47
Abs. 2 und Artikel 48 Abs. 3 VKR der grundsätzlichen Möglichkeit des Einsatzes anderer Unter-
nehmen für die Auftragserfüllung, wenn der Bieter dem Auftraggeber bspw. durch eine entspre-
chende Verpflichtungserklärung des anderen Unternehmers nachweist, dass ihm die Mittel zur
Auftragserfüllung tatsächlich zur Verfügung stehen. Voraussetzung ist also eine rechtsverbind-
liche Zusage der Auftragserfüllung durch einen Nachunternehmer.

Zu § 8a Nr. 11 VOB/A (Umweltmanagement- und Qualitätssicherungsverfahren)

Artikel 49 und 50 VKR regeln die Behandlung von Nachweisen über die Einhaltung von Umwelt-
management- und Qualitätssicherungsverfahren (in Umweltbelangen z. B. EMAS), diese wurden
redaktionell an die VOB angepasst übernommen.

Zu § 10a VOB/A (Vergabeunterlagen)

a) Neu fordert die VKR in Artikel 53 Abs. 2, dass die Gewichtung der Wertungskriterien in den
Vergabeunterlagen bekannt zu geben ist. Sollte der Auftraggeber dazu nicht in der Lage sein,
ist eine Reihung der Kriterien in absteigender Reihenfolge anzugeben. § 10a Buchstabe a wur-
de insoweit ergänzt.

b) Spiegelbildlich zu § 3a Nr. 7 VOB/A müssen die Vergabeunterlagen die Angabe enthalten, ob
beabsichtigt ist, ein Verhandlungsverfahren in verschiedenen Phasen durchzuführen: Artikel
30 Abs. 4 VKR.

c) Ebenfalls bedingt durch die Phasenabwicklung von Verfahren müssen die Bewerber dann
beim Nichtoffenen Verfahren schriftlich zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, beim Ver-
handlungsverfahren mit vorheriger europaweiter Bekanntmachung zu verhandeln oder am
Wettbewerblichen Dialog teilzunehmen. Die Anforderung ergibt sich aus Artikel 40 Abs. 1
und 2 VKR.

d) Sofern Nebenangebote bei Bauaufträgen oberhalb der EU-Schwellenwerte zugelassen sind,
müssen die Vergabeunterlagen hierfür jetzt Mindestanforderungen enthalten; damit wird Arti-
kel 24 VKR und der jüngsten EuGH-Rechtssprechung entsprochen. Um Missverständnisse zu
vermeiden wurden durchgehend im ganzen Text der VOB/A die Worte: „Änderungsvorschlä-
ge und ...“ gestrichen, so dass es nunmehr nur noch heißt: „Nebenangebote ...“.

e) Im Fall des Wettbewerblichen Dialogs ist in den Vergabeunterlagen die Nennung von Termin
und Ort des Beginns der Konsultationsphase vorzusehen, Artikel 40 Abs. 5 Buchstabe a VKR.

Zu § 16a VOB/A (Teilnahmeanträge)

In Umsetzung von Artikel 42 Abs. 3 und 6 VKR war die Antragstellung auf Teilnahme einerseits
für alle Mittel der Informationsübertragung in Textform oder telefonisch zu öffnen und anderer-
seits die Anforderungen an die Sicherstellung der Vertraulichkeit durch den Auftraggeber auch für
Teilnahmeanträge aufzunehmen.
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Zu §§ 17a, 18a, 28a, 32a VOB/A (Bekanntmachungsmuster)

Bekanntmachungsmuster werden nunmehr in der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 vorgegeben.
Ihre Anwendung ist damit direkt gültig; es bedarf keiner Umsetzung in nationales Recht. Auf die
Aufnahme der Bekanntmachungsmuster in die VOB/A wurde daher verzichtet; anstelle der Ver-
weise auf die Anhänge der VOB/A wurde direkt auf die Anhänge in der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005 vom 7. September 2005 verwiesen.

Zu § 18a VOB/A (Bewerbungs- und Angebotsfristen)

Nutzt der Auftraggeber die elektronische Übermittlung von Bekanntmachungen und/oder macht er
die Vergabeunterlagen auf elektronischem Wege frei, direkt und vollständig verfügbar, kann er die
Bewerbungs- oder die Angebotsfristen in Umsetzung von Artikel 38 VKR verkürzen.

Zu § 21a VOB/A (Kommunikationsmittel/Vertraulichkeit)

Nach den Regelungen des Artikels 42 Abs. 1 VKR hat der Auftraggeber die Möglichkeit, aus-
schließlich elektronische Angebote zuzulassen. EU-weite Vergaben waren daher von der Ver-
pflichtung zur Zulassung schriftlicher Angebote (§ 21 Nr. 1 Abs. 1) auszunehmen; optional kann
der Auftraggeber auch bei EU-Aufträgen stets schriftliche Angebote zulassen.

Zu § 25a VOB/A (staatliche Beihilfe/Mindestanforderungen für Nebenangebote)

In Nummer 2 wurde die Regelung des Artikels 55 Abs. 3 VKR umgesetzt, nach der ungewöhnlich
niedrige Angebote nicht ausgeschlossen werden dürfen, wenn sie aufgrund einer rechtmäßigen
staatlichen Beihilfe so niedrig sind.

Nummer 3 regelt in Entsprechung zu der Voraussetzung, dass die Vergabeunterlagen Mindestan-
forderungen für Nebenangebote nennen müssen (§ 10a Buchstabe f), dass auch nur solche gewertet
werden dürfen (Artikel 24 Abs. 4 VKR).

Zu § 26a VOB/A (Mitteilungspflichten)

Neufassung und Vereinfachung der Mitteilung über den Verzicht auf die Vergabe.

Zu § 30a und § 33a VOB/A (Mindestangaben Vergabevermerk)

Artikel 43 VKR nennt detaillierte Mindestangaben für den Inhalt des Vergabevermerks, die hier
übernommen wurden. Darüber hinaus ist der Vergabevermerk der Kommission auf ihr Ersuchen
hin zur Verfügung zu stellen

Zu Anhang I

Es wurde ein neuer Anhang I eingeführt, um den Text der VOB/A von den technischen Vorgaben
für die elektronische Vergabe zu entlasten, siehe auch zu § 16 VOB/A.

Abschnitt 3 und Abschnitt 4

Aus der SKR ergeben sich im Wesentlichen inhaltsgleiche Änderungen wie für die klassischen
Auftraggeber, beispielhaft seien genannt:

– die Bezugnahme der Schwellenwerte in der VgV (§ 1b VOB/A/§ 1 SKR VOB/A)

– zwingende Ausschlussgründe bei verurteilten Bewerbern (§ 8b Nr. 1 VOB/A/§ 5 SKR Nr. 2
VOB/A), 

– die generelle Möglichkeit des Einsatzes von Nachunternehmern (§ 8 Nr. 7 VOB/A/§ 5 SKR
Nr. 7 VOB/A), 

– neue Anwendung von Technischen Spezifikationen (§ 6 SKR Nr. 1 bis 5 und 7 VOB/A und
Anhang TS)
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– die Bekanntgabe der Gewichtung von Wertungskriterien in den Vergabeunterlagen (§ 10b
Buchstabe a VOB/A/§ 7 SKR Buchstabe i VOB/A),

– die Nennung von Mindestanforderungen für Nebenangebote in den Vergabeunterlagen (§ 10b
Nr. 2 VOB/A), 

– die Etablierung von neuen Kommunikationsformen und Sicherstellung der Vertraulichkeit
(§ 16b VOB/A, § 21b VOB/A/§ 8 SKR neu VOB/A und Anhang I),

– die überwiegend daraus resultierende Verkürzung von Fristen (§ 18b VOB/A, § 10 SKR VOB/A)

– die Dokumentation des Vergabeverfahrens auch bei elektronischer Durchführung (§ 33b Nr. 1
Abs. 1 VOB/A, § 14 SKR Nr. 1 Abs. 1 VOB/A).

Auch in den Abschnitten 3 und 4 wurde auf den Abdruck der Bekanntmachungsmuster verzichtet;
da diese nunmehr direkt durch die Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 vorgegeben werden. Es bedarf
keiner Umsetzung in nationales Recht. Es wird direkt auf die Anhänge in der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005 vom 7. September 2005 (§§ 17b, 18b, 28b VOB/A §§ 9, 10, 13 SKR) verwiesen.
Die EU-Formulare sind im Internet abrufbar.
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Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB)
Teil A

Allgemeine Bestimmungen für die Vergabe von Bauleistungen
Abschnitt 1: 

Basisparagraphen

§ 1
Bauleistungen

Bauleistungen sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, instand gehal-
ten, geändert oder beseitigt wird.

§ 2
Grundsätze der Vergabe

1. Bauleistungen sind an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Unternehmer zu ange-
messenen Preisen zu vergeben. Der Wettbewerb soll die Regel sein. Ungesunde Begleiter-
scheinungen, wie z. B. wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen, sind zu bekämpfen.

2. Bei der Vergabe von Bauleistungen darf kein Unternehmer diskriminiert werden.

3. Es ist anzustreben, die Aufträge so zu erteilen, dass die ganzjährige Bautätigkeit gefördert
wird.

§ 3
Arten der Vergabe

1. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren
nach öffentlicher Aufforderung einer unbeschränkten Zahl von Unternehmern zur Einreichung
von Angeboten vergeben.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren
nach Aufforderung einer beschränkten Zahl von Unternehmern zur Einreichung von Angebo-
ten vergeben, gegebenenfalls nach öffentlicher Aufforderung, Teilnahmeanträge zu stellen
(Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb).

(3) Bei Freihändiger Vergabe werden Bauleistungen ohne ein förmliches Verfahren vergeben. 

2. Öffentliche Ausschreibung muss stattfinden, wenn nicht die Eigenart der Leistung oder beson-
dere Umstände eine Abweichung rechtfertigen.

3. (1) Beschränkte Ausschreibung ist zulässig,

a) wenn die Öffentliche Ausschreibung für den Auftraggeber oder die Bewerber einen Auf-
wand verursachen würde, der zu dem erreichbaren Vorteil oder dem Wert der Leistung im
Missverhältnis stehen würde,

b) wenn eine Öffentliche Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis gehabt hat,

c) wenn die Öffentliche Ausschreibung aus anderen Gründen (z. B. Dringlichkeit, Geheim-
haltung) unzweckmäßig ist.

(2) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb ist zulässig,

a) wenn die Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem beschränkten Kreis von Unterneh-
mern in geeigneter Weise ausgeführt werden kann, besonders wenn außergewöhnliche
Zuverlässigkeit oder Leistungsfähigkeit (z. B. Erfahrung, technische Einrichtungen oder
fachkundige Arbeitskräfte) erforderlich ist,
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b) wenn die Bearbeitung des Angebots wegen der Eigenart der Leistung einen außergewöhn-
lich hohen Aufwand erfordert.

4. Freihändige Vergabe ist zulässig, wenn die Öffentliche Ausschreibung oder Beschränkte Aus-
schreibung unzweckmäßig ist, besonders

a) weil für die Leistung aus besonderen Gründen (z. B. Patentschutz, besondere Erfahrung
oder Geräte) nur ein bestimmter Unternehmer in Betracht kommt,

b) weil die Leistung nach Art und Umfang vor der Vergabe nicht eindeutig und erschöpfend
festgelegt werden kann,

c) weil sich eine kleine Leistung von einer vergebenen größeren Leistung nicht ohne Nachteil
trennen lässt, 

d) weil die Leistung besonders dringlich ist,

e) weil nach Aufhebung einer Öffentlichen Ausschreibung oder Beschränkten Ausschreibung
eine erneute Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis verspricht,

f) weil die auszuführende Leistung Geheimhaltungsvorschriften unterworfen ist.

§ 4
Einheitliche Vergabe, Vergabe nach Losen

1. Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass eine einheitliche Ausführung und zweifelsfreie
umfassende Haftung für Mängelansprüche erreicht wird; sie sollen daher in der Regel mit den
zur Leistung gehörigen Lieferungen vergeben werden.

2. Umfangreiche Bauleistungen sollen möglichst in Lose geteilt und nach Losen vergeben wer-
den (Teillose).

3. Bauleistungen verschiedener Handwerks- oder Gewerbezweige sind in der Regel nach Fachge-
bieten oder Gewerbezweigen getrennt zu vergeben (Fachlose). Aus wirtschaftlichen oder tech-
nischen Gründen dürfen mehrere Fachlose zusammen vergeben werden.

§ 5
Leistungsvertrag, Stundenlohnvertrag, Selbstkostenerstattungsvertrag

1. Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass die Vergütung nach Leistung bemessen wird
(Leistungsvertrag), und zwar:

a) in der Regel zu Einheitspreisen für technisch und wirtschaftlich einheitliche Teilleistun-
gen, deren Menge nach Maß, Gewicht oder Stückzahl vom Auftraggeber in den Verdin-
gungsunterlagen anzugeben ist (Einheitspreisvertrag),

b) in geeigneten Fällen für eine Pauschalsumme, wenn die Leistung nach Ausführungsart und
Umfang genau bestimmt ist und mit einer Änderung bei der Ausführung nicht zu rechnen
ist (Pauschalvertrag).

2. Bauleistungen geringeren Umfangs, die überwiegend Lohnkosten verursachen, dürfen im
Stundenlohn vergeben werden (Stundenlohnvertrag).

3. (1) Bauleistungen größeren Umfangs dürfen ausnahmsweise nach Selbstkosten vergeben wer-
den, wenn sie vor der Vergabe nicht eindeutig und so erschöpfend bestimmt werden können,
dass eine einwandfreie Preisermittlung möglich ist (Selbstkostenerstattungsvertrag).

(2) Bei der Vergabe ist festzulegen, wie Löhne, Stoffe, Gerätevorhaltung und andere Kosten
einschließlich der Gemeinkosten zu vergüten sind und der Gewinn zu bemessen ist.

(3) Wird während der Bauausführung eine einwandfreie Preisermittlung möglich, so soll ein
Leistungsvertrag abgeschlossen werden. Wird das bereits Geleistete nicht in den Leistungsver-
trag einbezogen, so ist auf klare Leistungsabgrenzung zu achten.
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§ 6
Angebotsverfahren

1. Das Angebotsverfahren ist darauf abzustellen, dass der Bewerber die Preise, die er für seine
Leistungen fordert, in die Leistungsbeschreibung einzusetzen oder in anderer Weise im Ange-
bot anzugeben hat.

2. Das Auf- und Abgebotsverfahren, bei dem vom Auftraggeber angegebene Preise dem Auf-
und Abgebot der Bieter unterstellt werden, soll nur ausnahmsweise bei regelmäßig wiederkeh-
renden Unterhaltungsarbeiten, deren Umfang möglichst zu umgrenzen ist, angewandt werden.

§ 7
Mitwirkung von Sachverständigen

1. Ist die Mitwirkung von besonderen Sachverständigen zweckmäßig, um 

a) die Vergabe, insbesondere die Verdingungsunterlagen, vorzubereiten oder 

b) die geforderten Preise einschließlich der Vergütungen für Stundenlohnarbeiten (Stunden-
lohnzuschläge, Verrechnungssätze) zu beurteilen oder

c) die vertragsgemäße Ausführung der Leistung zu begutachten,

so sollen die Sachverständigen von den Berufsvertretungen vorgeschlagen werden; diese Sach-
verständigen dürfen weder unmittelbar noch mittelbar an der betreffenden Vergabe beteiligt
sein.

2. Sachverständige im Sinne von Nummer 1 sollen in geeigneten Fällen auf Antrag der Berufs-
vertretungen gehört werden, wenn dem Auftraggeber dadurch keine Kosten entstehen.

§ 8
Teilnehmer am Wettbewerb

1. Alle Bewerber oder Bieter sind gleich zu behandeln. Der Wettbewerb darf insbesondere nicht
auf Bewerber beschränkt werden, die in bestimmten Regionen oder Orten ansässig sind.

2. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind die Unterlagen an alle Bewerber abzugeben, die sich
gewerbsmäßig mit der Ausführung von Leistungen der ausgeschriebenen Art befassen.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung sollen im Allgemeinen nur 3 bis 8 geeignete Bewerber
aufgefordert werden. Werden von den Bewerbern umfangreiche Vorarbeiten verlangt, die
einen besonderen Aufwand erfordern, so soll die Zahl der Bewerber möglichst eingeschränkt
werden.

(3) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe soll unter den Bewerbern mög-
lichst gewechselt werden.

3. (1) Von den Bewerbern oder Bietern dürfen zum Nachweis ihrer Eignung (Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit) Angaben verlangt werden über

a) den Umsatz des Unternehmers in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit
er Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung ver-
gleichbar sind, unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmern
ausgeführten Aufträgen,

b) die Ausführung von Leistungen in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, die
mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind,

c) die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich
beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufsgruppen,

d) die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung ste-
hende technische Ausrüstung,
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e) das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal,

f) die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes, 

g) andere, insbesondere für die Prüfung der Fachkunde geeignete Nachweise. 

Als Nachweise nach den Buchstaben a, c und f sind auch von der zuständigen Stelle ausge-
stellte Bescheinigungen zulässig, aus denen hervorgeht, dass der Unternehmer in einer amt-
lichen Liste in einer Gruppe geführt wird, die den genannten Leistungsmerkmalen entspricht.

(2) Als Nachweis der Eignung (Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit) ist insbe-
sondere auch die vom Auftraggeber direkt abrufbare Eintragung in die allgemein zugängliche
Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) zulässig. Auf den konkreten Auftrag bezogene zusätzliche Nachweise können ver-
langt werden. 

(3) Der Auftraggeber wird andere ihm geeignet erscheinende Nachweise der wirtschaftlichen
und finanziellen Leistungsfähigkeit zulassen, wenn er feststellt, dass stichhaltige Gründe dafür
bestehen.

(4) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind in der Aufforderung zur Angebotsabgabe die Nach-
weise zu bezeichnen, deren Vorlage mit dem Angebot verlangt oder deren spätere Anforderung
vorbehalten wird. Bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb
ist zu verlangen, dass die Nachweise bereits mit dem Teilnahmeantrag vorgelegt werden.

4. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe ist vor der Aufforderung zur
Angebotsabgabe die Eignung der Bewerber zu prüfen. Dabei sind die Bewerber auszuwählen,
deren Eignung die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendige Sicherheit
bietet; dies bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit besitzen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen.

5. (1) Von der Teilnahme am Wettbewerb dürfen Unternehmer ausgeschlossen werden, 

a) über deren Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes
Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der Antrag mangels
Masse abgelehnt wurde,

b) deren Unternehmen sich in Liquidation befinden, 

c) die nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellt, 

d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur
gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben, 

e) die im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in Bezug auf ihre Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgegeben haben, 

f) die sich nicht bei der Berufsgenossenschaft angemeldet haben. 

(2) Der Auftraggeber darf von den Bewerbern oder Bietern entsprechende Bescheinigungen
der zuständigen Stelle oder Erklärungen verlangen.

(3) Der Nachweis, dass Ausschlussgründe im Sinne von Absatz 1 nicht vorliegen, kann auch
durch eine Bescheinigung nach Nummer 3 Abs. 2 geführt werden, es sei denn, dass dies wider-
legt wird.

6. Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen der Jugendhilfe, Aus- und Fortbildungsstätten und ähn-
liche Einrichtungen sowie Betriebe der öffentlichen Hand und Verwaltungen sind zum Wett-
bewerb mit gewerblichen Unternehmern nicht zuzulassen.
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§ 9
Beschreibung der Leistung

Allgemeines

1. Die Leistung ist eindeutig und so erschöpfend zu beschreiben, dass alle Bewerber die Beschrei-
bung im gleichen Sinne verstehen müssen und ihre Preise sicher und ohne umfangreiche Vorar-
beiten berechnen können. Bedarfspositionen (Eventualpositionen) dürfen nur ausnahmsweise in
die Leistungsbeschreibung aufgenommen werden. Angehängte Stundenlohnarbeiten dürfen nur
in dem unbedingt erforderlichen Umfang in die Leistungsbeschreibung aufgenommen werden.

2. Dem Auftragnehmer darf kein ungewöhnliches Wagnis aufgebürdet werden für Umstände und
Ereignisse, auf die er keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf die Preise und Fristen er
nicht im Voraus schätzen kann.

3. (1) Um eine einwandfreie Preisermittlung zu ermöglichen, sind alle sie beeinflussenden
Umstände festzustellen und in den Verdingungsunterlagen anzugeben.

(2) Erforderlichenfalls sind auch der Zweck und die vorgesehene Beanspruchung der fertigen
Leistung anzugeben.

(3) Die für die Ausführung der Leistung wesentlichen Verhältnisse der Baustelle, z. B. Boden-
und Wasserverhältnisse, sind so zu beschreiben, dass der Bewerber ihre Auswirkungen auf die
bauliche Anlage und die Bauausführung hinreichend beurteilen kann.

(4) Die „Hinweise für das Aufstellen der Leistungsbeschreibung“ in Abschnitt 0 der Allgemei-
nen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, DIN 18299 ff., sind zu beachten.

4. Bei der Beschreibung der Leistung sind die verkehrsüblichen Bezeichnungen zu beachten. 

Technische Spezifikationen

5. Die technischen Anforderungen (Spezifikationen – siehe Anhang TS Nr. 1) an den Auftragsge-
genstand müssen allen Bietern gleichermaßen zugänglich sein und dürfen den Wettbewerb
nicht in unzulässiger Weise behindern.

6. Die technischen Spezifikationen sind in den Verdingungsunterlagen zu formulieren:

(1) entweder unter Bezugnahme auf die in Anhang TS definierten technischen Spezifikationen
in der Rangfolge 

a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 

b) europäische technische Zulassungen, 

c) gemeinsame technische Spezifikationen, 

d) internationale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den europäischen
Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 

e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale technische
Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, Berechnung und
Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten. 

Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 

(2) oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, die so genau zu fassen sind,
dass sie den Unternehmen ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem Auf-
traggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen;

(3) oder in Kombination von Absatz 1 und Absatz 2, d. h. 

a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen unter Bezugnahme auf die Spezifi-
kationen gemäß Absatz 1 als Mittel zur Vermutung der Konformität mit diesen Leistungs-
oder Funktionsanforderungen;
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b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Absatz 1 hinsichtlich bestimmter
Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß
Nummer 2 hinsichtlich anderer Merkmale.

7. Verweist der Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung auf die in Nummer 6 Abs. 1 Buch-
stabe a genannten Spezifikationen, so darf er ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen,
die angebotene Leistung entspräche nicht den herangezogenen Spezifikationen, sofern der Bie-
ter in seinem Angebot dem Auftraggeber nachweist, dass die von ihm vorgeschlagenen Lösun-
gen den Anforderungen der technischen Spezifikation, auf die Bezug genommen wurde,
gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes Mittel kann eine technische Beschreibung des Her-
stellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

8. Legt der Auftraggeber die technischen Spezifikationen in Form von Leistungs- oder Funk-
tionsanforderungen fest, so darf er ein Angebot, das einer nationalen Norm entspricht, mit der
eine europäische Norm umgesetzt wird, oder einer europäischen technischen Zulassung, einer
gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen Norm oder einem technischen
Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien erarbeitet wurde, entspricht, nicht
zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die geforderten Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen betreffen. Der Bieter muss in seinem Angebot mit geeigneten Mitteln dem Auftrag-
geber nachweisen, dass die der Norm entsprechende jeweilige Leistung den Leistungs- oder
Funktionsanforderungen des Auftraggebers entspricht. Als geeignetes Mittel kann eine techni-
sche Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

9. Schreibt der Auftraggeber Umwelteigenschaften in Form von Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen vor, so kann er die Spezifikationen verwenden, die in europäischen, multinationalen
oder anderen Umweltgütezeichen definiert sind, wenn

a) sie sich zur Definition der Merkmale des Auftragsgegenstands eignen,

b) die Anforderungen des Umweltgütezeichens auf Grundlage von wissenschaftlich abge-
sicherten Informationen ausgearbeitet werden;

c) die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem interessierte
Kreise – wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler und Umweltorgani-
sationen – teilnehmen können, und

d) wenn das Umweltgütezeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist.

Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen angeben, dass bei Leistungen, die mit einem
Umweltgütezeichen ausgestattet sind, vermutet wird, dass sie den in der Leistungsbeschrei-
bung festlegten technischen Spezifikationen genügen. Der Auftraggeber muss jedoch auch
jedes andere geeignete Beweismittel, wie technische Unterlagen des Herstellers oder Prüfbe-
richte anerkannter Stellen, akzeptieren. Anerkannte Stellen sind die Prüf- und Eichlaboratorien
sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die mit den anwendbaren europäischen Nor-
men übereinstimmen. Der Auftraggeber erkennt Bescheinigungen von in anderen Mitglied-
staaten ansässigen anerkannten Stellen an.

10. Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, darf in technischen Spezifika-
tionen nicht auf eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren oder
auf Marken, Patente, Typen eines bestimmten Ursprungs oder einer bestimmten Produktion
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte begüns-
tigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn
der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben wer-
den kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.

Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnis

11. Die Leistung soll in der Regel durch eine allgemeine Darstellung der Bauaufgabe (Baube-
schreibung) und ein in Teilleistungen gegliedertes Leistungsverzeichnis beschrieben werden.
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12. Erforderlichenfalls ist die Leistung auch zeichnerisch oder durch Probestücke darzustellen
oder anders zu erklären, z. B. durch Hinweise auf ähnliche Leistungen, durch Mengen- oder
statische Berechnungen. Zeichnungen und Proben, die für die Ausführung maßgebend sein
sollen, sind eindeutig zu bezeichnen.

13. Leistungen, die nach den Vertragsbedingungen, den Technischen Vertragsbedingungen oder
der gewerblichen Verkehrssitte zu der geforderten Leistung gehören (§ 2 Nr. 1 VOB/B), brau-
chen nicht besonders aufgeführt zu werden.

14. Im Leistungsverzeichnis ist die Leistung derart aufzugliedern, dass unter einer Ordnungszahl
(Position) nur solche Leistungen aufgenommen werden, die nach ihrer technischen Beschaf-
fenheit und für die Preisbildung als in sich gleichartig anzusehen sind. Ungleichartige Leistun-
gen sollen unter einer Ordnungszahl (Sammelposition) nur zusammengefasst werden, wenn
eine Teilleistung gegenüber einer anderen für die Bildung eines Durchschnittspreises ohne
nennenswerten Einfluss ist.

Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm

15. Wenn es nach Abwägen aller Umstände zweckmäßig ist, abweichend von Nummer 11 zusam-
men mit der Bauausführung auch den Entwurf für die Leistung dem Wettbewerb zu unterstel-
len, um die technisch, wirtschaftlich und gestalterisch beste sowie funktionsgerechte Lösung
der Bauaufgabe zu ermitteln, kann die Leistung durch ein Leistungsprogramm dargestellt wer-
den.

16. (1) Das Leistungsprogramm umfasst eine Beschreibung der Bauaufgabe, aus der die Bewerber
alle für die Entwurfsbearbeitung und ihr Angebot maßgebenden Bedingungen und Umstände
erkennen können und in der sowohl der Zweck der fertigen Leistung als auch die an sie gestell-
ten technischen, wirtschaftlichen, gestalterischen und funktionsbedingten Anforderungen
angegeben sind, sowie gegebenenfalls ein Musterleistungsverzeichnis, in dem die Mengenan-
gaben ganz oder teilweise offen gelassen sind.

(2) Die Nummern 12 bis 14 gelten sinngemäß.

17. Von dem Bieter ist ein Angebot zu verlangen, das außer der Ausführung der Leistung den Ent-
wurf nebst eingehender Erläuterung und eine Darstellung der Bauausführung sowie eine einge-
hende und zweckmäßig gegliederte Beschreibung der Leistung – gegebenenfalls mit Mengen-
und Preisangaben für Teile der Leistung – umfasst. Bei Beschreibung der Leistung mit Men-
gen- und Preisangaben ist vom Bieter zu verlangen, dass er

a) die Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere die von ihm selbst ermittelten Mengen,
entweder ohne Einschränkung oder im Rahmen einer in den Verdingungsunterlagen anzu-
gebenden Mengentoleranz vertritt und, dass er

b) etwaige Annahmen, zu denen er in besonderen Fällen gezwungen ist, weil zum Zeitpunkt
der Angebotsabgabe einzelne Teilleistungen nach Art und Menge noch nicht bestimmt
werden können (z. B. Aushub-, Abbruch- oder Wasserhaltungsarbeiten) – erforderlichen-
falls anhand von Plänen und Mengenermittlungen – begründet.

§ 10
Vergabeunterlagen

1. (1) Die Vergabeunterlagen bestehen aus

a) dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe), gegebenenfalls Bewerbungsbedin-
gungen (§ 10 Nr. 5) und

b) den Verdingungsunterlagen (§§ 9 und 10 Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 2 bis 4).

(2) In den Verdingungsunterlagen ist vorzuschreiben, dass die Allgemeinen Vertragsbedingun-
gen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und die Allgemeinen Technischen Ver-
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tragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C) Bestandteile des Vertrags werden. Das gilt auch
für etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen und etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbe-
dingungen, soweit sie Bestandteile des Vertrags werden sollen.

2. (1) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie dürfen von
Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein gegebenen
Verhältnisse durch Zusätzliche Vertragsbedingungen ergänzt werden. Diese dürfen den Allge-
meinen Vertragsbedingungen nicht widersprechen.

(2) Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind die Allgemeinen Vertragsbedingungen und
etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen durch Besondere Vertragsbedingungen zu ergänzen.
In diesen sollen sich Abweichungen von den Allgemeinen Vertragsbedingungen auf die Fälle
beschränken, in denen dort besondere Vereinbarungen ausdrücklich vorgesehen sind und auch
nur soweit es die Eigenart der Leistung und ihre Ausführung erfordern. 

3. Die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie
dürfen von Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein
gegebenen Verhältnisse durch Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen ergänzt werden.
Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind Ergänzungen und Änderungen in der Leistungsbe-
schreibung festzulegen.

4. (1) In den Zusätzlichen Vertragsbedingungen oder in den Besonderen Vertragsbedingungen
sollen, soweit erforderlich, folgende Punkte geregelt werden: 

a) Unterlagen (§ 20 Nr. 3, § 3 Nr. 5 und 6 VOB/B),

b) Benutzung von Lager- und Arbeitsplätzen, Zufahrtswegen, Anschlussgleisen, Wasser- und
Energieanschlüssen (§ 4 Nr. 4 VOB/B),

c) Weitervergabe an Nachunternehmer (§ 4 Nr. 8 VOB/B), 

d) Ausführungsfristen (§ 11, § 5 VOB/B),

e) Haftung (§ 10 Nr. 2 VOB/B),

f) Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen (§ 12, § 11 VOB/B), 

g) Abnahme (§ 12 VOB/B), 

h) Vertragsart (§ 5), Abrechnung (§ 14 VOB/B), 

i) Stundenlohnarbeiten (§ 15 VOB/B),

j) Zahlungen, Vorauszahlungen (§ 16 VOB/B), 

k) Sicherheitsleistung (§ 14, § 17 VOB/B),

l) Gerichtsstand (§ 18 Nr. 1 VOB/B),

m) Lohn- und Gehaltsnebenkosten, 

n) Änderung der Vertragspreise (§ 15).

(2) Im Einzelfall erforderliche besondere Vereinbarungen über die Mängelansprüche sowie
deren Verjährung (§ 13, § 13 Nr. 1, 4 und 7 VOB/B) und über die Verteilung der Gefahr bei
Schäden, die durch Hochwasser, Sturmfluten, Grundwasser, Wind, Schnee, Eis und derglei-
chen entstehen können (§ 7 VOB/B), sind in den Besonderen Vertragsbedingungen zu treffen.
Sind für bestimmte Bauleistungen gleichgelagerte Voraussetzungen im Sinne von § 13 gege-
ben, so dürfen die besonderen Vereinbarungen auch in Zusätzlichen Technischen Vertragsbe-
dingungen vorgesehen werden.

5. (1) Für die Versendung der Verdingungsunterlagen (§ 17 Nr. 3) ist ein Anschreiben (Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe) zu verfassen, das alle Angaben enthält, die außer den Verdingungs-
unterlagen für den Entschluss zur Abgabe eines Angebots notwendig sind.
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(2) In dem Anschreiben sind insbesondere anzugeben: 

a) Art und Umfang der Leistung sowie der Ausführungsort, 

b) etwaige Bestimmungen über die Ausführungszeit, 

c) Bezeichnung (Anschrift) der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle und der den
Zuschlag erteilenden Stelle, 

d) Name und Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Unterlagen angefordert und eingesehen
werden können,

e) gegebenenfalls Höhe und Einzelheiten der Zahlung des Entgelts für die Übersendung die-
ser Unterlagen, 

f) Art der Vergabe (§ 3), 

g) etwaige Ortsbesichtigungen, 

h) gegebenenfalls Zulassung von digitalen Angeboten und Verfahren zu ihrer Ver- und Ent-
schlüsselung, 

i) genaue Aufschrift der schriftlichen Angebote oder Bezeichnung der digitalen Angebote,

j) gegebenenfalls auch Anschrift, an die digitale Angebote zu richten sind, 

k) Ort und Zeit des Eröffnungstermins (Ablauf der Angebotsfrist, § 18 Nr. 2) sowie Angabe,
welche Personen zum Eröffnungstermin zugelassen sind (§ 22 Nr. 1 Satz 1), 

l) etwa vom Auftraggeber zur Vorlage für die Beurteilung der Eignung des Bieters verlangte
Unterlagen (§ 8 Nr. 3 und 4), 

m) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen, 

n) Nebenangebote (vgl. Absatz 4), 

o) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose und Vergabe der Lose an verschiedene Bie-
ter, 

p) Zuschlags- und Bindefrist (§ 19), 

q) sonstige Erfordernisse, die die Bewerber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten
müssen, 

r) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthal-
ten sind (z. B. § 16 VOB/B), 

s) die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße
gegen die Vergabebestimmungen wenden kann. 

(3) Der Auftraggeber kann die Bieter auffordern, in ihrem Angebot die Leistungen anzugeben,
die sie an Nachunternehmer zu vergeben beabsichtigen.

(4) Wenn der Auftraggeber Nebenangebote wünscht oder nicht zulassen will, so ist dies anzu-
geben; ebenso ist anzugeben, wenn Nebenangebote ohne gleichzeitige Abgabe eines Hauptan-
gebots ausnahmsweise ausgeschlossen werden. Von Bietern, die eine Leistung anbieten, deren
Ausführung nicht in Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen oder in den Verdin-
gungsunterlagen geregelt ist, sind im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und
Beschaffenheit dieser Leistung zu verlangen.

(5) Auftraggeber, die ständig Bauleistungen vergeben, sollen die Erfordernisse, die die Bewer-
ber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten müssen, in den Bewerbungsbedingungen
zusammenfassen und dem Anschreiben beifügen.

6. Sollen Streitigkeiten aus dem Vertrag unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs im
schiedsrichterlichen Verfahren ausgetragen werden, so ist es in besonderer, nur das Schieds-
verfahren betreffender Urkunde zu vereinbaren, soweit nicht § 1031 Abs. 2 der Zivilprozess-
ordnung auch eine andere Form der Vereinbarung zulässt.
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§ 11
Ausführungsfristen

1. (1) Die Ausführungsfristen sind ausreichend zu bemessen; Jahreszeit, Arbeitsbedingungen und
etwaige besondere Schwierigkeiten sind zu berücksichtigen. Für die Bauvorbereitung ist dem
Auftragnehmer genügend Zeit zu gewähren.

(2) Außergewöhnlich kurze Fristen sind nur bei besonderer Dringlichkeit vorzusehen.

(3) Soll vereinbart werden, dass mit der Ausführung erst nach Aufforderung zu beginnen ist
(§ 5 Nr. 2 VOB/B), so muss die Frist, innerhalb derer die Aufforderung ausgesprochen werden
kann, unter billiger Berücksichtigung der für die Ausführung maßgebenden Verhältnisse
zumutbar sein; sie ist in den Verdingungsunterlagen festzulegen.

2. (1) Wenn es ein erhebliches Interesse des Auftraggebers erfordert, sind Einzelfristen für in sich
abgeschlossene Teile der Leistung zu bestimmen.

(2) Wird ein Bauzeitenplan aufgestellt, damit die Leistungen aller Unternehmer sicher ineinan-
der greifen, so sollen nur die für den Fortgang der Gesamtarbeit besonders wichtigen Einzel-
fristen als vertraglich verbindliche Fristen (Vertragsfristen) bezeichnet werden.

3. Ist für die Einhaltung von Ausführungsfristen die Übergabe von Zeichnungen oder anderen
Unterlagen wichtig, so soll hierfür ebenfalls eine Frist festgelegt werden.

4. Der Auftraggeber darf in den Verdingungsunterlagen eine Pauschalierung des Verzugsscha-
dens (§ 5 Nr. 4 VOB/B) vorsehen; sie soll 5 v. H. der Auftragssumme nicht überschreiten. Der
Nachweis eines geringeren Schadens ist zuzulassen.

§ 12
Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen

1. Vertragsstrafen für die Überschreitung von Vertragsfristen sind nur auszubedingen, wenn die
Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in angemessenen Gren-
zen zu halten.

2. Beschleunigungsvergütungen (Prämien) sind nur vorzusehen, wenn die Fertigstellung vor
Ablauf der Vertragsfristen erhebliche Vorteile bringt.

§ 13
Verjährung der Mängelansprüche

Andere Verjährungsfristen als nach § 13 Nr. 4 VOB/B sollen nur vorgesehen werden, wenn dies
wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist. In solchen Fällen sind alle Umstände gegeneinan-
der abzuwägen, insbesondere, wann etwaige Mängel wahrscheinlich erkennbar werden und wie-
weit die Mängelursachen noch nachgewiesen werden können, aber auch die Wirkung auf die Prei-
se und die Notwendigkeit einer billigen Bemessung der Verjährungsfristen für Mängelansprüche.

§ 14
Sicherheitsleistung

1. Auf Sicherheitsleistung soll ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn Mängel der Leistung
voraussichtlich nicht eintreten oder wenn der Auftragnehmer hinreichend bekannt ist und
genügende Gewähr für die vertragsgemäße Leistung und die Beseitigung etwa auftretender
Mängel bietet. Bei Beschränkter Ausschreibung sowie bei Freihändiger Vergabe sollen Sicher-
heitsleistungen in der Regel nicht verlangt werden.

2. Die Sicherheit soll nicht höher bemessen und ihre Rückgabe nicht für einen späteren Zeitpunkt
vorgesehen werden, als nötig ist, um den Auftraggeber vor Schaden zu bewahren. Die Sicherheit
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für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Vertrag soll 5 v. H. der Auftragssumme
nicht überschreiten. Die Sicherheit für Mängelansprüche soll 3 v. H. der Abrechnungssumme
nicht überschreiten.

§ 15
Änderung der Vergütung

Sind wesentliche Änderungen der Preisermittlungsgrundlagen zu erwarten, deren Eintritt oder
Ausmaß ungewiss ist, so kann eine angemessene Änderung der Vergütung in den Verdingungsun-
terlagen vorgesehen werden. Die Einzelheiten der Preisänderungen sind festzulegen.

§ 16
Grundsätze der Ausschreibung und der Informationsübermittlung

1. Der Auftraggeber soll erst dann ausschreiben, wenn alle Verdingungsunterlagen fertig gestellt
sind und wenn innerhalb der angegebenen Fristen mit der Ausführung begonnen werden kann.

2. Ausschreibungen für vergabefremde Zwecke (z. B. Ertragsberechnungen) sind unzulässig.

3. (1) Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Verdingungsunterlagen an, ob
Informationen per Post, Telefax, direkt, elektronisch oder durch eine Kombination dieser
Kommunikationsmittel übermittelt werden. 

(2) Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und
darf den Zugang der Bewerber und Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. Die
dafür zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen nichtdiskriminie-
rend, allgemein zugänglich und kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie sein.

(3) Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die
Informationen über die Spezifikationen der Geräte, die für die elektronische Übermittlung der
Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Verschlüsselung
zugänglich sind. Außerdem muss gewährleistet sein, dass die in Anhang I genannten Anforde-
rungen erfüllt sind.

4. Der Auftraggeber kann im Internet ein Beschafferprofil einrichten, in dem allgemeine Infor-
mationen wie Kontaktstelle, Telefon- und Faxnummer, Postanschrift und E-Mail-Adresse
sowie Angaben über Ausschreibungen, geplante und vergebene Aufträge oder aufgehobene
Verfahren veröffentlicht werden können.

§ 17
Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen

1. (1) Öffentliche Ausschreibungen sind bekannt zu machen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen
Veröffentlichungsblättern oder auf Internetportalen.

(2) Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten: 

a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mailadresse des Auftraggebers (Ver-
gabestelle), 

b) gewähltes Vergabeverfahren, 

c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist, 

d) Ort der Ausführung, 

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der baulichen Anlage, 
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f) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose einzurei-
chen, 

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungs-
leistungen gefordert werden, 

h) etwaige Frist für die Ausführung, 

i) Name und Anschrift der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und zusätzlichen Unter-
lagen angefordert und eingesehen werden können, falls die Unterlagen auch digital einge-
sehen und angefordert werden können, ist dies anzugeben, 

j) gegebenenfalls Höhe und Einzelheiten der Zahlung des Entgelts für die Übersendung die-
ser Unterlagen, 

k) Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote, 

l) Anschrift, an die die Angebote schriftlich auf direktem Weg oder per Post zu richten sind,
gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote digital zu richten sind, 

m) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen, 

n) Personen, die bei der Eröffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 

o) Datum, Uhrzeit und Ort der Eröffnung der Angebote, 

p) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten, 

q) wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie
enthalten sind, 

r) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird,
haben muss, 

s) verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bieters, 

t) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist, 

u) gegebenenfalls Nichtzulassung von Nebenangeboten, 

v) sonstige Angaben, insbesondere die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann. 

2. (1) Bei Beschränkten Ausschreibungen nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb sind die
Unternehmer durch Bekanntmachungen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen Veröffentlichungs-
blättern oder auf Internetportalen, aufzufordern, ihre Teilnahme am Wettbewerb zu beantragen.

(2) Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten:

a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mailadresse des Auftraggebers (Ver-
gabestelle),

b) gewähltes Vergabeverfahren,

c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist,

d) Ort der Ausführung,

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der baulichen Anlage,

f) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose einzurei-
chen,

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungs-
leistungen gefordert werden,

h) etwaige Frist für die Ausführung,
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i) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird,
haben muss,

j) Ablauf der Einsendefrist für die Anträge auf Teilnahme,

k) Anschrift, an die diese Anträge zu richten sind, 

l) Sprache, in der diese Anträge abgefasst sein müssen,

m) Tag, an dem die Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden,

n) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten,

o) wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweis auf die Vorschriften, in denen sie
enthalten sind,

p) mit dem Teilnahmeantrag verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung (Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit) des Bewerbers,

q) gegebenenfalls Nichtzulassung von Nebenangeboten,

r) sonstige Angaben, insbesondere die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann.

3. Anträge auf Teilnahme sind auch dann zu berücksichtigen, wenn sie durch Telefon, Telefax
oder in sonstiger Weise elektronisch übermittelt werden, sofern die sonstigen Teilnahmebedin-
gungen erfüllt sind.

4. (1) Die Vergabeunterlagen sind den Bewerbern in kürzestmöglicher Frist und in geeigneter
Weise zu übermitteln.

(2) Die Vergabeunterlagen sind bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb an alle ausgewählten Bewerber am selben Tag abzusenden.

5. Jeder Bewerber soll die Leistungsbeschreibung doppelt und alle anderen für die Preisermittlung
wesentlichen Unterlagen einfach erhalten. Wenn von den Unterlagen (außer der Leistungs-
beschreibung) keine Vervielfältigungen abgegeben werden können, sind sie in ausreichender
Weise zur Einsicht auszulegen, wenn nötig, nicht nur am Geschäftssitz des Auftraggebers, son-
dern auch am Ausführungsort oder an einem Nachbarort.

6. Die Namen der Bewerber, die Vergabeunterlagen erhalten oder eingesehen haben, sind geheim
zu halten.

7. (1) Erbitten Bewerber zusätzliche sachdienliche Auskünfte über die Vergabeunterlagen, so
sind die Auskünfte unverzüglich zu erteilen.

(2) Werden einem Bewerber wichtige Aufklärungen über die geforderte Leistung oder die
Grundlagen der Preisermittlung gegeben, so sind sie auch den anderen Bewerbern unverzüg-
lich mitzuteilen, soweit diese bekannt sind.

§ 18
Angebotsfrist, Bewerbungsfrist

1. Für die Bearbeitung und Einreichung der Angebote ist eine ausreichende Angebotsfrist vorzu-
sehen, auch bei Dringlichkeit nicht unter 10 Kalendertagen. Dabei ist insbesondere der zusätz-
liche Aufwand für die Besichtigung von Baustellen oder die Beschaffung von Unterlagen für
die Angebotsbearbeitung zu berücksichtigen.

2. Die Angebotsfrist läuft ab, sobald im Eröffnungstermin der Verhandlungsleiter mit der Öff-
nung der Angebote beginnt.

3. Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote in Textform zurückgezogen werden.

4. Für die Einreichung von Teilnahmeanträgen bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffent-
lichem Teilnahmewettbewerb ist eine ausreichende Bewerbungsfrist vorzusehen.
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§ 19
Zuschlags- und Bindefrist

1. Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem Eröffnungstermin.

2. Die Zuschlagsfrist soll so kurz wie möglich und nicht länger bemessen werden, als der Auf-
traggeber für eine zügige Prüfung und Wertung der Angebote (§§ 23 bis 25) benötigt. Sie soll
nicht mehr als 30 Kalendertage betragen; eine längere Zuschlagsfrist soll nur in begründeten
Fällen festgelegt werden. Das Ende der Zuschlagsfrist ist durch Angabe des Kalendertages zu
bezeichnen.

3. Es ist vorzusehen, dass der Bieter bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist an sein Angebot gebunden
ist (Bindefrist).

4. Die Nummern 1 bis 3 gelten bei Freihändiger Vergabe entsprechend.

§ 20
Kosten

1. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung darf für die Leistungsbeschreibung und die anderen Unter-
lagen ein Entgelt gefordert werden. Dieses Entgelt darf nicht höher sein als die Selbstkosten
des Auftraggebers für die Vervielfältigung der Leistungsbeschreibung und der anderen Unter-
lagen sowie der Kosten der postalischen Versendung an die betreffenden Bieter; dies gilt auch
bei digitaler Übermittlung. In der Bekanntmachung (§ 17 Nr. 1) ist anzugeben, wie hoch es ist
und dass es nicht erstattet wird. 

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind alle Unterlagen unentgelt-
lich abzugeben.

2. (1) Für die Bearbeitung des Angebots wird keine Entschädigung gewährt. Verlangt jedoch der
Auftraggeber, dass der Bewerber Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, statische Berechnungen,
Mengenberechnungen oder andere Unterlagen ausarbeitet, insbesondere in den Fällen des § 9
Nr. 15 bis 17, so ist einheitlich für alle Bieter in der Ausschreibung eine angemessene Entschä-
digung festzusetzen. Ist eine Entschädigung festgesetzt, so steht sie jedem Bieter zu, der ein
der Ausschreibung entsprechendes Angebot mit den geforderten Unterlagen rechtzeitig einge-
reicht hat.

(2) Diese Grundsätze gelten für die Freihändige Vergabe entsprechend.

3. Der Auftraggeber darf Angebotsunterlagen und die in den Angeboten enthaltenen eigenen
Vorschläge eines Bieters nur für die Prüfung und Wertung der Angebote (§§ 23 und 25) ver-
wenden. Eine darüber hinausgehende Verwendung bedarf der vorherigen schriftlichen Verein-
barung.

§ 21
Form und Inhalt der Angebote

1. (1) Der Auftraggeber legt fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Schriftlich
eingereichte Angebote sind immer zuzulassen. Sie müssen unterzeichnet sein. Elektronisch
übermittelte Angebote sind nach Wahl des Auftraggebers mit einer fortgeschrittenen elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz und den Anforderungen des Auftraggebers oder mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen.

(2) Die Auftraggeber haben die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der Angebote auf
geeignete Weise zu gewährleisten. Per Post oder direkt übermittelte Angebote sind in einem
verschlossenen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der
für die Einreichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch übermit-
telten Angeboten ist dies durch entsprechende technische Lösungen nach den Anforderungen
des Auftraggebers und durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die Verschlüsselung muss bis
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zum Ablauf der Frist zur Einreichung der Angebote aufrecht erhalten bleiben. Die Angebote
sollen nur die Preise und die geforderten Erklärungen enthalten. Änderungen des Bieters an
seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 

(3) Änderungen an den Verdingungsunterlagen sind unzulässig.

(4) Der Auftraggeber soll allgemein oder im Einzelfall zulassen, dass Bieter für die Angebots-
abgabe eine selbstgefertigte Abschrift oder stattdessen eine selbstgefertigte Kurzfassung des
Leistungsverzeichnisses benutzen, wenn sie den vom Auftraggeber verfassten Wortlaut der
Urschrift des Leistungsverzeichnisses als allein verbindlich schriftlich anerkennen; Kurzfas-
sungen müssen jedoch die Ordnungszahlen (Positionen) vollzählig, in der gleichen Reihen-
folge und mit den gleichen Nummern wie in der Urschrift, wiedergeben.

(5) Muster und Proben der Bieter müssen als zum Angebot gehörig gekennzeichnet sein.

2. Eine Leistung, die von den vorgesehenen technischen Spezifikationen abweicht, darf angebo-
ten werden, wenn sie mit dem geforderten Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit
und Gebrauchstauglichkeit gleichwertig ist. Die Abweichung muss im Angebot eindeutig
bezeichnet sein. Die Gleichwertigkeit ist mit dem Angebot nachzuweisen.

3. Die Anzahl von Nebenangeboten ist an einer vom Auftraggeber in den Verdingungsunterlagen
bezeichneten Stelle aufzuführen. Etwaige Nebenangebote müssen auf besonderer Anlage
gemacht und als solche deutlich gekennzeichnet werden.

4. Soweit Preisnachlässe ohne Bedingungen gewährt werden, sind diese an einer vom Auftragge-
ber in den Verdingungsunterlagen bezeichneten Stelle aufzuführen.

5. (1) Bietergemeinschaften haben eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für den
Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu bezeichnen.

(2) Fehlt die Bezeichnung im Angebot, so ist sie vor der Zuschlagserteilung beizubringen. 

6. Der Auftraggeber hat die Anforderungen an den Inhalt der Angebote nach den Nummern 1 bis 5
in die Vergabeunterlagen aufzunehmen. 

§ 22
Eröffnungstermin

1. Bei Ausschreibungen ist für die Öffnung und Verlesung (Eröffnung) der Angebote ein Eröff-
nungstermin abzuhalten, in dem nur die Bieter und ihre Bevollmächtigten zugegen sein dürfen.
Bis zu diesem Termin sind die auf direktem Weg oder per Post schriftlich zugegangenen
Angebote, die beim Eingang auf dem ungeöffneten Umschlag zu kennzeichnen sind, unter
Verschluss zu halten; entsprechend sind digitale Angebote zu kennzeichnen und verschlüsselt
aufzubewahren. 

2. Zur Eröffnung zuzulassen sind nur Angebote, die dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ers-
ten Angebots vorliegen.

3. (1) Der Verhandlungsleiter stellt fest, ob der Verschluss der schriftlichen Angebote unversehrt
ist und die digitalen Angebote verschlüsselt sind. 

(2) Die Angebote werden geöffnet und in allen wesentlichen Teilen im Eröffnungstermin
gekennzeichnet. Name und Wohnort der Bieter und die Endbeträge der Angebote oder ihrer
einzelnen Abschnitte, ferner andere den Preis betreffende Angaben werden verlesen. Es wird
bekannt gegeben, ob und von wem Nebenangebote eingereicht sind. Weiteres aus dem Inhalt
der Angebote soll nicht mitgeteilt werden. 

(3) Muster und Proben der Bieter müssen im Termin zur Stelle sein.

4. (1) Über den Eröffnungstermin ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist zu verlesen; in ihr ist
zu vermerken, dass sie verlesen und als richtig anerkannt worden ist oder welche Einwendun-
gen erhoben worden sind.
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(2) Sie ist vom Verhandlungsleiter zu unterschreiben; die anwesenden Bieter und Bevollmäch-
tigten sind berechtigt, mit zu unterzeichnen.

5. Angebote, die bei der Öffnung des ersten Angebots nicht vorgelegen haben (Nummer 2), sind
in der Niederschrift oder in einem Nachtrag besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten und
die etwa bekannten Gründe, aus denen die Angebote nicht vorgelegen haben, sind zu vermer-
ken. Der Umschlag und andere Beweismittel sind aufzubewahren.

6. (1) Ein Angebot, das nachweislich vor Ablauf der Angebotsfrist dem Auftraggeber zugegan-
gen war, aber bei Öffnung des ersten Angebots aus vom Bieter nicht zu vertretenden Gründen
dem Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist wie ein rechtzeitig vorliegendes Angebot zu
behandeln.

(2) Den Bietern ist dieser Sachverhalt unverzüglich schriftlich mitzuteilen. In die Mitteilung
sind die Feststellung, dass der Verschluss unversehrt war und die Angaben nach Nummer 3
Abs. 2 aufzunehmen.

(3) Dieses Angebot ist mit allen Angaben in die Niederschrift oder in einen Nachtrag aufzu-
nehmen. Im Übrigen gilt Nummer 5 Satz 2 und 3.

7. Den Bietern und ihren Bevollmächtigten ist die Einsicht in die Niederschrift und ihre Nach-
träge (Nummern 5 und 6 sowie § 23 Nr. 4) zu gestatten; den Bietern können die Namen der
Bieter sowie die verlesenen und die nachgerechneten Endbeträge der Angebote sowie die Zahl
ihrer Nebenangebote nach der rechnerischen Prüfung mitgeteilt werden. Nach Antragstellung
hat dies unverzüglich zu erfolgen. Die Niederschrift darf nicht veröffentlicht werden. 

8. Die Angebote und ihre Anlagen sind sorgfältig zu verwahren und geheim zu halten; dies gilt
auch bei Freihändiger Vergabe.

§ 23
Prüfung der Angebote

1. Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten Angebots
nicht vorgelegen haben, und Angebote, die den Bestimmungen des § 21 Nr. 1 Abs. 1 bis 3
nicht entsprechen, brauchen nicht geprüft zu werden.

2. Die übrigen Angebote sind rechnerisch, technisch und wirtschaftlich zu prüfen, gegebenenfalls
mit Hilfe von Sachverständigen (§ 7).

3. (1) Entspricht der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multi-
plikation von Mengenansatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. Ist der Ein-
heitspreis in Ziffern und in Worten angegeben und stimmen diese Angaben nicht überein, so
gilt der dem Gesamtbetrag der Ordnungszahl entsprechende Einheitspreis. Entspricht weder
der in Worten noch der in Ziffern angegebene Einheitspreis dem Gesamtbetrag der Ordnungs-
zahl, so gilt der in Worten angegebene Einheitspreis.

(2) Bei Vergabe für eine Pauschalsumme gilt diese ohne Rücksicht auf etwa angegebene Ein-
zelpreise.

(3) Absätze 1 und 2 gelten auch bei Freihändiger Vergabe.

4. Die aufgrund der Prüfung festgestellten Angebotsendsummen sind in der Niederschrift über
den Eröffnungstermin zu vermerken.

§ 24
Aufklärung des Angebotsinhalts

1. (1) Bei Ausschreibungen darf der Auftraggeber nach Öffnung der Angebote bis zur Zuschlags-
erteilung mit einem Bieter nur verhandeln, um sich über seine Eignung, insbesondere seine
technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, das Angebot selbst, etwaige Nebenange-
bote, die geplante Art der Durchführung, etwaige Ursprungsorte oder Bezugsquellen von Stof-
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fen oder Bauteilen und über die Angemessenheit der Preise, wenn nötig durch Einsicht in die
vorzulegenden Preisermittlungen (Kalkulationen), zu unterrichten.

(2) Die Ergebnisse solcher Verhandlungen sind geheim zu halten. Sie sollen schriftlich nieder-
gelegt werden.

2. Verweigert ein Bieter die geforderten Aufklärungen und Angaben, so kann sein Angebot unbe-
rücksichtigt bleiben.

3. Andere Verhandlungen, besonders über Änderung der Angebote oder Preise, sind unstatthaft,
außer wenn sie bei Nebenangeboten oder Angeboten aufgrund eines Leistungsprogramms
nötig sind, um unumgängliche technische Änderungen geringen Umfangs und daraus sich
ergebende Änderungen der Preise zu vereinbaren.

§ 25
Wertung der Angebote

1. (1) Ausgeschlossen werden:

a) Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten Ange-
bots nicht vorgelegen haben, ausgenommen Angebote nach § 22 Nr. 6,

b) Angebote, die dem § 21 Nr. 1 Abs. 1 bis 3 nicht entsprechen,

c) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Ausschreibung eine Abrede getroffen haben,
die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt,

d) Nebenangebote, wenn der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den Vergabeun-
terlagen erklärt hat, dass er diese nicht zulässt.

(2) Außerdem können Angebote von Bietern nach § 8 Nr. 5 sowie Angebote, die dem § 21
Nr. 3 Satz 2 nicht entsprechen, ausgeschlossen werden. 

2. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung ist zunächst die Eignung der Bieter zu prüfen. Dabei sind
anhand der vorgelegten Nachweise die Angebote der Bieter auszuwählen, deren Eignung die
für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendigen Sicherheiten bietet; dies
bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besit-
zen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind nur Umstände zu berück-
sichtigen, die nach Aufforderung zur Angebotsabgabe Zweifel an der Eignung des Bieters
begründen (vgl. § 8 Nr. 4).

3. (1) Auf ein Angebot mit einem unangemessen hohen oder niedrigen Preis darf der Zuschlag
nicht erteilt werden.

(2) Erscheint ein Angebotspreis unangemessen niedrig und ist anhand vorliegender Unterlagen
über die Preisermittlung die Angemessenheit nicht zu beurteilen, ist in Textform vom Bieter
Aufklärung über die Ermittlung der Preise für die Gesamtleistung oder für Teilleistungen zu
verlangen, gegebenenfalls unter Festlegung einer zumutbaren Antwortfrist. Bei der Beurtei-
lung der Angemessenheit sind die Wirtschaftlichkeit des Bauverfahrens, die gewählten techni-
schen Lösungen oder sonstige günstige Ausführungsbedingungen zu berücksichtigen.

(3) In die engere Wahl kommen nur solche Angebote, die unter Berücksichtigung rationellen
Baubetriebs und sparsamer Wirtschaftsführung eine einwandfreie Ausführung einschließlich
Haftung für Mängelansprüche erwarten lassen. Unter diesen Angeboten soll der Zuschlag auf
das Angebot erteilt werden, das unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte, wie z. B. Quali-
tät, Preis, technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Betriebs- und
Folgekosten, Rentabilität, Kundendienst und technische Hilfe oder Ausführungsfrist als das
wirtschaftlichste erscheint. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend.

4. Ein Angebot nach § 21 Nr. 2 ist wie ein Hauptangebot zu werten.
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5. Nebenangebote sind zu werten, es sei denn, der Auftraggeber hat sie in der Bekanntmachung
oder in den Vergabeunterlagen nicht zugelassen. Preisnachlässe ohne Bedingung sind nicht zu
werten, wenn sie nicht an der vom Auftraggeber nach § 21 Nr. 4 bezeichneten Stelle aufge-
führt sind. 

6. Bietergemeinschaften sind Einzelbietern gleichzusetzen, wenn sie die Arbeiten im eigenen
Betrieb oder in den Betrieben der Mitglieder ausführen.

7. Die Bestimmungen der Nummern 2 und 3 gelten auch bei Freihändiger Vergabe. Die Num-
mern 1, 4, 5 und 6 sind entsprechend auch bei Freihändiger Vergabe anzuwenden.

§ 26
Aufhebung der Ausschreibung

1. Die Ausschreibung kann aufgehoben werden: 

a) wenn kein Angebot eingegangen ist, das den Ausschreibungsbedingungen entspricht,

b) wenn die Verdingungsunterlagen grundlegend geändert werden müssen, 

c) wenn andere schwer wiegende Gründe bestehen.

2. Die Bewerber und Bieter sind von der Aufhebung der Ausschreibung unter Angabe der
Gründe, gegebenenfalls über die Absicht, ein neues Vergabeverfahren einzuleiten, unverzüg-
lich zu unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt auf Antrag der Bewerber oder Bieter schriftlich. 

§ 27
Nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote

1. Bieter, deren Angebote ausgeschlossen worden sind (§ 25 Nr. 1), und solche, deren Angebote
nicht in die engere Wahl kommen, sollen so bald wie möglich verständigt werden. Die übrigen
Bieter sind zu verständigen, sobald der Zuschlag erteilt worden ist.

2. Auf Verlangen sind den nicht berücksichtigten Bewerbern oder Bietern innerhalb einer Frist
von 15 Kalendertagen nach Eingang ihres schriftlichen Antrags die Gründe für die Nichtbe-
rücksichtigung ihrer Bewerbung oder ihres Angebots schriftlich mitzuteilen, den Bietern auch
der Name des Auftragnehmers.

3. Nicht berücksichtigte Angebote und Ausarbeitungen der Bieter dürfen nicht für eine neue Ver-
gabe oder für andere Zwecke benutzt werden.

4. Entwürfe, Ausarbeitungen, Muster und Proben zu nicht berücksichtigten Angeboten sind
zurückzugeben, wenn dies im Angebot oder innerhalb von 30 Kalendertagen nach Ablehnung
des Angebots verlangt wird.

§ 28
Zuschlag

1. Der Zuschlag ist möglichst bald, mindestens aber so rechtzeitig zu erteilen, dass dem Bieter die
Erklärung noch vor Ablauf der Zuschlagsfrist (§ 19) zugeht.

2. (1) Wird auf ein Angebot rechtzeitig und ohne Abänderungen der Zuschlag erteilt, so ist damit
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Vertrag abgeschlossen, auch wenn spätere urkund-
liche Festlegung vorgesehen ist.

(2) Werden dagegen Erweiterungen, Einschränkungen oder Änderungen vorgenommen oder
wird der Zuschlag verspätet erteilt, so ist der Bieter bei Erteilung des Zuschlags aufzufordern,
sich unverzüglich über die Annahme zu erklären.
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§ 29
Vertragsurkunde

1. Eine besondere Urkunde braucht über den Vertrag nur dann gefertigt zu werden, wenn der
Vertragsinhalt nicht schon durch das Angebot mit den zugehörigen Unterlagen, das Zuschlags-
schreiben und andere Schriftstücke eindeutig und erschöpfend festgelegt ist.

2. Die Urkunde ist doppelt auszufertigen und von den beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen.
Die Beglaubigung einer Unterschrift kann in besonderen Fällen verlangt werden.

§ 30
Vergabevermerk

1. Über die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der die einzelnen Stufen des Verfahrens, die
maßgebenden Feststellungen sowie die Begründung der einzelnen Entscheidungen enthält.

2. Wird auf die Vorlage zusätzlich zum Angebot verlangter Unterlagen und Nachweise verzich-
tet, ist dies im Vergabevermerk zu begründen.

§ 31
Nachprüfungsstellen

In der Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen sind die Nachprüfungsstellen mit Anschrift
anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die
Vergabebestimmungen wenden kann.

§ 32
Baukonzessionen

1. Baukonzessionen sind Bauaufträge zwischen einem Auftraggeber und einem Unternehmer
(Baukonzessionär), bei denen die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in einer Vergütung in
dem Recht auf Nutzung der baulichen Anlage, gegebenenfalls zuzüglich der Zahlung eines
Preises, besteht.

2. Für die Vergabe von Baukonzessionen sind die §§ 1 bis 31 sinngemäß anzuwenden.
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Anhang I
Anforderungen an die Geräte, die für den elektronischen Empfang der Anträge 

auf Teilnahme und der Angebote verwendet werden

Die Geräte müssen gewährleisten, dass 

a) für die Angebote eine elektronische Signatur verwendet werden kann, 

b) Tag und Uhrzeit des Eingangs der Teilnahmeanträge oder Angebote genau bestimmbar sind, 

c) ein Zugang zu den Daten nicht vor Ablauf des hierfür festgesetzten Termins erfolgt,

d) bei einem Verstoß gegen das Zugangsverbot der Verstoß sicher festgestellt werden kann,

e) ausschließlich die hierfür bestimmten Personen den Zeitpunkt der Öffnung der Daten festlegen
oder ändern können, 

f) der Zugang zu den übermittelten Daten nur möglich ist, wenn die hierfür bestimmten Personen
gleichzeitig und erst nach dem festgesetzten Zeitpunkt tätig werden und 

g) die übermittelten Daten ausschließlich den zur Kenntnisnahme bestimmten Personen zugäng-
lich bleiben.
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Anhang TS
Technische Spezifikationen

Begriffsbestimmungen
1. „Technische Spezifikationen“ sind sämtliche, insbesondere die in den Verdingungsunterlagen

enthaltenen technischen Anforderungen an eine Bauleistung, ein Material, ein Erzeugnis oder
eine Lieferung, mit deren Hilfe die Bauleistung, das Material, das Erzeugnis oder die Liefe-
rung so bezeichnet werden können, dass sie ihren durch den Auftraggeber festgelegten Ver-
wendungszweck erfüllen. Zu diesen technischen Anforderungen gehören Qualitätsstufen,
Umweltleistungsstufen, die Konzeption für alle Verwendungsarten („Design for all“) (ein-
schließlich des Zugangs von Behinderten) sowie Konformitätsbewertung, die Gebrauchstaug-
lichkeit, Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich Konformitätsbewertungsverfahren,
Terminologie, Symbole, Versuchs- und Prüfmethoden, Verpackung, Kennzeichnung und
Beschriftung sowie Produktionsprozesse und -methoden. Außerdem gehören dazu auch die
Vorschriften für die Planung und die Berechnung von Bauwerken, die Bedingungen für die
Prüfung, Inspektion und Abnahme von Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -verfah-
ren und alle anderen technischen Anforderungen, die der Auftraggeber für fertige Bauwerke
oder dazu notwendige Materialien oder Teile durch allgemeine und spezielle Vorschriften
anzugeben in der Lage ist.

2. „Norm“ ist eine technische Spezifikation, die von einem anerkannten Normungsgremium zur
wiederholten oder ständigen Anwendung angenommen wurde, deren Einhaltung jedoch nicht
zwingend vorgeschrieben ist und die unter eine der nachstehenden Kategorien fällt:

– internationale Norm: Norm, die von einem internationalen Normungsgremium angenom-
men wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– europäische Norm: Norm, die von einem europäischen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– nationale Norm: Norm, die von einem nationalen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist.

3. „Europäische technische Zulassung“ ist eine positive technische Beurteilung der Brauchbar-
keit eines Produkts hinsichtlich der Erfüllung der wesentlichen Anforderung an bauliche Anla-
gen; sie erfolgt aufgrund der spezifischen Merkmale des Produkts und der festgelegten
Anwendungs- und Verwendungsbedingungen. Die europäische technische Zulassung wird von
einem zu diesem Zweck in einem Mitgliedstaat zugelassenen Gremium ausgestellt.

4. „Gemeinsame technische Spezifikationen“ sind technische Spezifikationen, die nach einem
von den Mitgliedstaaten anerkannten Verfahren erarbeitet und die im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht wurden.

5. „Technische Bezugsgröße“ ist jeder Bezugsrahmen, der keine offizielle Norm ist und der von
den europäischen Normungsgremien nach den an die Bedürfnisse des Marktes angepassten
Verfahren erarbeitet wurde.
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Abschnitt 2
Basisparagraphen mit zusätzlichen Bestimmungen nach der

Richtlinie 2004/18/EG1)

§ 1
Bauleistungen

Bauleistungen sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, instand gehal-
ten, geändert oder beseitigt wird.

§ 1a
Verpflichtung zur Anwendung der a-Paragraphen

1. (1) Die Bestimmungen der a-Paragraphen sind zusätzlich zu den Basisparagraphen von Auf-
traggebern im Sinne von § 98 Nr. 1 bis 3, 5 und 6 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen für Bauaufträge anzuwenden, bei denen der geschätzte Gesamtauftragswert der
Baumaßnahme bzw. des Bauwerks (alle Bauaufträge für eine bauliche Anlage) mindestens
dem in § 2 Nr. 4 der Vergabeverordnung (VgV) genannten Schwellenwert ohne Umsatzsteuer
entspricht. Der Gesamtauftragswert umfasst auch den geschätzten Wert der vom Auftraggeber
beigestellten Stoffe, Bauteile und Leistungen. Als Bauaufträge gelten Verträge entweder über
die Ausführung oder die gleichzeitige Planung und Ausführung eines Bauvorhabens oder eines
Bauwerks, das Ergebnis von Tief- oder Hochbauarbeiten ist und eine wirtschaftliche und tech-
nische Funktion erfüllen soll, oder einer Bauleistung durch Dritte gemäß den vom Auftragge-
ber genannten Erfordernissen (z. B. Bauträgervertrag, Mietkauf- oder Leasing-Vertrag).

(2) Werden die Bauaufträge im Sinne von Absatz 1 für eine bauliche Anlage in Losen verge-
ben, sind die Bestimmungen der a-Paragraphen anzuwenden 

– bei jedem Los mit einem geschätzten Auftragswert von 1 Million Euro und mehr, 

– unabhängig davon für alle Bauaufträge, bis mindestens 80 v. H. des geschätzten Gesamt-
auftragswertes aller Bauaufträge für die bauliche Anlage erreicht sind. 

2. Die Bestimmungen der a-Paragraphen sind auch anzuwenden, 

– von den im Anhang IV der Richtlinie 2004/18/EG genannten Beschaffungsstellen2), wenn
eine Baumaßnahme aus nur einem Bauauftrag mit mindestens einem Auftragswert nach
§ 2 Nr. 2 VgV ohne Umsatzsteuer besteht, 

– von allen übrigen Auftraggebern, wenn eine Baumaßnahme aus nur einem Bauauftrag mit
mindestens einem Auftragswert nach § 2 Nr. 3 VgV ohne Umsatzsteuer besteht,

und bei dem die Lieferung so überwiegt, dass das Verlegen und Anbringen lediglich eine
Nebenarbeit darstellt. 

3. Maßgebender Zeitpunkt für die Schätzung des Gesamtauftragswerts ist die Einleitung des ers-
ten Vergabeverfahrens für die bauliche Anlage. 

4. Eine bauliche Anlage darf für die Schwellenwertermittlung nicht in der Absicht aufgeteilt wer-
den, sie der Anwendung der a-Paragraphen zu entziehen. 

1) Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über die Koordinierung der Ver-
fahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge, (ABl. EU Nr. L 134 vom 30.
April 2004 S. 114–240

2) AA, BMAS, BMBF, BMELV, BMF, BMFSFJ, BMG, BMI, BMJ, BMU, BMVg, BMVBS, BMWi, BMZ 
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§ 2
Grundsätze der Vergabe

1. Bauleistungen sind an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Unternehmer zu ange-
messenen Preisen zu vergeben. Der Wettbewerb soll die Regel sein. Ungesunde Begleiter-
scheinungen, wie z. B. wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen, sind zu bekämpfen.

2. Bei der Vergabe von Bauleistungen darf kein Unternehmer diskriminiert werden.

3. Es ist anzustreben, die Aufträge so zu erteilen, dass die ganzjährige Bautätigkeit gefördert
wird.

§ 3
Arten der Vergabe

1. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren
nach öffentlicher Aufforderung einer unbeschränkten Zahl von Unternehmern zur Einreichung
von Angeboten vergeben.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren
nach Aufforderung einer beschränkten Zahl von Unternehmern zur Einreichung von Angebo-
ten vergeben, gegebenenfalls nach öffentlicher Aufforderung, Teilnahmeanträge zu stellen
(Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb).

(3) Bei Freihändiger Vergabe werden Bauleistungen ohne ein förmliches Verfahren vergeben. 

2. Öffentliche Ausschreibung muss stattfinden, wenn nicht die Eigenart der Leistung oder beson-
dere Umstände eine Abweichung rechtfertigen.

3. (1) Beschränkte Ausschreibung ist zulässig,

a) wenn die Öffentliche Ausschreibung für den Auftraggeber oder die Bewerber einen Auf-
wand verursachen würde, der zu dem erreichbaren Vorteil oder dem Wert der Leistung im
Missverhältnis stehen würde,

b) wenn eine Öffentliche Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis gehabt hat,

c) wenn die Öffentliche Ausschreibung aus anderen Gründen (z. B. Dringlichkeit, Geheim-
haltung) unzweckmäßig ist.

(2) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb ist zulässig,

a) wenn die Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem beschränkten Kreis von Unterneh-
mern in geeigneter Weise ausgeführt werden kann, besonders wenn außergewöhnliche
Zuverlässigkeit oder Leistungsfähigkeit (z. B. Erfahrung, technische Einrichtungen oder
fachkundige Arbeitskräfte) erforderlich ist,

b) wenn die Bearbeitung des Angebots wegen der Eigenart der Leistung einen außergewöhn-
lich hohen Aufwand erfordert.

4. Freihändige Vergabe ist zulässig, wenn die Öffentliche Ausschreibung oder Beschränkte Aus-
schreibung unzweckmäßig ist, besonders

a) weil für die Leistung aus besonderen Gründen (z. B. Patentschutz, besondere Erfahrung
oder Geräte) nur ein bestimmter Unternehmer in Betracht kommt,

b) weil die Leistung nach Art und Umfang vor der Vergabe nicht eindeutig und erschöpfend
festgelegt werden kann,

c) weil sich eine kleine Leistung von einer vergebenen größeren Leistung nicht ohne Nachteil
trennen lässt, 

d) weil die Leistung besonders dringlich ist,
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e) weil nach Aufhebung einer Öffentlichen Ausschreibung oder Beschränkten Ausschreibung
eine erneute Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis verspricht,

f) weil die auszuführende Leistung Geheimhaltungsvorschriften unterworfen ist.

§ 3a
Arten der Vergabe

1. Bauaufträge im Sinne von § 1a werden vergeben:

a) im Offenen Verfahren, das der Öffentlichen Ausschreibung (§ 3 Nr. 1 Abs. 1) entspricht,

b) im Nichtoffenen Verfahren, das der Beschränkten Ausschreibung nach Öffentlichem Teil-
nahmewettbewerb (§ 3 Nr. 1 Abs. 2) entspricht,

c) im Wettbewerblichen Dialog; ein Wettbewerblicher Dialog ist ein Verfahren zur Vergabe
besonders komplexer Aufträge. In diesem Verfahren erfolgen eine Aufforderung zur Teil-
nahme und anschließend Verhandlungen mit ausgewählten Unternehmen über alle Einzel-
heiten des Auftrags,

d) im Verhandlungsverfahren, das an die Stelle der Freihändigen Vergabe (§ 3 Nr. 1 Abs. 3)
tritt. Beim Verhandlungsverfahren wendet sich der Auftraggeber an ausgewählte Unter-
nehmer und verhandelt mit einem oder mehreren dieser Unternehmer über den Auftragsin-
halt, gegebenenfalls nach Öffentlicher Vergabebekanntmachung.

2. Das Offene Verfahren muss angewendet werden, wenn die Voraussetzungen des § 3 Nr. 2 vor-
liegen.

3. Das Nichtoffene Verfahren ist zulässig, wenn die Voraussetzungen des § 3 Nr. 3 vorliegen
sowie nach Aufhebung eines Offenen Verfahrens oder Nichtoffenen Verfahrens, sofern nicht
das Verhandlungsverfahren zulässig ist.

4. (1) Der Wettbewerbliche Dialog ist zulässig, wenn der Auftraggeber objektiv nicht in der Lage
ist, 

a) die technischen Mittel anzugeben, mit denen seine Bedürfnisse und Ziele erfüllt werden
können oder 

b) die rechtlichen oder finanziellen Bedingungen des Vorhabens anzugeben. 

(2) Der Auftraggeber hat seine Bedürfnisse und Anforderungen bekannt zu machen; die Erläu-
terung dieser Anforderungen erfolgt in der Bekanntmachung oder in einer Beschreibung. 

(3) Mit den im Anschluss an die Bekanntmachung nach Absatz 2 ausgewählten Unternehmen
ist ein Dialog zu eröffnen, in dem der Auftraggeber ermittelt und festlegt, wie seine Bedürf-
nisse am besten erfüllt werden können. Bei diesem Dialog kann er mit den ausgewählten
Unternehmen alle Einzelheiten des Auftrags erörtern. Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen,
dass alle Unternehmen bei dem Dialog gleich behandelt werden. Insbesondere darf er nicht
Informationen so weitergeben, dass bestimmte Unternehmen begünstigt werden könnten. Der
Auftraggeber darf Lösungsvorschläge oder vertrauliche Informationen eines Unternehmens
nicht ohne dessen Zustimmung an die anderen Unternehmen weitergeben und diese nur im
Rahmen des Vergabeverfahrens verwenden. 

(4) Der Auftraggeber kann vorsehen, dass der Dialog in verschiedenen aufeinander folgenden
Phasen abgewickelt wird, um die Zahl der in der Dialogphase zu erörternden Lösungen anhand
der in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen angegebenen Zuschlagskriterien zu
verringern. Der Auftraggeber hat die Unternehmen, deren Lösungen nicht für die nächstfol-
gende Dialogphase vorgesehen sind, darüber zu informieren. In der Schlussphase müssen noch
so viele Angebote vorliegen, dass ein echter Wettbewerb gewährleistet ist.
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(5) Der Auftraggeber hat den Dialog für abgeschlossen zu erklären, wenn

a) eine Lösung gefunden worden ist, die seine Bedürfnisse erfüllt oder 

b) erkennbar ist, dass keine Lösung gefunden werden kann; 

er hat die Unternehmen darüber zu informieren. Im Fall von Buchstabe a hat er die Unterneh-
men aufzufordern, auf der Grundlage der eingereichten und in der Dialogphase näher ausge-
führten Lösungen ihr endgültiges Angebot vorzulegen. Die Angebote müssen alle zur
Ausführung des Projekts erforderlichen Einzelheiten enthalten. Der Auftraggeber kann verlan-
gen, dass Präzisierungen, Klarstellungen und Ergänzungen zu diesen Angeboten gemacht wer-
den. Diese Präzisierungen, Klarstellungen oder Ergänzungen dürfen jedoch keine Änderung der
grundlegenden Elemente des Angebots oder der Ausschreibung zur Folge haben, die den Wett-
bewerb verfälschen oder diskriminierend wirken könnte.

(6) Der Auftraggeber hat die Angebote aufgrund der in der Bekanntmachung oder in der
Beschreibung festgelegten Zuschlagskriterien zu bewerten und das wirtschaftlichste Angebot
auszuwählen. Der Auftraggeber darf das Unternehmen, dessen Angebot als das wirtschaft-
lichste ermittelt wurde, auffordern, bestimmte Einzelheiten des Angebots näher zu erläutern
oder im Angebot enthaltene Zusagen zu bestätigen. Dies darf nicht dazu führen, dass wesentli-
che Aspekte des Angebots oder der Ausschreibung geändert werden, und dass der Wettbewerb
verzerrt wird oder andere am Verfahren beteiligte Unternehmen diskriminiert werden.

(7) Verlangt der Auftraggeber, dass die am Wettbewerblichen Dialog teilnehmenden Unter-
nehmen Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, Berechnungen oder andere Unterlagen ausarbeiten,
muss er einheitlich für alle Unternehmen, die die geforderte Unterlage rechtzeitig vorgelegt
haben, eine angemessene Kostenerstattung hierfür gewähren.

5. Das Verhandlungsverfahren ist zulässig nach Öffentlicher Vergabebekanntmachung,

a) wenn bei einem Offenen Verfahren oder Nichtoffenen Verfahren keine annehmbaren
Angebote abgegeben worden sind, sofern die ursprünglichen Verdingungsunterlagen nicht
grundlegend geändert werden,

b) wenn die betroffenen Bauvorhaben nur zu Forschungs-, Versuchs- oder Entwicklungszwe-
cken und nicht mit dem Ziel der Rentabilität oder der Deckung der Entwicklungskosten
durchgeführt werden,

c) wenn im Ausnahmefall die Leistung nach Art und Umfang oder wegen der damit verbun-
denen Wagnisse nicht eindeutig und so erschöpfend beschrieben werden kann, dass eine
einwandfreie Preisermittlung zwecks Vereinbarung einer festen Vergütung möglich ist.

6. Das Verhandlungsverfahren ist zulässig ohne Öffentliche Vergabebekanntmachung,

a) wenn bei einem Offenen Verfahren oder Nichtoffenen Verfahren keine annehmbaren
Angebote abgegeben worden sind, sofern die ursprünglichen Verdingungsunterlagen nicht
grundlegend geändert werden und in das Verhandlungsverfahren alle Bieter aus dem vor-
ausgegangenen Verfahren einbezogen werden, die fachkundig, zuverlässig und leistungs-
fähig sind,

b) wenn bei einem Offenen Verfahren oder Nichtoffenen Verfahren keine oder nur nach § 25
Nr. 1 auszuschließende Angebote abgegeben worden sind, sofern die ursprünglichen Ver-
dingungsunterlagen nicht grundlegend geändert werden (wegen der Berichtspflicht siehe
§ 33a),

c) wenn die Arbeiten aus technischen oder künstlerischen Gründen oder aufgrund des Schut-
zes von Ausschließlichkeitsrechten nur von einem bestimmten Unternehmer ausgeführt
werden können,

d) weil wegen der Dringlichkeit der Leistung aus zwingenden Gründen infolge von Ereignis-
sen, die der Auftraggeber nicht verursacht hat und nicht voraussehen konnte, die in § 18a
Nr. 1, 2 und 3 vorgeschriebenen Fristen nicht eingehalten werden können,
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e) wenn an einen Auftragnehmer zusätzliche Leistungen vergeben werden sollen, die weder
in seinem Vertrag noch in dem ihm zugrunde liegenden Entwurf enthalten sind, jedoch
wegen eines unvorhergesehenen Ereignisses zur Ausführung der im Hauptauftrag
beschriebenen Leistung erforderlich sind, sofern diese Leistungen

– sich entweder aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht ohne wesentliche
Nachteile für den Auftraggeber vom Hauptauftrag trennen lassen oder

– für die Vollendung der im Hauptauftrag beschriebenen Leistung unbedingt erforderlich
sind, auch wenn sie getrennt vergeben werden könnten, 

vorausgesetzt, dass die geschätzte Vergütung für alle solche zusätzlichen Leistungen die
Hälfte der Vergütung der Leistung nach dem Hauptauftrag nicht überschreitet,

f) wenn gleichartige Bauleistungen wiederholt werden, die durch denselben Auftraggeber an
den Auftragnehmer vergeben werden, der den ersten Auftrag erhalten hat, sofern sie einem
Grundentwurf entsprechen und dieser Entwurf Gegenstand des ersten Auftrags war, der
nach den in § 3a genannten Verfahren vergeben wurde. Die Möglichkeit der Anwendung
dieses Verfahrens muss bereits bei der Ausschreibung des ersten Bauabschnitts angegeben
werden; der für die Fortsetzung der Bauarbeiten in Aussicht genommene Gesamtauftrags-
wert wird vom öffentlichen Auftraggeber bei der Anwendung von § 1a berücksichtigt.
Dieses Verfahren darf jedoch nur binnen drei Jahren nach Abschluss des ersten Auftrags
angewandt werden.

g) bei zusätzlichen Leistungen des ursprünglichen Auftragnehmers, die zur teilweisen
Erneuerung von gelieferten Waren oder Einrichtungen zur laufenden Benutzung oder zur
Erweiterung von Lieferungen oder bestehenden Einrichtungen bestimmt sind, wenn ein
Wechsel des Unternehmers dazu führen würde, dass der Auftraggeber Waren mit unter-
schiedlichen technischen Merkmalen kaufen müsste und dies eine technische Unvereinbar-
keit oder unverhältnismäßige technische Schwierigkeiten bei Gebrauch, Betrieb oder
Wartung mit sich bringen würde. Die Laufzeit dieser Aufträge darf in der Regel drei Jahre
nicht überschreiten. 

Die Fälle der Buchstaben e und f finden nur Anwendung bei der Vergabe von Aufträgen mit
einem Schwellenwert nach § 1a Nr. 1 Abs. 2. Der Fall des Buchstaben g findet nur Anwen-
dung bei der Vergabe von Aufträgen mit einem Schwellenwert nach § 1a Nr. 2.

7. (1) Der Auftraggeber enthält sich beim Verhandlungsverfahren jeder diskriminierenden Wei-
tergabe von Informationen, durch die bestimmte Bieter gegenüber anderen begünstigt werden
können.

(2) Der Auftraggeber kann vorsehen, dass das Verhandlungsverfahren in verschiedenen auf-
einander folgenden Phasen abgewickelt wird, um so die Zahl der Angebote, über die verhan-
delt wird, anhand der in der Bekanntmachung oder in den Verdingungsunterlagen
angegebenen Zuschlagskriterien zu verringern. In der Schlussphase müssen noch so viele
Angebote vorliegen, dass ein echter Wettbewerb gewährleistet ist.

§ 4
Einheitliche Vergabe, Vergabe nach Losen

1. Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass eine einheitliche Ausführung und zweifelsfreie
umfassende Haftung für Mängelansprüche erreicht wird; sie sollen daher in der Regel mit den
zur Leistung gehörigen Lieferungen vergeben werden.

2. Umfangreiche Bauleistungen sollen möglichst in Lose geteilt und nach Losen vergeben wer-
den (Teillose).

3. Bauleistungen verschiedener Handwerks- oder Gewerbezweige sind in der Regel nach Fachge-
bieten oder Gewerbezweigen getrennt zu vergeben (Fachlose). Aus wirtschaftlichen oder tech-
nischen Gründen dürfen mehrere Fachlose zusammen vergeben werden.
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§ 5
Leistungsvertrag, Stundenlohnvertrag, Selbstkostenerstattungsvertrag

1. Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass die Vergütung nach Leistung bemessen wird
(Leistungsvertrag), und zwar:

a) in der Regel zu Einheitspreisen für technisch und wirtschaftlich einheitliche Teilleistun-
gen, deren Menge nach Maß, Gewicht oder Stückzahl vom Auftraggeber in den Verdin-
gungsunterlagen anzugeben ist (Einheitspreisvertrag),

b) in geeigneten Fällen für eine Pauschalsumme, wenn die Leistung nach Ausführungsart und
Umfang genau bestimmt ist und mit einer Änderung bei der Ausführung nicht zu rechnen
ist (Pauschalvertrag).

2. Bauleistungen geringeren Umfangs, die überwiegend Lohnkosten verursachen, dürfen im
Stundenlohn vergeben werden (Stundenlohnvertrag).

3. (1) Bauleistungen größeren Umfangs dürfen ausnahmsweise nach Selbstkosten vergeben wer-
den, wenn sie vor der Vergabe nicht eindeutig und so erschöpfend bestimmt werden können,
dass eine einwandfreie Preisermittlung möglich ist (Selbstkostenerstattungsvertrag).

(2) Bei der Vergabe ist festzulegen, wie Löhne, Stoffe, Gerätevorhaltung und andere Kosten
einschließlich der Gemeinkosten zu vergüten sind und der Gewinn zu bemessen ist.

(3) Wird während der Bauausführung eine einwandfreie Preisermittlung möglich, so soll ein
Leistungsvertrag abgeschlossen werden. Wird das bereits Geleistete nicht in den Leistungsver-
trag einbezogen, so ist auf klare Leistungsabgrenzung zu achten.

§ 6
Angebotsverfahren

1. Das Angebotsverfahren ist darauf abzustellen, dass der Bewerber die Preise, die er für seine
Leistungen fordert, in die Leistungsbeschreibung einzusetzen oder in anderer Weise im Ange-
bot anzugeben hat.

2. Das Auf- und Abgebotsverfahren, bei dem vom Auftraggeber angegebene Preise dem Auf-
und Abgebot der Bieter unterstellt werden, soll nur ausnahmsweise bei regelmäßig wiederkeh-
renden Unterhaltungsarbeiten, deren Umfang möglichst zu umgrenzen ist, angewandt werden.

§ 7
Mitwirkung von Sachverständigen

1. Ist die Mitwirkung von besonderen Sachverständigen zweckmäßig, um 

a) die Vergabe, insbesondere die Verdingungsunterlagen, vorzubereiten oder 

b) die geforderten Preise einschließlich der Vergütungen für Stundenlohnarbeiten (Stunden-
lohnzuschläge, Verrechnungssätze) zu beurteilen oder

c) die vertragsgemäße Ausführung der Leistung zu begutachten,

so sollen die Sachverständigen von den Berufsvertretungen vorgeschlagen werden; diese Sach-
verständigen dürfen weder unmittelbar noch mittelbar an der betreffenden Vergabe beteiligt
sein.

2. Sachverständige im Sinne von Nummer 1 sollen in geeigneten Fällen auf Antrag der Berufs-
vertretungen gehört werden, wenn dem Auftraggeber dadurch keine Kosten entstehen.
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§ 8
Teilnehmer am Wettbewerb

1. Alle Bewerber oder Bieter sind gleich zu behandeln. Der Wettbewerb darf insbesondere nicht
auf Bewerber beschränkt werden, die in bestimmten Regionen oder Orten ansässig sind.

2. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind die Unterlagen an alle Bewerber abzugeben, die sich
gewerbsmäßig mit der Ausführung von Leistungen der ausgeschriebenen Art befassen.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung sollen im Allgemeinen nur 3 bis 8 geeignete Bewerber
aufgefordert werden. Werden von den Bewerbern umfangreiche Vorarbeiten verlangt, die
einen besonderen Aufwand erfordern, so soll die Zahl der Bewerber möglichst eingeschränkt
werden.

(3) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe soll unter den Bewerbern mög-
lichst gewechselt werden.

3. (1) Von den Bewerbern oder Bietern dürfen zum Nachweis ihrer Eignung (Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit) Angaben verlangt werden über

a) den Umsatz des Unternehmers in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit
er Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung ver-
gleichbar sind, unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmern
ausgeführten Aufträgen,

b) die Ausführung von Leistungen in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, die
mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind,

c) die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich
beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufsgruppen,

d) die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung ste-
hende technische Ausrüstung,

e) das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal,

f) die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes, 

g) andere, insbesondere für die Prüfung der Fachkunde geeignete Nachweise. 

Als Nachweise nach den Buchstaben a, c und f sind auch von der zuständigen Stelle ausge-
stellte Bescheinigungen zulässig, aus denen hervorgeht, dass der Unternehmer in einer amt-
lichen Liste in einer Gruppe geführt wird, die den genannten Leistungsmerkmalen entspricht.

(2) Als Nachweis der Eignung (Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit) ist insbe-
sondere auch die vom Auftraggeber direkt abrufbare Eintragung in die allgemein zugängliche
Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) zulässig. Auf den konkreten Auftrag bezogene zusätzliche Nachweise können ver-
langt werden. 

(3) Der Auftraggeber wird andere ihm geeignet erscheinende Nachweise der wirtschaftlichen
und finanziellen Leistungsfähigkeit zulassen, wenn er feststellt, dass stichhaltige Gründe dafür
bestehen.

(4) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind in der Aufforderung zur Angebotsabgabe die Nach-
weise zu bezeichnen, deren Vorlage mit dem Angebot verlangt oder deren spätere Anforderung
vorbehalten wird. Bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb
ist zu verlangen, dass die Nachweise bereits mit dem Teilnahmeantrag vorgelegt werden.

4. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe ist vor der Aufforderung zur
Angebotsabgabe die Eignung der Bewerber zu prüfen. Dabei sind die Bewerber auszuwählen,
deren Eignung die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendige Sicherheit
bietet; dies bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit besitzen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen.
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5. (1) Von der Teilnahme am Wettbewerb dürfen Unternehmer ausgeschlossen werden, 

a) über deren Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes
Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der Antrag mangels
Masse abgelehnt wurde,

b) deren Unternehmen sich in Liquidation befinden, 

c) die nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellt, 

d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur
gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben, 

e) die im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in Bezug auf ihre Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgegeben haben, 

f) die sich nicht bei der Berufsgenossenschaft angemeldet haben. 

(2) Der Auftraggeber darf von den Bewerbern oder Bietern entsprechende Bescheinigungen
der zuständigen Stelle oder Erklärungen verlangen.

(3) Der Nachweis, dass Ausschlussgründe im Sinne von Absatz 1 nicht vorliegen, kann auch
durch eine Bescheinigung nach Nummer 3 Abs. 2 geführt werden, es sei denn, dass dies wider-
legt wird.

6. Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen der Jugendhilfe, Aus- und Fortbildungsstätten und ähn-
liche Einrichtungen sowie Betriebe der öffentlichen Hand und Verwaltungen sind zum Wett-
bewerb mit gewerblichen Unternehmern nicht zuzulassen.

§ 8a
Teilnehmer am Wettbewerb

1. (1) Ein Unternehmen ist von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen Unzuverlässig-
keit auszuschließen, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Ver-
halten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig wegen Verstoßes gegen eine der
folgenden Vorschriften verurteilt worden ist:

a) § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetz-
buches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle
und terroristische Vereinigungen im Ausland), 

b) § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermö-
genswerte),

c) § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EG
oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

d) § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haus-
halt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet
werden,

e) § 334 des Strafgesetzbuches (Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-
Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Beste-
chung, Artikel 7 Abs. 2 Nr. 10 des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 des
Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter
und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes,

f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung aus-
ländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr),

g) § 370 der Abgabenordnung, auch in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung
der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG), soweit sich die
Straftat gegen den Haushalt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in
ihrem Auftrag verwaltet werden.
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Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende
Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn eine
für dieses Unternehmen für die Führung der Geschäfte verantwortlich handelnde Person selbst
gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) dieser Person im Hinblick auf das Verhalten einer ande-
ren für den Bewerber handelnden Person vorliegt.

(2) Als Nachweis, dass die Kenntnis nach Absatz 1 unrichtig ist, akzeptiert der Auftraggeber
eine Urkunde einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde des Herkunftslands. Wenn
eine Urkunde oder Bescheinigung vom Herkunftsland nicht ausgestellt ist oder nicht vollständig
alle vorgesehenen Fälle erwähnt, kann dies durch eine eidesstattliche Erklärung oder eine förm-
liche Erklärung vor einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder
einer dafür qualifizierten Berufsorganisation des Herkunftslands ersetzt werden.

(3) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann nur abgesehen werden, wenn zwingende
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen und andere die Leistung nicht angemessen erbrin-
gen können oder wenn aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls der Verstoß die Zuver-
lässigkeit des Unternehmens nicht in Frage stellt. 

2. Beim Offenen Verfahren gilt § 8 Nr. 2 Abs. 1.

3. Beim Nichtoffenen Verfahren müssen mindestens 5 geeignete Bewerber aufgefordert werden.
§ 8 Nr. 2 Abs. 2 Satz 1 gilt nicht. Auf jeden Fall muss die Zahl der aufgeforderten Bewerber
einen echten Wettbewerb sicherstellen. Die Eignung ist anhand der mit dem Teilnahmeantrag
vorgelegten Nachweise zu prüfen.

4. Beim Verhandlungsverfahren mit Vergabebekanntmachung und beim Wettbewerblichen Dia-
log darf bei einer hinreichenden Anzahl geeigneter Bewerber die Zahl der zu Verhandlungen
aufzufordernden Bewerber nicht unter drei liegen. Es sind jedoch so viele Bewerber zu berück-
sichtigen, dass ein Wettbewerb gewährleistet ist.

5. Beim Verhandlungsverfahren gilt § 8 Nr. 3 bis 5.

6. Will der Auftraggeber im Nichtoffenen Verfahren, im Wettbewerblichen Dialog oder im Ver-
handlungsverfahren die Zahl der Teilnehmer begrenzen, so gibt er in der Bekanntmachung die
von ihm vorgesehenen objektiven und nicht diskriminierenden, auftragsbezogenen Kriterien,
die vorgesehene Mindestzahl und gegebenenfalls auch die Höchstzahl an einzuladenden
Bewerbern an.

7. Kann ein Unternehmer aus einem berechtigten Grund die geforderten Nachweise nicht beibrin-
gen, so kann er den Nachweis seiner Eignung durch Vorlage jedes anderen vom Auftraggeber
als geeignet erachteten Belegs erbringen.

8. Der Auftraggeber kann von Bietergemeinschaften die Annahme einer bestimmten Rechtsform
nur für den Fall der Auftragserteilung verlangen und sofern dies für die ordnungsgemäße
Durchführung des Auftrages notwendig ist.

9. Hat ein Bieter oder Bewerber vor Einleitung des Vergabeverfahrens den Auftraggeber beraten
oder sonst unterstützt, so hat der Auftraggeber sicherzustellen, dass der Wettbewerb durch die
Teilnahme des Bieters oder Bewerbers nicht verfälscht wird.

10. Ein Bieter kann sich, ggf. auch als Mitglied einer Bietergemeinschaft, bei der Erfüllung eines
Auftrags der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen, ungeachtet des rechtlichen Charak-
ters der zwischen ihm und diesen Unternehmen bestehenden Verbindungen. Er muss in diesem
Fall dem Auftraggeber gegenüber nachweisen, dass ihm die erforderlichen Mittel zur Verfü-
gung stehen, indem er beispielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser
Unternehmen vorlegt. 

11. (1) Auftraggeber können zusätzlich Angaben über Umweltmanagementverfahren verlangen,
die der Bewerber oder Bieter bei der Ausführung des Auftrags gegebenenfalls anwenden will.
In diesen Fällen kann der Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass der Bewerber oder Bieter
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bestimmte Normen für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen
unabhängiger Stellen verlangen. In diesen Fällen nehmen sie auf das Gemeinschaftssystem für
das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen für das
Umweltmanagement Bezug, die auf den einschlägigen europäischen oder internationalen Nor-
men beruhen und von entsprechenden Stellen zertifiziert sind, die dem Gemeinschaftsrecht
oder einschlägigen europäischen oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen.
Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen in anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen.
Die Auftraggeber erkennen auch andere Nachweise für gleichwertige Umweltmanagement-
Maßnahmen an, die von Bewerbern oder Bietern vorgelegt werden.

(2) Auftraggeber können zum Nachweis dafür, dass der Bewerber oder Bieter bestimmte Qua-
litätssicherungsnormen erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen verlan-
gen. In diesen Fällen nehmen sie auf Qualitätssicherungsverfahren Bezug, die den
einschlägigen europäischen Normen genügen und von entsprechenden Stellen zertifiziert sind,
die den europäischen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige Bescheinigungen von
Stellen aus anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen. Die Auftraggeber erkennen auch
andere gleichwertige Nachweise für Qualitätssicherungsmaßnahmen an.

§ 9
Beschreibung der Leistung

Allgemeines

1. Die Leistung ist eindeutig und so erschöpfend zu beschreiben, dass alle Bewerber die Beschrei-
bung im gleichen Sinne verstehen müssen und ihre Preise sicher und ohne umfangreiche Vorar-
beiten berechnen können. Bedarfspositionen (Eventualpositionen) dürfen nur ausnahmsweise in
die Leistungsbeschreibung aufgenommen werden. Angehängte Stundenlohnarbeiten dürfen nur
in dem unbedingt erforderlichen Umfang in die Leistungsbeschreibung aufgenommen werden.

2. Dem Auftragnehmer darf kein ungewöhnliches Wagnis aufgebürdet werden für Umstände und
Ereignisse, auf die er keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf die Preise und Fristen er
nicht im Voraus schätzen kann.

3. (1) Um eine einwandfreie Preisermittlung zu ermöglichen, sind alle sie beeinflussenden
Umstände festzustellen und in den Verdingungsunterlagen anzugeben.

(2) Erforderlichenfalls sind auch der Zweck und die vorgesehene Beanspruchung der fertigen
Leistung anzugeben.

(3) Die für die Ausführung der Leistung wesentlichen Verhältnisse der Baustelle, z. B. Boden-
und Wasserverhältnisse, sind so zu beschreiben, dass der Bewerber ihre Auswirkungen auf die
bauliche Anlage und die Bauausführung hinreichend beurteilen kann.

(4) Die „Hinweise für das Aufstellen der Leistungsbeschreibung“ in Abschnitt 0 der Allgemei-
nen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, DIN 18299 ff., sind zu beachten.

4. Bei der Beschreibung der Leistung sind die verkehrsüblichen Bezeichnungen zu beachten. 

Technische Spezifikationen

5. Die technischen Anforderungen (Spezifikationen – siehe Anhang TS Nr. 1) an den Auftragsge-
genstand müssen allen Bietern gleichermaßen zugänglich sein und dürfen den Wettbewerb
nicht in unzulässiger Weise behindern.

6. Die technischen Spezifikationen sind in den Verdingungsunterlagen zu formulieren:

(1) entweder unter Bezugnahme auf die in Anhang TS definierten technischen Spezifikationen
in der Rangfolge 
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a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 

b) europäische technische Zulassungen, 

c) gemeinsame technische Spezifikationen, 

d) internationale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den europäischen
Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 

e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale technische
Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, Berechnung und
Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten. 

Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 

(2) oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, die so genau zu fassen sind,
dass sie den Unternehmen ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem Auf-
traggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen;

(3) oder in Kombination von Absatz 1 und Absatz 2, d. h. 

a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen unter Bezugnahme auf die Spezifi-
kationen gemäß Absatz 1 als Mittel zur Vermutung der Konformität mit diesen Leistungs-
oder Funktionsanforderungen;

b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Absatz 1 hinsichtlich bestimmter
Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß
Nummer 2 hinsichtlich anderer Merkmale.

7. Verweist der Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung auf die in Nummer 6 Abs. 1 Buch-
stabe a genannten Spezifikationen, so darf er ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen,
die angebotene Leistung entspräche nicht den herangezogenen Spezifikationen, sofern der Bie-
ter in seinem Angebot dem Auftraggeber nachweist, dass die von ihm vorgeschlagenen Lösun-
gen den Anforderungen der technischen Spezifikation, auf die Bezug genommen wurde,
gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes Mittel kann eine technische Beschreibung des Her-
stellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

8. Legt der Auftraggeber die technischen Spezifikationen in Form von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen fest, so darf er ein Angebot, das einer nationalen Norm entspricht, mit der
eine europäische Norm umgesetzt wird, oder einer europäischen technischen Zulassung, einer
gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen Norm oder einem technischen
Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien erarbeitet wurde, entspricht, nicht
zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die geforderten Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen betreffen. Der Bieter muss in seinem Angebot mit geeigneten Mitteln dem Auftragge-
ber nachweisen, dass die der Norm entsprechende jeweilige Leistung den Leistungs- oder
Funktionsanforderungen des Auftraggebers entspricht. Als geeignetes Mittel kann eine techni-
sche Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

9. Schreibt der Auftraggeber Umwelteigenschaften in Form von Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen vor, so kann er die Spezifikationen verwenden, die in europäischen, multinationalen
oder anderen Umweltgütezeichen definiert sind, wenn

a) sie sich zur Definition der Merkmale des Auftragsgegenstands eignen,

b) die Anforderungen des Umweltgütezeichens auf Grundlage von wissenschaftlich abgesi-
cherten Informationen ausgearbeitet werden;

c) die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem interessierte
Kreise – wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler und Umweltorgani-
sationen – teilnehmen können, und

d) wenn das Umweltgütezeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist.
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Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen angeben, dass bei Leistungen, die mit einem
Umweltgütezeichen ausgestattet sind, vermutet wird, dass sie den in der Leistungsbeschrei-
bung festgelegten technischen Spezifikationen genügen. Der Auftraggeber muss jedoch auch
jedes andere geeignete Beweismittel, wie technische Unterlagen des Herstellers oder Prüfbe-
richte anerkannter Stellen, akzeptieren. Anerkannte Stellen sind die Prüf- und Eichlaboratorien
sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die mit den anwendbaren europäischen Nor-
men übereinstimmen. Der Auftraggeber erkennt Bescheinigungen von in anderen Mitglied-
staaten ansässigen anerkannten Stellen an.

10. Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, darf in technischen Spezifika-
tionen nicht auf eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren oder
auf Marken, Patente, Typen eines bestimmten Ursprungs oder einer bestimmten Produktion
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte begüns-
tigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn
der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben wer-
den kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.

Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnis

11. Die Leistung soll in der Regel durch eine allgemeine Darstellung der Bauaufgabe (Baube-
schreibung) und ein in Teilleistungen gegliedertes Leistungsverzeichnis beschrieben werden.

12. Erforderlichenfalls ist die Leistung auch zeichnerisch oder durch Probestücke darzustellen
oder anders zu erklären, z. B. durch Hinweise auf ähnliche Leistungen, durch Mengen- oder
statische Berechnungen. Zeichnungen und Proben, die für die Ausführung maßgebend sein
sollen, sind eindeutig zu bezeichnen.

13. Leistungen, die nach den Vertragsbedingungen, den Technischen Vertragsbedingungen oder
der gewerblichen Verkehrssitte zu der geforderten Leistung gehören (§ 2 Nr. 1 VOB/B), brau-
chen nicht besonders aufgeführt zu werden.

14. Im Leistungsverzeichnis ist die Leistung derart aufzugliedern, dass unter einer Ordnungszahl
(Position) nur solche Leistungen aufgenommen werden, die nach ihrer technischen Beschaf-
fenheit und für die Preisbildung als in sich gleichartig anzusehen sind. Ungleichartige Leistun-
gen sollen unter einer Ordnungszahl (Sammelposition) nur zusammengefasst werden, wenn
eine Teilleistung gegenüber einer anderen für die Bildung eines Durchschnittspreises ohne
nennenswerten Einfluss ist.

Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm

15. Wenn es nach Abwägen aller Umstände zweckmäßig ist, abweichend von Nummer 11 zusam-
men mit der Bauausführung auch den Entwurf für die Leistung dem Wettbewerb zu unterstel-
len, um die technisch, wirtschaftlich und gestalterisch beste sowie funktionsgerechte Lösung
der Bauaufgabe zu ermitteln, kann die Leistung durch ein Leistungsprogramm dargestellt wer-
den.

16. (1) Das Leistungsprogramm umfasst eine Beschreibung der Bauaufgabe, aus der die Bewerber
alle für die Entwurfsbearbeitung und ihr Angebot maßgebenden Bedingungen und Umstände
erkennen können und in der sowohl der Zweck der fertigen Leistung als auch die an sie gestell-
ten technischen, wirtschaftlichen, gestalterischen und funktionsbedingten Anforderungen
angegeben sind, sowie gegebenenfalls ein Musterleistungsverzeichnis, in dem die Mengenan-
gaben ganz oder teilweise offen gelassen sind.

(2) Die Nummern 12 bis 14 gelten sinngemäß.

17. Von dem Bieter ist ein Angebot zu verlangen, das außer der Ausführung der Leistung den Ent-
wurf nebst eingehender Erläuterung und eine Darstellung der Bauausführung sowie eine einge-
hende und zweckmäßig gegliederte Beschreibung der Leistung – gegebenenfalls mit Mengen-
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und Preisangaben für Teile der Leistung – umfasst. Bei Beschreibung der Leistung mit Men-
gen- und Preisangaben ist vom Bieter zu verlangen, dass er

a) die Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere die von ihm selbst ermittelten Mengen,
entweder ohne Einschränkung oder im Rahmen einer in den Verdingungsunterlagen anzu-
gebenden Mengentoleranz vertritt und, dass er

b) etwaige Annahmen, zu denen er in besonderen Fällen gezwungen ist, weil zum Zeitpunkt
der Angebotsabgabe einzelne Teilleistungen nach Art und Menge noch nicht bestimmt
werden können (z. B. Aushub-, Abbruch- oder Wasserhaltungsarbeiten) – erforderlichen-
falls anhand von Plänen und Mengenermittlungen – begründet.

§ 10
Vergabeunterlagen

1. (1) Die Vergabeunterlagen bestehen aus

a) dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe), gegebenenfalls Bewerbungsbedin-
gungen (§ 10 Nr. 5) und

b) den Verdingungsunterlagen (§§ 9 und 10 Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 2 bis 4).

(2) In den Verdingungsunterlagen ist vorzuschreiben, dass die Allgemeinen Vertragsbedingun-
gen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und die Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C) Bestandteile des Vertrags werden. Das gilt auch
für etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen und etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbe-
dingungen, soweit sie Bestandteile des Vertrags werden sollen.

2. (1) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie dürfen von
Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein gegebenen
Verhältnisse durch Zusätzliche Vertragsbedingungen ergänzt werden. Diese dürfen den Allge-
meinen Vertragsbedingungen nicht widersprechen.

(2) Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind die Allgemeinen Vertragsbedingungen und
etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen durch Besondere Vertragsbedingungen zu ergänzen.
In diesen sollen sich Abweichungen von den Allgemeinen Vertragsbedingungen auf die Fälle
beschränken, in denen dort besondere Vereinbarungen ausdrücklich vorgesehen sind und auch
nur soweit es die Eigenart der Leistung und ihre Ausführung erfordern. 

3. Die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie
dürfen von Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein
gegebenen Verhältnisse durch Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen ergänzt werden.
Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind Ergänzungen und Änderungen in der Leistungsbe-
schreibung festzulegen.

4. (1) In den Zusätzlichen Vertragsbedingungen oder in den Besonderen Vertragsbedingungen
sollen, soweit erforderlich, folgende Punkte geregelt werden: 

a) Unterlagen (§ 20 Nr. 3, § 3 Nr. 5 und 6 VOB/B),

b) Benutzung von Lager- und Arbeitsplätzen, Zufahrtswegen, Anschlussgleisen, Wasser- und
Energieanschlüssen (§ 4 Nr. 4 VOB/B),

c) Weitervergabe an Nachunternehmer (§ 4 Nr. 8 VOB/B), 

d) Ausführungsfristen (§ 11, § 5 VOB/B),

e) Haftung (§ 10 Nr. 2 VOB/B),

f) Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen (§ 12, § 11 VOB/B), 

g) Abnahme (§ 12 VOB/B), 

h) Vertragsart (§ 5), Abrechnung (§ 14 VOB/B), 
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i) Stundenlohnarbeiten (§ 15 VOB/B),

j) Zahlungen, Vorauszahlungen (§ 16 VOB/B), 

k) Sicherheitsleistung (§ 14, § 17 VOB/B),

l) Gerichtsstand (§ 18 Nr. 1 VOB/B),

m) Lohn- und Gehaltsnebenkosten, 

n) Änderung der Vertragspreise (§ 15).

(2) Im Einzelfall erforderliche besondere Vereinbarungen über die Mängelansprüche sowie
deren Verjährung (§ 13, § 13 Nr. 1, 4 und 7 VOB/B) und über die Verteilung der Gefahr bei
Schäden, die durch Hochwasser, Sturmfluten, Grundwasser, Wind, Schnee, Eis und derglei-
chen entstehen können (§ 7 VOB/B), sind in den Besonderen Vertragsbedingungen zu treffen.
Sind für bestimmte Bauleistungen gleichgelagerte Voraussetzungen im Sinne von § 13 gege-
ben, so dürfen die besonderen Vereinbarungen auch in Zusätzlichen Technischen Vertragsbe-
dingungen vorgesehen werden.

5. (1) Für die Versendung der Verdingungsunterlagen (§ 17 Nr. 3) ist ein Anschreiben (Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe) zu verfassen, das alle Angaben enthält, die außer den Verdingungs-
unterlagen für den Entschluss zur Abgabe eines Angebots notwendig sind.

(2) In dem Anschreiben sind insbesondere anzugeben: 

a) Art und Umfang der Leistung sowie der Ausführungsort, 

b) etwaige Bestimmungen über die Ausführungszeit, 

c) Bezeichnung (Anschrift) der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle und der den
Zuschlag erteilenden Stelle, 

d) Name und Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Unterlagen angefordert und eingesehen
werden können,

e) gegebenenfalls Höhe und Einzelheiten der Zahlung des Entgelts für die Übersendung die-
ser Unterlagen, 

f) Art der Vergabe (§ 3), 

g) etwaige Ortsbesichtigungen, 

h) gegebenenfalls Zulassung von digitalen Angeboten und Verfahren zu ihrer Ver- und Ent-
schlüsselung, 

i) genaue Aufschrift der schriftlichen Angebote oder Bezeichnung der digitalen Angebote,

j) gegebenenfalls auch Anschrift, an die digitale Angebote zu richten sind, 

k) Ort und Zeit des Eröffnungstermins (Ablauf der Angebotsfrist, § 18 Nr. 2) sowie Angabe,
welche Personen zum Eröffnungstermin zugelassen sind (§ 22 Nr. 1 Satz 1), 

l) etwa vom Auftraggeber zur Vorlage für die Beurteilung der Eignung des Bieters verlangte
Unterlagen (§ 8 Nr. 3 und 4), 

m) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen, 

n) Nebenangebote (vgl. Absatz 4), 

o) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose und Vergabe der Lose an verschiedene Bieter, 

p) Zuschlags- und Bindefrist (§ 19), 

q) sonstige Erfordernisse, die die Bewerber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten
müssen, 

r) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthal-
ten sind (z. B. § 16 VOB/B), 
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s) die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße
gegen die Vergabebestimmungen wenden kann. 

(3) Der Auftraggeber kann die Bieter auffordern, in ihrem Angebot die Leistungen anzugeben,
die sie an Nachunternehmer zu vergeben beabsichtigen.

(4) Wenn der Auftraggeber Nebenangebote wünscht oder nicht zulassen will, so ist dies anzu-
geben; ebenso ist anzugeben, wenn Nebenangebote ohne gleichzeitige Abgabe eines Hauptan-
gebots ausnahmsweise ausgeschlossen werden. Von Bietern, die eine Leistung anbieten, deren
Ausführung nicht in Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen oder in den Verdin-
gungsunterlagen geregelt ist, sind im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und
Beschaffenheit dieser Leistung zu verlangen.

(5) Auftraggeber, die ständig Bauleistungen vergeben, sollen die Erfordernisse, die die Bewer-
ber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten müssen, in den Bewerbungsbedingungen
zusammenfassen und dem Anschreiben beifügen.

6. Sollen Streitigkeiten aus dem Vertrag unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs im
schiedsrichterlichen Verfahren ausgetragen werden, so ist es in besonderer, nur das Schieds-
verfahren betreffender Urkunde zu vereinbaren, soweit nicht § 1031 Abs. 2 der Zivilprozess-
ordnung auch eine andere Form der Vereinbarung zulässt.

§ 10a
Vergabeunterlagen

Bei Bauaufträgen im Sinne von § 1a muss das Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe)
außer den Angaben nach § 10 Nr. 5 Abs. 2 folgendes enthalten:

a) Die maßgebenden Wertungskriterien im Sinne von § 25 Nr. 3, sofern nicht in der Bekanntma-
chung angegeben (§ 17a Nr. 2 bis 4). Dabei ist die Gewichtung der einzelnen Kriterien anzuge-
ben. Kann die Gewichtung aus nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben werden, sind in
der Aufforderung zur Angebotsabgabe die Kriterien in der absteigenden Reihenfolge ihrer
Bedeutung zu nennen.

b) Die Angabe, dass die Angebote in deutscher Sprache abzufassen sind.

c) Einen Hinweis auf die Bekanntmachung nach § 17a Nr. 3 beim Nichtoffenen Verfahren und
beim Verhandlungsverfahren.

d) Die Angabe, ob beabsichtigt ist, ein Verhandlungsverfahren oder einen Wettbewerblichen Dia-
log in verschiedenen, aufeinander folgenden Phasen abzuwickeln, um hierbei die Zahl der
Angebote zu begrenzen.

e) Bei Nichtoffenen Verfahren, bei Verhandlungsverfahren mit vorheriger europaweiter Bekannt-
machung und beim Wettbewerblichen Dialog die gleichzeitige Aufforderung in Textform an die
ausgewählten Bewerber ihre Angebote einzureichen, zu verhandeln oder am Wettbewerblichen
Dialog teilzunehmen. Die Aufforderung enthält entweder die Verdingungsunterlagen bzw.
Beschreibung und zusätzliche Unterlagen oder die Angabe des Zugriffs auf die Verdingungsun-
terlagen, wenn diese auf elektronischem Wege unmittelbar zugänglich gemacht werden. 

f) Die Nennung von Mindestanforderungen für Nebenangebote, sofern diese nicht ausgeschlos-
sen sind,

g) Beim Wettbewerblichen Dialog die Nennung von Termin und Ort des Beginns der Konsultati-
onsphase.
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§ 11
Ausführungsfristen

1. (1) Die Ausführungsfristen sind ausreichend zu bemessen; Jahreszeit, Arbeitsbedingungen und
etwaige besondere Schwierigkeiten sind zu berücksichtigen. Für die Bauvorbereitung ist dem
Auftragnehmer genügend Zeit zu gewähren.

(2) Außergewöhnlich kurze Fristen sind nur bei besonderer Dringlichkeit vorzusehen.

(3) Soll vereinbart werden, dass mit der Ausführung erst nach Aufforderung zu beginnen ist
(§ 5 Nr. 2 VOB/B), so muss die Frist, innerhalb derer die Aufforderung ausgesprochen werden
kann, unter billiger Berücksichtigung der für die Ausführung maßgebenden Verhältnisse
zumutbar sein; sie ist in den Verdingungsunterlagen festzulegen.

2. (1) Wenn es ein erhebliches Interesse des Auftraggebers erfordert, sind Einzelfristen für in sich
abgeschlossene Teile der Leistung zu bestimmen.

(2) Wird ein Bauzeitenplan aufgestellt, damit die Leistungen aller Unternehmer sicher ineinan-
der greifen, so sollen nur die für den Fortgang der Gesamtarbeit besonders wichtigen Einzel-
fristen als vertraglich verbindliche Fristen (Vertragsfristen) bezeichnet werden.

3. Ist für die Einhaltung von Ausführungsfristen die Übergabe von Zeichnungen oder anderen
Unterlagen wichtig, so soll hierfür ebenfalls eine Frist festgelegt werden.

4. Der Auftraggeber darf in den Verdingungsunterlagen eine Pauschalierung des Verzugsscha-
dens (§ 5 Nr. 4 VOB/B) vorsehen; sie soll 5 v. H. der Auftragssumme nicht überschreiten. Der
Nachweis eines geringeren Schadens ist zuzulassen.

§ 12
Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen

1. Vertragsstrafen für die Überschreitung von Vertragsfristen sind nur auszubedingen, wenn die
Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in angemessenen Gren-
zen zu halten.

2. Beschleunigungsvergütungen (Prämien) sind nur vorzusehen, wenn die Fertigstellung vor
Ablauf der Vertragsfristen erhebliche Vorteile bringt.

§ 13
Verjährung der Mängelansprüche

Andere Verjährungsfristen als nach § 13 Nr. 4 VOB/B sollen nur vorgesehen werden, wenn dies
wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist. In solchen Fällen sind alle Umstände gegeneinan-
der abzuwägen, insbesondere, wann etwaige Mängel wahrscheinlich erkennbar werden und wie-
weit die Mängelursachen noch nachgewiesen werden können, aber auch die Wirkung auf die Prei-
se und die Notwendigkeit einer billigen Bemessung der Verjährungsfristen für Mängelansprüche.

§ 14
Sicherheitsleistung

1. Auf Sicherheitsleistung soll ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn Mängel der Leistung
voraussichtlich nicht eintreten oder wenn der Auftragnehmer hinreichend bekannt ist und
genügende Gewähr für die vertragsgemäße Leistung und die Beseitigung etwa auftretender
Mängel bietet. Bei Beschränkter Ausschreibung sowie bei Freihändiger Vergabe sollen Sicher-
heitsleistungen in der Regel nicht verlangt werden.

2. Die Sicherheit soll nicht höher bemessen und ihre Rückgabe nicht für einen späteren Zeitpunkt
vorgesehen werden, als nötig ist, um den Auftraggeber vor Schaden zu bewahren. Die Sicherheit
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für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Vertrag soll 5 v. H. der Auftragssumme
nicht überschreiten. Die Sicherheit für Mängelansprüche soll 3 v. H. der Abrechnungssumme
nicht überschreiten.

§ 15
Änderung der Vergütung

Sind wesentliche Änderungen der Preisermittlungsgrundlagen zu erwarten, deren Eintritt oder
Ausmaß ungewiss ist, so kann eine angemessene Änderung der Vergütung in den Verdingungsun-
terlagen vorgesehen werden. Die Einzelheiten der Preisänderungen sind festzulegen.

§ 16
Grundsätze der Ausschreibung und der Informationsübermittlung

1. Der Auftraggeber soll erst dann ausschreiben, wenn alle Verdingungsunterlagen fertig gestellt
sind und wenn innerhalb der angegebenen Fristen mit der Ausführung begonnen werden kann.

2. Ausschreibungen für vergabefremde Zwecke (z. B. Ertragsberechnungen) sind unzulässig.

3. (1) Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Verdingungsunterlagen an, ob
Informationen per Post, Telefax, direkt, elektronisch oder durch eine Kombination dieser
Kommunikationsmittel übermittelt werden. 

(2) Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und
darf den Zugang der Bewerber und Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. Die
dafür zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen nichtdiskriminie-
rend, allgemein zugänglich und kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie sein.

(3) Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die
Informationen über die Spezifikationen der Geräte, die für die elektronische Übermittlung der
Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Verschlüsselung
zugänglich sind. Außerdem muss gewährleistet sein, dass die in Anhang I genannten Anforde-
rungen erfüllt sind.

4. Der Auftraggeber kann im Internet ein Beschafferprofil einrichten, in dem allgemeine Infor-
mationen wie Kontaktstelle, Telefon- und Telefaxnummer, Postanschrift und E-Mail-Adresse
sowie Angaben über Ausschreibungen, geplante und vergebene Aufträge oder aufgehobene
Verfahren veröffentlicht werden können.

§ 16a
Anforderungen an Teilnahmeanträge

1. Die Auftraggeber haben die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der übermittelten
Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren auf geeignete Weise zu gewährleisten. Per Post
oder direkt übermittelte Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in einem verschlos-
senen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der für ihre Ein-
reichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch übermittelten
Teilnahmeanträgen ist dies durch entsprechende organisatorische und technische Lösungen
nach den Anforderungen des Auftraggebers und durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die
Verschlüsselung muss bis zum Ablauf der für ihre Einreichung vorgesehenen Frist aufrecht
erhalten bleiben.

2. Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren können auch per Telefax oder telefonisch
gestellt werden. Werden Anträge auf Teilnahme telefonisch oder per Telefax gestellt, sind
diese vom Bewerber bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Teilnahmeanträge durch
Übermittlung per Post, direkt oder elektronisch zu bestätigen.
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§ 17
Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen

1. (1) Öffentliche Ausschreibungen sind bekannt zu machen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen
Veröffentlichungsblättern oder auf Internetportalen.

(2) Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten: 

a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mailadresse des Auftraggebers (Ver-
gabestelle), 

b) gewähltes Vergabeverfahren, 

c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist, 

d) Ort der Ausführung, 

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der baulichen Anlage, 

f) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose einzurei-
chen, 

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungs-
leistungen gefordert werden, 

h) etwaige Frist für die Ausführung, 

i) Name und Anschrift der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und zusätzlichen Unter-
lagen angefordert und eingesehen werden können, falls die Unterlagen auch digital einge-
sehen und angefordert werden können, ist dies anzugeben, 

j) gegebenenfalls Höhe und Einzelheiten der Zahlung des Entgelts für die Übersendung die-
ser Unterlagen, 

k) Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote, 

l) Anschrift, an die die Angebote schriftlich auf direktem Weg oder per Post zu richten sind,
gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote digital zu richten sind, 

m) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen, 

n) Personen, die bei der Eröffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 

o) Datum, Uhrzeit und Ort der Eröffnung der Angebote, 

p) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten, 

q) wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie
enthalten sind, 

r) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird,
haben muss, 

s) verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bieters, 

t) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist, 

u) gegebenenfalls Nichtzulassung von Nebenangeboten, 

v) sonstige Angaben, insbesondere die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann. 

2. (1) Bei Beschränkten Ausschreibungen nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb sind die
Unternehmer durch Bekanntmachungen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen Veröffentlichungs-
blättern oder auf Internetportalen, aufzufordern, ihre Teilnahme am Wettbewerb zu beantragen.
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(2) Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten:

a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mailadresse des Auftraggebers (Ver-
gabestelle),

b) gewähltes Vergabeverfahren,

c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist,

d) Ort der Ausführung,

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der baulichen Anlage,

f) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose einzurei-
chen,

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungs-
leistungen gefordert werden,

h) etwaige Frist für die Ausführung,

i) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird,
haben muss,

j) Ablauf der Einsendefrist für die Anträge auf Teilnahme,

k) Anschrift, an die diese Anträge zu richten sind, 

l) Sprache, in der diese Anträge abgefasst sein müssen,

m) Tag, an dem die Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden,

n) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten,

o) wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweis auf die Vorschriften, in denen sie
enthalten sind,

p) mit dem Teilnahmeantrag verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung (Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit) des Bewerbers,

q) gegebenenfalls Nichtzulassung von Nebenangeboten,

r) sonstige Angaben, insbesondere die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann.

3. Anträge auf Teilnahme sind auch dann zu berücksichtigen, wenn sie durch Telefon, Telefax
oder in sonstiger Weise elektronisch übermittelt werden, sofern die sonstigen Teilnahmebedin-
gungen erfüllt sind.

4. (1) Die Vergabeunterlagen sind den Bewerbern in kürzestmöglicher Frist und in geeigneter
Weise zu übermitteln.

(2) Die Vergabeunterlagen sind bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb an alle ausgewählten Bewerber am selben Tag abzusenden.

5. Jeder Bewerber soll die Leistungsbeschreibung doppelt und alle anderen für die Preisermitt-
lung wesentlichen Unterlagen einfach erhalten. Wenn von den Unterlagen (außer der Leis-
tungsbeschreibung) keine Vervielfältigungen abgegeben werden können, sind sie in
ausreichender Weise zur Einsicht auszulegen, wenn nötig, nicht nur am Geschäftssitz des Auf-
traggebers, sondern auch am Ausführungsort oder an einem Nachbarort.

6. Die Namen der Bewerber, die Vergabeunterlagen erhalten oder eingesehen haben, sind geheim
zu halten.

7. (1) Erbitten Bewerber zusätzliche sachdienliche Auskünfte über die Vergabeunterlagen, so
sind die Auskünfte unverzüglich zu erteilen.
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(2) Werden einem Bewerber wichtige Aufklärungen über die geforderte Leistung oder die
Grundlagen der Preisermittlung gegeben, so sind sie auch den anderen Bewerbern unverzüg-
lich mitzuteilen, soweit diese bekannt sind.

§ 17a
Vorinformation, Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen

1. (1) Die wesentlichen Merkmale für 

– eine beabsichtigte bauliche Anlage mit mindestens einem geschätzten Gesamtauftragswert
nach § 2 Nr. 4 VgV ohne Umsatzsteuer, 

– einen beabsichtigten Bauauftrag, bei dem der Wert der zu liefernden Stoffe und Bauteile
weit überwiegt, mit einem geschätzten Auftragswert von mindestens 750 000 Euro, 

sind als Vorinformation bekannt zu machen. 

(2) Die Vorinformation ist nur dann zwingend vorgeschrieben, wenn die Auftraggeber die
Möglichkeit wahrnehmen, die Frist für den Eingang der Angebote gemäß § 18a Nr. 1 Abs. 2
zu verkürzen.

(3) Die Vorinformation ist nach dem in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 enthal-
tenen Muster zu erstellen.

(4) Sie sind sobald wie möglich nach Genehmigung der Planung dem Amt für amtliche Veröf-
fentlichungen der Europäischen Gemeinschaften1) zu übermitteln oder im Beschafferprofil nach
§ 16 Nr. 4 zu veröffentlichen; in diesem Fall ist dem Amt für amtliche Veröffentlichungen zuvor
auf elektronischem Wege die Veröffentlichung mit dem in Anhang VIII der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005 enthaltenem Muster zu melden. Die Vorinformation kann außerdem in Tageszei-
tungen, amtlichen Veröffentlichungsblättern oder Internetportalen veröffentlicht werden.

2. (1) Werden Bauaufträge im Sinne von § 1a im Wege eines Offenen Verfahrens, eines Nichtof-
fenen Verfahrens, eines Wettbewerblichen Dialogs oder eines Verhandlungsverfahrens mit
Vergabebekanntmachung vergeben, sind die Unternehmer durch Bekanntmachungen aufzufor-
dern, ihre Teilnahme am Wettbewerb zu beantragen.

(2) Die Bekanntmachungen müssen die in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005
geforderten Informationen enthalten und sind im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
zu veröffentlichen. Sie sind dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften unverzüglich, in Fällen des beschleunigten Verfahrens per Telefax oder elek-
tronisch2) zu übermitteln. Die Bekanntmachung soll sich auf ca. 650 Wörter beschränken.

(3) Der Tag der Absendung an das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften muss nachgewiesen werden können.

(4) Die Bekanntmachung wird unentgeltlich, spätestens 12 Tage nach der Absendung im Sup-
plement zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in der Originalsprache veröffent-
licht. Eine Zusammenfassung der wichtigsten Angaben wird in den übrigen Amtssprachen der
Gemeinschaften veröffentlicht; der Wortlaut in der Originalsprache ist verbindlich.

(5) Die Bekanntmachungen können auch inländisch veröffentlicht werden, z. B. in Tageszei-
tungen, amtlichen Veröffentlichungsblättern oder Internetportalen. Sie dürfen nur die dem
Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften übermittelten Anga-
ben enthalten und dürfen nicht vor Absendung an dieses Amt veröffentlicht werden.

(6) Bekanntmachungen, die über das Internetportal des Amtes für amtliche Veröffentlichungen
der Europäischen Gemeinschaften3) auf elektronischem Wege erstellt und übermittelt wurden

1) Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2, rue mercier, L-2985 Luxemburg 1
2) http://simap.eu.int
3) http://simap.eu.int
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(elektronische Bekanntmachung), werden abweichend von Abs. 4 spätestens 5 Kalendertage
nach ihrer Absendung veröffentlicht.

3. (1) Die Bekanntmachung eines Offenen Verfahrens oder Nichtoffenen Verfahrens muss außer
den Angaben nach § 17 Nr. 1 Abs. 2 bzw. § 17 Nr. 2 Abs. 2 folgende Angaben enthalten:

– gegebenenfalls Hinweis auf beschleunigtes Verfahren wegen Dringlichkeit,

– Kriterien und deren Gewichtung für die Auftragserteilung, wenn diese nicht im Anschrei-
ben (Aufforderung zur Angebotsabgabe) genannt werden (siehe § 10a),

– Tag der Veröffentlichung der Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften oder Hinweis auf ihre Nichtveröffentlichung,

– Tag der Absendung der Bekanntmachung.

(2) Die Bekanntmachung eines Verhandlungsverfahrens und eines Wettbewerblichen Dialogs
muss die in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 geforderten Angaben enthalten.

4. (1) Die Bekanntmachung ist beim Offenen Verfahren, Nichtoffenen Verfahren, Verhandlungs-
verfahren und Wettbewerblichen Dialog nach dem im Anhang II der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005 enthaltenen Muster zu erstellen.

(2) Dabei sind zu allen Nummern Angaben zu machen; die Texte des Musters sind nicht zu
wiederholen.

5. Sind bei Offenen Verfahren die Vergabeunterlagen nicht auf elektronischem Weg frei, direkt
und vollständig verfügbar, werden die Vergabeunterlagen den Bewerbern binnen 6 Kalender-
tagen nach Eingang des Antrags zugesandt, sofern dieser Antrag rechtzeitig vor dem Schluss-
termin für den Eingang der Angebote eingegangen ist.

6. Rechtzeitig beantragte Auskünfte über die Vergabeunterlagen sind spätestens 6 Kalendertage
vor Ablauf der Angebotsfrist zu erteilen. Bei Nichtoffenen Verfahren und beschleunigten Ver-
handlungsverfahren nach § 18a Nr. 2 Abs. 4a beträgt diese Frist 4 Kalendertage.

§ 18
Angebotsfrist, Bewerbungsfrist

1. Für die Bearbeitung und Einreichung der Angebote ist eine ausreichende Angebotsfrist vorzu-
sehen, auch bei Dringlichkeit nicht unter 10 Kalendertagen. Dabei ist insbesondere der zusätz-
liche Aufwand für die Besichtigung von Baustellen oder die Beschaffung von Unterlagen für
die Angebotsbearbeitung zu berücksichtigen.

2. Die Angebotsfrist läuft ab, sobald im Eröffnungstermin der Verhandlungsleiter mit der Öff-
nung der Angebote beginnt.

3. Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote in Textform zurückgezogen werden.

4. Für die Einreichung von Teilnahmeanträgen bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentli-
chem Teilnahmewettbewerb ist eine ausreichende Bewerbungsfrist vorzusehen.

§ 18a
Angebotsfrist, Bewerbungsfrist

1. (1) Beim Offenen Verfahren beträgt die Frist für den Eingang der Angebote (Angebotsfrist)
mindestens 52 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der Bekanntmachung.

(2) Die Frist für den Eingang der Angebote kann verkürzt werden, wenn eine Vorinformation
gemäß § 17a Nr. 1 nach dem vorgeschriebenen Muster (Anhang I der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005) mindestens 52 Kalendertage, höchstens aber 12 Monate vor dem Zeitpunkt der
Absendung der Bekanntmachung des Auftrags im Offenen Verfahren nach § 17a Nr. 2 an das
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften abgesandt wurde. Diese Vorinformation muss
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mindestens die im Muster einer Bekanntmachung (Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1564/
2005) für das Offene Verfahren geforderten Angaben enthalten, soweit diese Informationen
zum Zeitpunkt der Absendung der Vorinformation vorlagen.

Die verkürzte Frist muss für die Interessenten ausreichen, um ordnungsgemäße Angebote ein-
reichen zu können. Sie sollte generell mindestens 36 Kalendertage vom Zeitpunkt der Absen-
dung der Bekanntmachung des Auftrags an betragen; sie darf 22 Kalendertage nicht
unterschreiten.

(3) Können die Verdingungsunterlagen, die zusätzlichen Unterlagen oder die geforderten Aus-
künfte wegen ihres großen Umfangs nicht innerhalb der in § 17a Nr. 5 und 6 genannten Fristen
zugesandt bzw. erteilt werden, sind die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Fristen ange-
messen zu verlängern.

(4) Bei Bekanntmachungen, die über das Internetportal des Amtes für amtliche Veröffent-
lichungen der Europäischen Gemeinschaften*) auf elektronischem Wege erstellt und übermit-
telt werden (elektronische Bekanntmachung), können die in Absatz 1 und 2 genannten
Angebotsfristen um 7 Kalendertage verkürzt werden.

(5) Die Angebotsfrist kann um weitere 5 Kalendertage verkürzt werden, wenn ab der Veröf-
fentlichung der Bekanntmachung die Verdingungsunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen
auf elektronischem Wege frei, direkt und vollständig verfügbar gemacht werden; in der
Bekanntmachung ist die Internetadresse anzugeben, unter der diese Unterlagen abrufbar sind.

(6) Im Offenen Verfahren darf die Kumulierung der Verkürzungen keinesfalls zu einer Ange-
botsfrist führen, die kürzer ist als 15 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der
Bekanntmachung.

2. (1) Beim Nichtoffenen Verfahren beträgt die Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme
(Bewerbungsfrist) mindestens 37 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der
Bekanntmachung. Aus Gründen der Dringlichkeit kann die Bewerbungsfrist auf 15 Kalender-
tage verkürzt werden.

(2) Die Bewerbungsfrist kann bei elektronischen Bekanntmachungen gemäß Nummer 1 Abs. 4
um 7 Kalendertage verkürzt werden.

(3) Beim Nichtoffenen Verfahren beträgt die Angebotsfrist mindestens 40 Kalendertage,
gerechnet vom Tag nach Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. Die Frist für den
Eingang der Angebote kann auf 26 Kalendertage verkürzt werden, wenn eine Vorinformation
gemäß § 17a Nr. 1 nach dem vorgeschriebenen Muster (Anhang I der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005) mindestens 52 Kalendertage, höchstens aber 12 Monate vor dem Zeitpunkt der
Absendung der Bekanntmachung des Auftrags im Nichtoffenen Verfahren nach § 17a Nr. 2 an
das Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften abgesandt wurde. Diese Vorinformation
muss mindestens die im Muster einer Bekanntmachung (Anhang II der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005) für das Nichtoffene Verfahren oder gegebenenfalls die im Muster einer
Bekanntmachung (Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005) für das Verhandlungsver-
fahren geforderten Angaben enthalten, soweit diese Informationen zum Zeitpunkt der Absen-
dung der Vorinformation vorlagen.

(4) Aus Gründen der Dringlichkeit können diese Fristen wie folgt verkürzt werden:

a) auf mindestens 15 Kalendertage für den Eingang der Anträge auf Teilnahme bzw. mindes-
tens 10 Kalendertage bei elektronischer Bekanntmachung gemäß Nummer 1 Abs. 4,

b) bei Nichtoffenen Verfahren auf mindestens 10 Kalendertage für den Eingang der Ange-
bote.

(5) Die Angebotsfrist kann um weitere 5 Kalendertage verkürzt werden, wenn ab der Veröf-
fentlichung der Bekanntmachung die Verdingungsunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen

*) http://simap.eu.int
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auf elektronischem Wege frei, direkt und vollständig verfügbar gemacht werden; in der
Bekanntmachung ist die Internetadresse anzugeben, unter der diese Unterlagen abrufbar sind.

3. Beim Wettbewerblichen Dialog ist entsprechend Nummer 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 und
beim Verhandlungsverfahren mit Vergabebekanntmachung ist entsprechend Nummer 2 Abs. 1
und 2 zu verfahren. 

4. Können die Angebote nur nach einer Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in nicht übersandte
Unterlagen erstellt werden und können die Fristen der Nummern 1 und 2 deswegen nicht ein-
gehalten werden, so sind sie angemessen zu verlängern.

§ 19
Zuschlags- und Bindefrist

1. Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem Eröffnungstermin.

2. Die Zuschlagsfrist soll so kurz wie möglich und nicht länger bemessen werden, als der Auf-
traggeber für eine zügige Prüfung und Wertung der Angebote (§§ 23 bis 25) benötigt. Sie soll
nicht mehr als 30 Kalendertage betragen; eine längere Zuschlagsfrist soll nur in begründeten
Fällen festgelegt werden. Das Ende der Zuschlagsfrist ist durch Angabe des Kalendertages zu
bezeichnen.

3. Es ist vorzusehen, dass der Bieter bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist an sein Angebot gebunden
ist (Bindefrist).

4. Die Nummern 1 bis 3 gelten bei Freihändiger Vergabe entsprechend.

§ 20
Kosten

1. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung darf für die Leistungsbeschreibung und die anderen Unter-
lagen ein Entgelt gefordert werden. Dieses Entgelt darf nicht höher sein als die Selbstkosten
des Auftraggebers für die Vervielfältigung der Leistungsbeschreibung und der anderen Unter-
lagen sowie der Kosten der postalischen Versendung an die betreffenden Bieter; dies gilt auch
bei digitaler Übermittlung. In der Bekanntmachung (§ 17 Nr. 1) ist anzugeben, wie hoch es ist
und dass es nicht erstattet wird. 

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind alle Unterlagen unentgelt-
lich abzugeben.

2. (1) Für die Bearbeitung des Angebots wird keine Entschädigung gewährt. Verlangt jedoch der
Auftraggeber, dass der Bewerber Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, statische Berechnungen,
Mengenberechnungen oder andere Unterlagen ausarbeitet, insbesondere in den Fällen des § 9
Nr. 15 bis 17, so ist einheitlich für alle Bieter in der Ausschreibung eine angemessene Entschä-
digung festzusetzen. Ist eine Entschädigung festgesetzt, so steht sie jedem Bieter zu, der ein
der Ausschreibung entsprechendes Angebot mit den geforderten Unterlagen rechtzeitig einge-
reicht hat.

(2) Diese Grundsätze gelten für die Freihändige Vergabe entsprechend.

3. Der Auftraggeber darf Angebotsunterlagen und die in den Angeboten enthaltenen eigenen
Vorschläge eines Bieters nur für die Prüfung und Wertung der Angebote (§§ 23 und 25) ver-
wenden. Eine darüber hinausgehende Verwendung bedarf der vorherigen schriftlichen Verein-
barung.
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§ 21
Form und Inhalt der Angebote

1. (1) Der Auftraggeber legt fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Schriftlich
eingereichte Angebote sind immer zuzulassen. Sie müssen unterzeichnet sein. Elektronisch
übermittelte Angebote sind nach Wahl des Auftraggebers mit einer fortgeschrittenen elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz und den Anforderungen des Auftraggebers oder mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen.

(2) Die Auftraggeber haben die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der Angebote auf
geeignete Weise zu gewährleisten. Per Post oder direkt übermittelte Angebote sind in einem
verschlossenen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der
für die Einreichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch übermit-
telten Angeboten ist dies durch entsprechende technische Lösungen nach den Anforderungen
des Auftraggebers und durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die Verschlüsselung muss bis
zum Ablauf der Frist zur Einreichung der Angebote aufrecht erhalten bleiben. Die Angebote
sollen nur die Preise und die geforderten Erklärungen enthalten. Änderungen des Bieters an
seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein. 

(3) Änderungen an den Verdingungsunterlagen sind unzulässig.

(4) Der Auftraggeber soll allgemein oder im Einzelfall zulassen, dass Bieter für die Angebots-
abgabe eine selbstgefertigte Abschrift oder stattdessen eine selbstgefertigte Kurzfassung des
Leistungsverzeichnisses benutzen, wenn sie den vom Auftraggeber verfassten Wortlaut der
Urschrift des Leistungsverzeichnisses als allein verbindlich schriftlich anerkennen; Kurzfas-
sungen müssen jedoch die Ordnungszahlen (Positionen) vollzählig, in der gleichen Reihen-
folge und mit den gleichen Nummern wie in der Urschrift, wiedergeben.

(5) Muster und Proben der Bieter müssen als zum Angebot gehörig gekennzeichnet sein.

2. Eine Leistung, die von den vorgesehenen technischen Spezifikationen abweicht, darf angebo-
ten werden, wenn sie mit dem geforderten Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit
und Gebrauchstauglichkeit gleichwertig ist. Die Abweichung muss im Angebot eindeutig
bezeichnet sein. Die Gleichwertigkeit ist mit dem Angebot nachzuweisen.

3. Die Anzahl von Nebenangeboten ist an einer vom Auftraggeber in den Verdingungsunterlagen
bezeichneten Stelle aufzuführen. Etwaige Nebenangebote müssen auf besonderer Anlage
gemacht und als solche deutlich gekennzeichnet werden.

4. Soweit Preisnachlässe ohne Bedingungen gewährt werden, sind diese an einer vom Auftragge-
ber in den Verdingungsunterlagen bezeichneten Stelle aufzuführen.

5. (1) Bietergemeinschaften haben eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für den
Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu bezeichnen.

(2) Fehlt die Bezeichnung im Angebot, so ist sie vor der Zuschlagserteilung beizubringen. 

6. Der Auftraggeber hat die Anforderungen an den Inhalt der Angebote nach den Nummern 1 bis
5 in die Vergabeunterlagen aufzunehmen. 

§ 21a
Form der Angebote

§ 21 Nr. 1 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht.

§ 22
Eröffnungstermin

1. Bei Ausschreibungen ist für die Öffnung und Verlesung (Eröffnung) der Angebote ein Eröff-
nungstermin abzuhalten, in dem nur die Bieter und ihre Bevollmächtigten zugegen sein dürfen.
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Bis zu diesem Termin sind die auf direktem Weg oder per Post schriftlich zugegangenen
Angebote, die beim Eingang auf dem ungeöffneten Umschlag zu kennzeichnen sind, unter
Verschluss zu halten; entsprechend sind digitale Angebote zu kennzeichnen und verschlüsselt
aufzubewahren. 

2. Zur Eröffnung zuzulassen sind nur Angebote, die dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ers-
ten Angebots vorliegen.

3. (1) Der Verhandlungsleiter stellt fest, ob der Verschluss der schriftlichen Angebote unversehrt
ist und die digitalen Angebote verschlüsselt sind. 

(2) Die Angebote werden geöffnet und in allen wesentlichen Teilen im Eröffnungstermin
gekennzeichnet. Name und Wohnort der Bieter und die Endbeträge der Angebote oder ihrer
einzelnen Abschnitte, ferner andere den Preis betreffende Angaben werden verlesen. Es wird
bekannt gegeben, ob und von wem Nebenangebote eingereicht sind. Weiteres aus dem Inhalt
der Angebote soll nicht mitgeteilt werden. 

(3) Muster und Proben der Bieter müssen im Termin zur Stelle sein.

4. (1) Über den Eröffnungstermin ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist zu verlesen; in ihr ist
zu vermerken, dass sie verlesen und als richtig anerkannt worden ist oder welche Einwendun-
gen erhoben worden sind.

(2) Sie ist vom Verhandlungsleiter zu unterschreiben; die anwesenden Bieter und Bevollmäch-
tigten sind berechtigt, mit zu unterzeichnen.

5. Angebote, die bei der Öffnung des ersten Angebots nicht vorgelegen haben (Nummer 2), sind
in der Niederschrift oder in einem Nachtrag besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten und
die etwa bekannten Gründe, aus denen die Angebote nicht vorgelegen haben, sind zu vermer-
ken. Der Umschlag und andere Beweismittel sind aufzubewahren.

6. (1) Ein Angebot, das nachweislich vor Ablauf der Angebotsfrist dem Auftraggeber zugegan-
gen war, aber bei Öffnung des ersten Angebots aus vom Bieter nicht zu vertretenden Gründen
dem Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist wie ein rechtzeitig vorliegendes Angebot zu
behandeln.

(2) Den Bietern ist dieser Sachverhalt unverzüglich schriftlich mitzuteilen. In die Mitteilung
sind die Feststellung, dass der Verschluss unversehrt war und die Angaben nach Nummer 3
Abs. 2 aufzunehmen.

(3) Dieses Angebot ist mit allen Angaben in die Niederschrift oder in einen Nachtrag aufzu-
nehmen. Im Übrigen gilt Nummer 5 Satz 2 und 3.

7. Den Bietern und ihren Bevollmächtigten ist die Einsicht in die Niederschrift und ihre Nach-
träge (Nummern 5 und 6 sowie § 23 Nr. 4) zu gestatten; den Bietern können die Namen der
Bieter sowie die verlesenen und die nachgerechneten Endbeträge der Angebote sowie die Zahl
ihrer Nebenangebote nach der rechnerischen Prüfung mitgeteilt werden. Nach Antragstellung
hat dies unverzüglich zu erfolgen. Die Niederschrift darf nicht veröffentlicht werden. 

8. Die Angebote und ihre Anlagen sind sorgfältig zu verwahren und geheim zu halten; dies gilt
auch bei Freihändiger Vergabe.

§ 23
Prüfung der Angebote

1. Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten Angebots
nicht vorgelegen haben, und Angebote, die den Bestimmungen des § 21 Nr. 1 Abs. 1 bis 3
nicht entsprechen, brauchen nicht geprüft zu werden.

2. Die übrigen Angebote sind rechnerisch, technisch und wirtschaftlich zu prüfen, gegebenenfalls
mit Hilfe von Sachverständigen (§ 7).
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3. (1) Entspricht der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multi-
plikation von Mengenansatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. Ist der Ein-
heitspreis in Ziffern und in Worten angegeben und stimmen diese Angaben nicht überein, so
gilt der dem Gesamtbetrag der Ordnungszahl entsprechende Einheitspreis. Entspricht weder
der in Worten noch der in Ziffern angegebene Einheitspreis dem Gesamtbetrag der Ordnungs-
zahl, so gilt der in Worten angegebene Einheitspreis.

(2) Bei Vergabe für eine Pauschalsumme gilt diese ohne Rücksicht auf etwa angegebene Ein-
zelpreise.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch bei Freihändiger Vergabe.

4. Die aufgrund der Prüfung festgestellten Angebotsendsummen sind in der Niederschrift über
den Eröffnungstermin zu vermerken.

§ 24
Aufklärung des Angebotsinhalts

1. (1) Bei Ausschreibungen darf der Auftraggeber nach Öffnung der Angebote bis zur Zuschlags-
erteilung mit einem Bieter nur verhandeln, um sich über seine Eignung, insbesondere seine
technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, das Angebot selbst, etwaige Nebenange-
bote, die geplante Art der Durchführung, etwaige Ursprungsorte oder Bezugsquellen von Stof-
fen oder Bauteilen und über die Angemessenheit der Preise, wenn nötig durch Einsicht in die
vorzulegenden Preisermittlungen (Kalkulationen), zu unterrichten.

(2) Die Ergebnisse solcher Verhandlungen sind geheim zu halten. Sie sollen schriftlich nieder-
gelegt werden.

2. Verweigert ein Bieter die geforderten Aufklärungen und Angaben, so kann sein Angebot unbe-
rücksichtigt bleiben.

3. Andere Verhandlungen, besonders über Änderung der Angebote oder Preise, sind unstatthaft,
außer wenn sie bei Nebenangeboten oder Angeboten aufgrund eines Leistungsprogramms
nötig sind, um unumgängliche technische Änderungen geringen Umfangs und daraus sich
ergebende Änderungen der Preise zu vereinbaren.

§ 25
Wertung der Angebote

1. (1) Ausgeschlossen werden:

a) Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten Ange-
bots nicht vorgelegen haben, ausgenommen Angebote nach § 22 Nr. 6,

b) Angebote, die dem § 21 Nr. 1 Abs. 1 bis 3 nicht entsprechen,

c) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Ausschreibung eine Abrede getroffen haben,
die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt,

d) Nebenangebote, wenn der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den Vergabeun-
terlagen erklärt hat, dass er diese nicht zulässt.

(2) Außerdem können Angebote von Bietern nach § 8 Nr. 5 sowie Angebote, die dem § 21
Nr. 3 Satz 2 nicht entsprechen, ausgeschlossen werden. 

2. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung ist zunächst die Eignung der Bieter zu prüfen. Dabei sind
anhand der vorgelegten Nachweise die Angebote der Bieter auszuwählen, deren Eignung die
für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendigen Sicherheiten bietet; dies
bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besit-
zen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen.



– 64 –

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind nur Umstände zu berück-
sichtigen, die nach Aufforderung zur Angebotsabgabe Zweifel an der Eignung des Bieters
begründen (vgl. § 8 Nr. 4).

3. (1) Auf ein Angebot mit einem unangemessen hohen oder niedrigen Preis darf der Zuschlag
nicht erteilt werden.

(2) Erscheint ein Angebotspreis unangemessen niedrig und ist anhand vorliegender Unterlagen
über die Preisermittlung die Angemessenheit nicht zu beurteilen, ist in Textform vom Bieter
Aufklärung über die Ermittlung der Preise für die Gesamtleistung oder für Teilleistungen zu
verlangen, gegebenenfalls unter Festlegung einer zumutbaren Antwortfrist. Bei der Beurtei-
lung der Angemessenheit sind die Wirtschaftlichkeit des Bauverfahrens, die gewählten techni-
schen Lösungen oder sonstige günstige Ausführungsbedingungen zu berücksichtigen.

(3) In die engere Wahl kommen nur solche Angebote, die unter Berücksichtigung rationellen
Baubetriebs und sparsamer Wirtschaftsführung eine einwandfreie Ausführung einschließlich
Haftung für Mängelansprüche erwarten lassen. Unter diesen Angeboten soll der Zuschlag auf
das Angebot erteilt werden, das unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte, wie z. B. Quali-
tät, Preis, technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Betriebs- und
Folgekosten, Rentabilität, Kundendienst und technische Hilfe oder Ausführungsfrist als das
wirtschaftlichste erscheint. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend.

4. Ein Angebot nach § 21 Nr. 2 ist wie ein Hauptangebot zu werten.

5. Nebenangebote sind zu werten, es sei denn, der Auftraggeber hat sie in der Bekanntmachung
oder in den Vergabeunterlagen nicht zugelassen. Preisnachlässe ohne Bedingung sind nicht zu
werten, wenn sie nicht an der vom Auftraggeber nach § 21 Nr. 4 bezeichneten Stelle aufge-
führt sind. 

6. Bietergemeinschaften sind Einzelbietern gleichzusetzen, wenn sie die Arbeiten im eigenen
Betrieb oder in den Betrieben der Mitglieder ausführen.

7. Die Bestimmungen der Nummern 2 und 3 gelten auch bei Freihändiger Vergabe. Die Num-
mern 1, 4, 5 und 6 sind entsprechend auch bei Freihändiger Vergabe anzuwenden.

§ 25a
Wertung der Angebote

1. Bei der Wertung der Angebote dürfen nur Kriterien berücksichtigt werden, die in der Bekannt-
machung oder in den Vergabeunterlagen genannt sind.

2. Angebote, die aufgrund einer staatlichen Beihilfe ungewöhnlich niedrig sind, können allein
aus diesem Grund nur dann zurückgewiesen werden, wenn der Bieter nach Aufforderung
innerhalb einer vom Auftraggeber festzulegenden ausreichenden Frist nicht nachweisen kann,
dass die betreffende Beihilfe rechtmäßig gewährt wurde. Auftraggeber, die unter diesen
Umständen ein Angebot zurückweisen, müssen die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften darüber unterrichten.

3. Der Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote, die die von ihm verlangten Mindestan-
forderungen erfüllen.

§ 26
Aufhebung der Ausschreibung

1. Die Ausschreibung kann aufgehoben werden: 

a) wenn kein Angebot eingegangen ist, das den Ausschreibungsbedingungen entspricht,

b) wenn die Verdingungsunterlagen grundlegend geändert werden müssen, 

c) wenn andere schwer wiegende Gründe bestehen.
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2. Die Bewerber und Bieter sind von der Aufhebung der Ausschreibung unter Angabe der
Gründe, gegebenenfalls über die Absicht, ein neues Vergabeverfahren einzuleiten, unverzüg-
lich zu unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt auf Antrag der Bewerber oder Bieter schriftlich. 

§ 26a
Mitteilung über den Verzicht auf die Vergabe

Den Bewerbern oder Bietern teilt der Auftraggeber unverzüglich die Gründe für seine Entschei-
dung mit, auf die Vergabe eines im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften bekannt gemach-
ten Auftrages zu verzichten oder das Verfahren erneut einzuleiten. Auf Antrag teilt er ihnen dies
auch in Textform mit. Der Auftraggeber kann bestimmte Informationen nach Satz 1 zurückhalten,
wenn die Weitergabe den Gesetzesvollzug vereiteln würde oder sonst nicht im öffentlichen Inter-
esse läge, oder die berechtigten Geschäftsinteressen von Unternehmen oder den fairen Wettbewerb
beeinträchtigen würde.

§ 27
Nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote

1. Bieter, deren Angebote ausgeschlossen worden sind (§ 25 Nr. 1), und solche, deren Angebote
nicht in die engere Wahl kommen, sollen so bald wie möglich verständigt werden. Die übrigen
Bieter sind zu verständigen, sobald der Zuschlag erteilt worden ist.

2. Auf Verlangen sind den nicht berücksichtigten Bewerbern oder Bietern innerhalb einer Frist
von 15 Kalendertagen nach Eingang ihres schriftlichen Antrags die Gründe für die Nichtbe-
rücksichtigung ihrer Bewerbung oder ihres Angebots schriftlich mitzuteilen, den Bietern auch
der Name des Auftragnehmers.

3. Nicht berücksichtigte Angebote und Ausarbeitungen der Bieter dürfen nicht für eine neue Ver-
gabe oder für andere Zwecke benutzt werden.

4. Entwürfe, Ausarbeitungen, Muster und Proben zu nicht berücksichtigten Angeboten sind
zurückzugeben, wenn dies im Angebot oder innerhalb von 30 Kalendertagen nach Ablehnung
des Angebots verlangt wird.

§ 27a
Nicht berücksichtigte Bewerbungen

1. Auf Verlangen sind den nicht berücksichtigten Bewerbern oder Bietern unverzüglich, spätestens
jedoch innerhalb einer Frist von 15 Kalendertagen nach Eingang ihres schriftlichen Antrags die
Entscheidung über den Vertragsabschluss sowie die Gründe für die Nichtberücksichtigung ihrer
Bewerbung oder ihres Angebots mitzuteilen. Den Bietern, die ein ordnungsgemäßes Angebot
eingereicht haben, sind auch die Merkmale und Vorteile des Angebots des erfolgreichen Bieters
sowie dessen Name schriftlich mitzuteilen. § 26 a Satz 3 gilt entsprechend.

2. Bei einem Verhandlungsverfahren mit Vergabebekanntmachung und beim Wettbewerblichen
Dialog ist § 27 Nr. 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 28
Zuschlag

1. Der Zuschlag ist möglichst bald, mindestens aber so rechtzeitig zu erteilen, dass dem Bieter die
Erklärung noch vor Ablauf der Zuschlagsfrist (§ 19) zugeht.

2. (1) Wird auf ein Angebot rechtzeitig und ohne Abänderungen der Zuschlag erteilt, so ist damit
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Vertrag abgeschlossen, auch wenn spätere urkundli-
che Festlegung vorgesehen ist.
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(2) Werden dagegen Erweiterungen, Einschränkungen oder Änderungen vorgenommen oder
wird der Zuschlag verspätet erteilt, so ist der Bieter bei Erteilung des Zuschlags aufzufordern,
sich unverzüglich über die Annahme zu erklären.

§ 28a
Bekanntmachung der Auftragserteilung

1. (1) In den Fällen, in denen eine Bekanntmachung nach § 17a Nr. 2 veröffentlicht wurde, ist die
Erteilung des Auftrags bekannt zu machen.

(2) Die Bekanntmachung ist nach dem in Anhang III der Verordnung(EG) Nr. 1564/2005 ent-
haltenen Muster zu erstellen.

(3) Angaben, deren Veröffentlichung 

– den Gesetzesvollzug behindern,

– dem öffentlichen Interesse zuwiderlaufen,

– die berechtigten geschäftlichen Interessen öffentlicher oder privater Unternehmer berühren
oder 

– den fairen Wettbewerb zwischen Unternehmern beeinträchtigen würden, 

sind nicht in die Bekanntmachung aufzunehmen.

2. Die Bekanntmachung ist dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemein-
schaften in kürzester Frist – spätestens 48 Kalendertage nach Auftragserteilung – zu übermit-
teln.

§ 29
Vertragsurkunde

1. Eine besondere Urkunde braucht über den Vertrag nur dann gefertigt zu werden, wenn der
Vertragsinhalt nicht schon durch das Angebot mit den zugehörigen Unterlagen, das Zuschlags-
schreiben und andere Schriftstücke eindeutig und erschöpfend festgelegt ist.

2. Die Urkunde ist doppelt auszufertigen und von den beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen.
Die Beglaubigung einer Unterschrift kann in besonderen Fällen verlangt werden.

§ 30
Vergabevermerk

1. Über die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der die einzelnen Stufen des Verfahrens, die
maßgebenden Feststellungen sowie die Begründung der einzelnen Entscheidungen enthält.

2. Wird auf die Vorlage zusätzlich zum Angebot verlangter Unterlagen und Nachweise verzich-
tet, ist dies im Vergabevermerk zu begründen.

§ 30a
Vergabevermerk

Über die Vergabe ist zeitnah ein Vermerk zu fertigen, der die einzelnen Stufen des Verfahrens, die
maßgebenden Feststellungen sowie die Begründung der einzelnen Entscheidungen enthält. Dieser
muss mindestens enthalten:

a) Name und Anschrift des Auftraggebers,

b) Art und Umfang der Leistung,

c) Wert des Auftrags,
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d) Namen der berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für ihre Auswahl,

e) Namen der nicht berücksichtigten Bewerber oder Bieter und die Gründe für die Ablehnung,

f) Gründe für die Ablehnung von ungewöhnlich niedrigen Angeboten,

g) Name des Auftragnehmers und die Gründe für die Erteilung des Zuschlags auf sein Angebot,

h) Anteil der beabsichtigten Unteraufträge an Dritte, soweit bekannt,

i) beim Nichtoffenen Verfahren, Verhandlungsverfahren oder Wettbewerblichen Dialog die
Gründe für die Wahl des jeweiligen Verfahrens,

j) gegebenenfalls die Gründe, aus denen der öffentliche Auftraggeber auf die Vergabe eines Auf-
trags verzichtet hat.

Der Auftraggeber trifft geeignete Maßnahmen, um den Ablauf der mit elektronischen Mitteln
durchgeführten Vergabeverfahren zu dokumentieren.

§ 31
Nachprüfungsstellen

In der Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen sind die Nachprüfungsstellen mit Anschrift
anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die
Vergabebestimmungen wenden kann.

§ 31a
Nachprüfungsbehörden

In der Vergabebekanntmachung und den Vergabeunterlagen sind die Nachprüfungsbehörden mit
Anschrift anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße
gegen die Vergabebestimmungen wenden kann. 

§ 32
Baukonzessionen

1. Baukonzessionen sind Bauaufträge zwischen einem Auftraggeber und einem Unternehmer
(Baukonzessionär), bei denen die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in einer Vergütung in
dem Recht auf Nutzung der baulichen Anlage, gegebenenfalls zuzüglich der Zahlung eines
Preises, besteht.

2. Für die Vergabe von Baukonzessionen sind die §§ 1 bis 31 sinngemäß anzuwenden.

§ 32a
Baukonzessionen

1. (1) Für die Vergabe von Baukonzessionen mit mindestens einem geschätzten Gesamtauftrags-
wert nach § 2 Nr. 4 VgV ohne Umsatzsteuer sind die a-Paragraphen nicht anzuwenden, ausge-
nommen die Regelungen nach den Absätzen 2 bis 4.

(2) Die Absicht eines öffentlichen Auftraggebers, eine Baukonzession zu vergeben, ist bekannt
zu machen. Die Bekanntmachung hat nach Anhang X der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 zu
erfolgen. Sie ist im Amtsblatt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten unverzüglich zu veröffentlichen.

(3) § 17a Nr. 2 gilt entsprechend.

(4) Die Frist für den Eingang von Bewerbungen für die Konzession beträgt mindestens 52
Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der Bekanntmachung.
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2. (1) Die Absicht eines Baukonzessionärs, Bauaufträge an Dritte zu vergeben, ist bekannt zu
machen. Die Bekanntmachung hat nach Anhang XI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 zu
erfolgen. Sie ist im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften unverzüglich zu veröffent-
lichen.

(2) § 17a Nr. 2 gilt entsprechend.

(3) Die Frist für den Eingang der Anträge auf Teilnahme beträgt mindestens 37 Kalendertage,
gerechnet vom Tag nach Absendung der Bekanntmachung. Die Frist für den Eingang der
Angebote beträgt mindestens 40 Kalendertage, gerechnet vom Tag der Absendung der Auffor-
derung zur Angebotsabgabe.

3. Baukonzessionäre, die öffentliche Auftraggeber sind, müssen bei der Vergabe von Bauaufträ-
gen an Dritte mit mindestens einem geschätzten Gesamtauftragswert nach § 2 Nr. 4 VgV ohne
Umsatzsteuer die Basisparagraphen mit a-Paragraphen anwenden.

§ 33a
Melde- und Berichtspflichten

1. Auf Verlangen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften ist der Vergabevermerk zu
übermitteln.

2. Für die jährlich fällige EG-Statistik ist der zuständigen Stelle eine Meldung vorzulegen, die
mindestens folgende Angaben enthält: 

a) bei den Ministerien des Bundes*)

1. für jeden einzelnen öffentlichen Auftraggeber den geschätzten Gesamtwert der Auf-
träge unterhalb der Schwellenwerte; 

2. für jeden einzelnen öffentlichen Auftraggeber Anzahl und Wert der Aufträge über den
Schwellenwerten, so weit wie möglich aufgeschlüsselt nach Verfahren, Kategorien
von Bauarbeiten entsprechend der geltenden EG-Nomenklatur und Nationalität des
Unternehmens, das den Zuschlag erhalten hat, bei Verhandlungsverfahren auf-
geschlüsselt nach § 3a Nr. 4 und 5, mit Angaben über Anzahl und Wert der Aufträge,
die in die einzelnen Mitgliedstaaten und in Drittländer vergeben wurden; 

b) bei den anderen öffentlichen Auftraggebern im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen Angaben für jede Kategorie von Auftraggebern über Anzahl und
Wert der Aufträge über den Schwellenwerten, so weit wie möglich aufgeschlüsselt nach
Verfahren, Kategorien von Bauarbeiten entsprechend der geltenden EG-Nomenklatur und
Nationalität des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten hat, bei Verhandlungsverfahren
aufgeschlüsselt nach § 3a Nr. 4 und 5 mit Angaben über Anzahl und Wert der Aufträge,
die in die einzelnen Mitgliedstaaten und in Drittländer vergeben wurden; 

c) bei den vorstehend unter Buchstabe a aufgeführten öffentlichen Auftraggebern Angaben für
jeden Auftraggeber über Anzahl und Gesamtwert der Aufträge, die aufgrund von Ausnah-
meregelungen zum Beschaffungsübereinkommen vergeben wurden; bei den anderen öffent-
lichen Auftraggebern im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
Angaben für jede Kategorie von Auftraggebern über den Gesamtwert der Aufträge, die auf-
grund von Ausnahmeregelungen zum Beschaffungsübereinkommen vergeben wurden. 

*) AA, BMAS, BMBF, BMELV, BMF, BMFSFJ, BMG, BMI, BMJ, BMU, BMVg, BMVBS, BMWi, BMZ
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Anhang I
Anforderungen an die Geräte, die für den elektronischen Empfang 
der Anträge auf Teilnahme und der Angebote verwendet werden

Die Geräte müssen gewährleisten, dass 

a) für die Angebote eine elektronische Signatur verwendet werden kann, 

b) Tag und Uhrzeit des Eingangs der Teilnahmeanträge oder Angebote genau bestimmbar sind, 

c) ein Zugang zu den Daten nicht vor Ablauf des hierfür festgesetzten Termins erfolgt,

d) bei einem Verstoß gegen das Zugangsverbot der Verstoß sicher festgestellt werden kann,

e) ausschließlich die hierfür bestimmten Personen den Zeitpunkt der Öffnung der Daten festlegen
oder ändern können, 

f) der Zugang zu den übermittelten Daten nur möglich ist, wenn die hierfür bestimmten Personen
gleichzeitig und erst nach dem festgesetzten Zeitpunkt tätig werden und 

g) die übermittelten Daten ausschließlich den zur Kenntnisnahme bestimmten Personen zugäng-
lich bleiben.
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Anhang TS
Technische Spezifikationen

Begriffsbestimmungen
1. „Technische Spezifikationen“ sind sämtliche, insbesondere die in den Verdingungsunterlagen

enthaltenen technischen Anforderungen an eine Bauleistung, ein Material, ein Erzeugnis oder
eine Lieferung, mit deren Hilfe die Bauleistung, das Material, das Erzeugnis oder die Liefe-
rung so bezeichnet werden können, dass sie ihren durch den Auftraggeber festgelegten Ver-
wendungszweck erfüllen. Zu diesen technischen Anforderungen gehören Qualitätsstufen,
Umweltleistungsstufen, die Konzeption für alle Verwendungsarten („Design for all“) (ein-
schließlich des Zugangs von Behinderten) sowie Konformitätsbewertung, die Gebrauchstaug-
lichkeit, Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich Konformitätsbewertungsverfahren,
Terminologie, Symbole, Versuchs- und Prüfmethoden, Verpackung, Kennzeichnung und
Beschriftung sowie Produktionsprozesse und -methoden. Außerdem gehören dazu auch die
Vorschriften für die Planung und die Berechnung von Bauwerken, die Bedingungen für die
Prüfung, Inspektion und Abnahme von Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -verfah-
ren und alle anderen technischen Anforderungen, die der Auftraggeber für fertige Bauwerke
oder dazu notwendige Materialien oder Teile durch allgemeine und spezielle Vorschriften
anzugeben in der Lage ist.

2. „Norm“ ist eine technische Spezifikation, die von einem anerkannten Normungsgremium zur
wiederholten oder ständigen Anwendung angenommen wurde, deren Einhaltung jedoch nicht
zwingend vorgeschrieben ist und die unter eine der nachstehenden Kategorien fällt:

– internationale Norm: Norm, die von einem internationalen Normungsgremium angenom-
men wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– europäische Norm: Norm, die von einem europäischen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– nationale Norm: Norm, die von einem nationalen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist.

3. „Europäische technische Zulassung“ ist eine positive technische Beurteilung der Brauchbar-
keit eines Produkts hinsichtlich der Erfüllung der wesentlichen Anforderung an bauliche Anla-
gen; sie erfolgt aufgrund der spezifischen Merkmale des Produkts und der festgelegten
Anwendungs- und Verwendungsbedingungen. Die europäische technische Zulassung wird von
einem zu diesem Zweck in einem Mitgliedstaat zugelassenen Gremium ausgestellt.

4. „Gemeinsame technische Spezifikationen“ sind technische Spezifikationen, die nach einem
von den Mitgliedstaaten anerkannten Verfahren erarbeitet und die im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht wurden.

5. „Technische Bezugsgröße“ ist jeder Bezugsrahmen, der keine offizielle Norm ist und der von
den europäischen Normungsgremien nach den an die Bedürfnisse des Marktes angepassten
Verfahren erarbeitet wurde.
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Abschnitt 3
Basisparagraphen mit zusätzlichen Bestimmungen nach der 

Richtlinie 2004/17/EG*)

§ 1
Bauleistungen

Bauleistungen sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, instand gehal-
ten, geändert oder beseitigt wird.

§ 1b
Verpflichtung zur Anwendung der b-Paragraphen

1. (1) Die Bestimmungen der b-Paragraphen sind zusätzlich zu den Basisparagraphen von Sekto-
renauftraggebern für Bauaufträge anzuwenden, bei denen der geschätzte Gesamtauftragswert
der Baumaßnahme bzw. des Bauwerks (alle Bauaufträge für eine bauliche Anlage) mindestens
dem in § 2 Nr. 4 Vergabeverordnung (VgV) genannten Schwellenwert ohne Umsatzsteuer ent-
spricht. Der Gesamtauftragswert umfasst auch den geschätzten Wert der vom Auftraggeber
beigestellten Stoffe, Bauteile und Leistungen.

(2) Werden die Bauaufträge im Sinne von Absatz 1 für eine bauliche Anlage in Losen verge-
ben, sind die Bestimmungen der b-Paragraphen anzuwenden 

– bei jedem Los mit einem geschätzten Auftragswert von 1 Million Euro und mehr,

– unabhängig davon für alle Bauaufträge, bis mindestens 80 v. H. des geschätzten Gesamt-
auftragswertes aller Bauaufträge für die bauliche Anlage erreicht sind. 

2. Eine bauliche Anlage darf für die Schwellenwertermittlung nicht in der Absicht aufgeteilt wer-
den, sie der Anwendung der b-Paragraphen zu entziehen.

3. Lieferungen, die nicht zur Ausführung der baulichen Anlage erforderlich sind, dürfen dann
nicht mit einem Bauauftrag vergeben werden, wenn dadurch für sie die Anwendung der für
Lieferleistungen geltenden EG-Vergabebestimmungen umgangen wird.

4. Der Wert einer Rahmenvereinbarung (§ 5b) wird auf der Grundlage des geschätzten Höchst-
wertes aller für den Zeitraum ihrer Geltung geplanten Aufträge berechnet.

5. Maßgebender Zeitpunkt für die Schätzung des Gesamtauftragswertes ist die Einleitung des ers-
ten Vergabeverfahrens für die bauliche Anlage.

§ 2
Grundsätze der Vergabe

1. Bauleistungen sind an fachkundige, leistungsfähige und zuverlässige Unternehmer zu ange-
messenen Preisen zu vergeben. Der Wettbewerb soll die Regel sein. Ungesunde Begleiter-
scheinungen, wie z. B. wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen, sind zu bekämpfen.

2. Bei der Vergabe von Bauleistungen darf kein Unternehmer diskriminiert werden.

3. Es ist anzustreben, die Aufträge so zu erteilen, dass die ganzjährige Bautätigkeit gefördert
wird.

*) Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlags-
erteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie Postdienste, (ABl. EU
Nr. L 134 vom 30. April 2004 
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§ 2b
Schutz der Vertraulichkeit

1. Die Übermittlung technischer Spezifikationen für interessierte Unternehmer, die Prüfung und
Auswahl von Unternehmern und die Auftragsvergabe können die Auftraggeber mit Auflagen
zum Schutz der Vertraulichkeit verbinden.

2. Das Recht der Unternehmer, von einem Auftraggeber in Übereinstimmung mit innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften die Vertraulichkeit der von ihnen zur Verfügung gestellten Informati-
onen zu verlangen, wird nicht eingeschränkt.

§ 3
Arten der Vergabe

1. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren
nach öffentlicher Aufforderung einer unbeschränkten Zahl von Unternehmern zur Einreichung
von Angeboten vergeben.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung werden Bauleistungen im vorgeschriebenen Verfahren
nach Aufforderung einer beschränkten Zahl von Unternehmern zur Einreichung von Angebo-
ten vergeben, gegebenenfalls nach öffentlicher Aufforderung, Teilnahmeanträge zu stellen
(Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb).

(3) Bei Freihändiger Vergabe werden Bauleistungen ohne ein förmliches Verfahren vergeben. 

2. Öffentliche Ausschreibung muss stattfinden, wenn nicht die Eigenart der Leistung oder beson-
dere Umstände eine Abweichung rechtfertigen.

3. (1) Beschränkte Ausschreibung ist zulässig,

a) wenn die Öffentliche Ausschreibung für den Auftraggeber oder die Bewerber einen Auf-
wand verursachen würde, der zu dem erreichbaren Vorteil oder dem Wert der Leistung im
Missverhältnis stehen würde,

b) wenn eine Öffentliche Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis gehabt hat,

c) wenn die Öffentliche Ausschreibung aus anderen Gründen (z. B. Dringlichkeit, Geheim-
haltung) unzweckmäßig ist.

(2) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb ist zulässig,

a) wenn die Leistung nach ihrer Eigenart nur von einem beschränkten Kreis von Unterneh-
mern in geeigneter Weise ausgeführt werden kann, besonders wenn außergewöhnliche
Zuverlässigkeit oder Leistungsfähigkeit (z. B. Erfahrung, technische Einrichtungen oder
fachkundige Arbeitskräfte) erforderlich ist,

b) wenn die Bearbeitung des Angebots wegen der Eigenart der Leistung einen außergewöhn-
lich hohen Aufwand erfordert.

4. Freihändige Vergabe ist zulässig, wenn die Öffentliche Ausschreibung oder Beschränkte Aus-
schreibung unzweckmäßig ist, besonders

a) weil für die Leistung aus besonderen Gründen (z. B. Patentschutz, besondere Erfahrung
oder Geräte) nur ein bestimmter Unternehmer in Betracht kommt,

b) weil die Leistung nach Art und Umfang vor der Vergabe nicht eindeutig und erschöpfend
festgelegt werden kann,

c) weil sich eine kleine Leistung von einer vergebenen größeren Leistung nicht ohne Nachteil
trennen lässt, 

d) weil die Leistung besonders dringlich ist,

e) weil nach Aufhebung einer Öffentlichen Ausschreibung oder Beschränkten Ausschreibung
eine erneute Ausschreibung kein annehmbares Ergebnis verspricht,

f) weil die auszuführende Leistung Geheimhaltungsvorschriften unterworfen ist.



– 73 –

§ 3b
Arten der Vergabe

1. Bauaufträge im Sinne von § 1b werden vergeben: 

a) im Offenen Verfahren, das der Öffentlichen Ausschreibung (§ 3 Nr. 1 Abs. 1) entspricht,

b) im Nichtoffenen Verfahren, das der Beschränkten Ausschreibung nach Öffentlichem Teil-
nahmewettbewerb (§ 3 Nr. 1 Abs. 2) oder einem anderen Aufruf zum Wettbewerb (§ 17b
Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe b und c) entspricht,

c) im Verhandlungsverfahren, das an die Stelle der Freihändigen Vergabe (§ 3 Nr. 1 Abs. 3)
tritt. Beim Verhandlungsverfahren wendet sich der Auftraggeber an ausgewählte Unter-
nehmer und verhandelt mit einem oder mehreren dieser Unternehmer über den Auftragsin-
halt, gegebenenfalls nach Aufruf zum Wettbewerb (§ 17b Nr. 1 Abs. 1).

2. Ein Verfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb kann durchgeführt werden,

a) wenn im Rahmen eines Verfahrens mit vorherigem Aufruf zum Wettbewerb keine oder
keine geeigneten Angebote oder keine Bewerbungen abgegeben worden sind, sofern die
ursprünglichen Bedingungen des Auftrags nicht grundlegend geändert werden,

b) wenn ein Auftrag nur zum Zweck von Forschungen, Versuchen, Untersuchungen oder Ent-
wicklungen und nicht mit dem Ziel der Gewinnerzielung oder der Deckung der For-
schungs- und Entwicklungskosten vergeben wird sofern die Vergabe eines derartigen
Auftrages einer wettbewerblichen Vergabe von Folgeaufträgen, die insbesondere diese
Ziele verfolgen, nicht vorgreift,

c) wenn der Auftrag wegen seiner technischen oder künstlerischen Besonderheiten oder auf-
grund des Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten nur von einem bestimmten Unterneh-
mer durchgeführt werden kann,

d) wenn dringliche Gründe im Zusammenhang mit Ereignissen, die der Auftraggeber nicht
voraussehen konnte, es nicht zulassen, die in den Offenen Verfahren, Nichtoffenen Verfah-
ren oder Verhandlungsverfahren vorgesehenen Fristen einzuhalten,

e) bei zusätzlichen Bauarbeiten, die weder in dem der Vergabe zugrunde liegenden Entwurf
noch im zuerst vergebenen Auftrag vorgesehen sind, die aber wegen eines unvorhergese-
henen Ereignisses zur Ausführung dieses Auftrags erforderlich sind, sofern der Auftrag an
den Unternehmer vergeben wird, der den ersten Auftrag ausführt,

– wenn sich diese zusätzlichen Arbeiten in technischer oder wirtschaftlicher Hinsicht
nicht ohne wesentlichen Nachteil für den Auftraggeber vom Hauptauftrag trennen las-
sen oder

– wenn diese zusätzlichen Arbeiten zwar von der Ausführung des ersten Auftrags
getrennt werden können, aber für dessen weitere Ausführungsstufen unbedingt erfor-
derlich sind,

f) bei neuen Bauarbeiten, die in der Wiederholung gleichartiger Arbeiten bestehen, die vom
selben Auftraggeber an den Unternehmer vergeben werden, der den ersten Auftrag erhal-
ten hat, sofern sie einem Grundentwurf entsprechen und dieser Entwurf Gegenstand eines
ersten Auftrags war, der nach einem Aufruf zum Wettbewerb vergeben wurde. Die Mög-
lichkeit der Anwendung dieses Verfahrens muss bereits bei der Bekanntmachung des
ersten Bauauftrags des ersten Bauabschnitts angegeben werden; der für die Fortsetzung der
Bauarbeiten in Aussicht genommene Gesamtauftragswert wird vom Auftraggeber für die
Anwendung von § 1b berücksichtigt,

g) bei Aufträgen, die aufgrund einer Rahmenvereinbarung vergeben werden sollen, sofern die
in § 5b Nr. 2 genannte Bedingung erfüllt ist.
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§ 4
Einheitliche Vergabe, Vergabe nach Losen

1. Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass eine einheitliche Ausführung und zweifelsfreie
umfassende Haftung für Mängelansprüche erreicht wird; sie sollen daher in der Regel mit den
zur Leistung gehörigen Lieferungen vergeben werden.

2. Umfangreiche Bauleistungen sollen möglichst in Lose geteilt und nach Losen vergeben wer-
den (Teillose).

3. Bauleistungen verschiedener Handwerks- oder Gewerbezweige sind in der Regel nach Fachge-
bieten oder Gewerbezweigen getrennt zu vergeben (Fachlose). Aus wirtschaftlichen oder tech-
nischen Gründen dürfen mehrere Fachlose zusammen vergeben werden.

§ 5
Leistungsvertrag, Stundenlohnvertrag, Selbstkostenerstattungsvertrag

1. Bauleistungen sollen so vergeben werden, dass die Vergütung nach Leistung bemessen wird
(Leistungsvertrag), und zwar:

a) in der Regel zu Einheitspreisen für technisch und wirtschaftlich einheitliche Teilleistun-
gen, deren Menge nach Maß, Gewicht oder Stückzahl vom Auftraggeber in den Verdin-
gungsunterlagen anzugeben ist (Einheitspreisvertrag),

b) in geeigneten Fällen für eine Pauschalsumme, wenn die Leistung nach Ausführungsart und
Umfang genau bestimmt ist und mit einer Änderung bei der Ausführung nicht zu rechnen
ist (Pauschalvertrag).

2. Bauleistungen geringeren Umfangs, die überwiegend Lohnkosten verursachen, dürfen im
Stundenlohn vergeben werden (Stundenlohnvertrag).

3. (1) Bauleistungen größeren Umfangs dürfen ausnahmsweise nach Selbstkosten vergeben wer-
den, wenn sie vor der Vergabe nicht eindeutig und so erschöpfend bestimmt werden können,
dass eine einwandfreie Preisermittlung möglich ist (Selbstkostenerstattungsvertrag).

(2) Bei der Vergabe ist festzulegen, wie Löhne, Stoffe, Gerätevorhaltung und andere Kosten
einschließlich der Gemeinkosten zu vergüten sind und der Gewinn zu bemessen ist.

(3) Wird während der Bauausführung eine einwandfreie Preisermittlung möglich, so soll ein
Leistungsvertrag abgeschlossen werden. Wird das bereits Geleistete nicht in den Leistungsver-
trag einbezogen, so ist auf klare Leistungsabgrenzung zu achten.

§ 5b
Rahmenvereinbarung

1. Eine Rahmenvereinbarung ist eine Vereinbarung mit einem oder mehreren Unternehmern, in
der die Bedingungen für die Aufträge festgelegt werden, die im Laufe eines bestimmten Zeit-
raums vergeben werden sollen, insbesondere über den in Aussicht genommenen Preis und
gegebenenfalls die in Aussicht genommene Menge.

2. (1) Rahmenvereinbarungen können als Auftrag im Sinne dieser Vergabebestimmungen ange-
sehen werden und aufgrund eines Verfahrens nach § 3b Nr. 1 abgeschlossen werden.

(2) Ist eine Rahmenvereinbarung in einem Verfahren nach § 3b Nr. 1 abgeschlossen worden,
so kann ein Einzelauftrag aufgrund dieser Rahmenvereinbarung nach § 3b Nr. 2 Buchstabe g
ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben werden.

(3) Ist eine Rahmenvereinbarung nicht in einem Verfahren nach § 3b Nr. 1 abgeschlossen wor-
den, so muss der Vergabe des Einzelauftrags ein Aufruf zum Wettbewerb vorausgehen.

3. Rahmenvereinbarungen dürfen nicht dazu missbraucht werden, den Wettbewerb zu verhin-
dern, einzuschränken oder zu verfälschen.
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§ 6
Angebotsverfahren

1. Das Angebotsverfahren ist darauf abzustellen, dass der Bewerber die Preise, die er für seine
Leistungen fordert, in die Leistungsbeschreibung einzusetzen oder in anderer Weise im Ange-
bot anzugeben hat.

2. Das Auf- und Abgebotsverfahren, bei dem vom Auftraggeber angegebene Preise dem Auf-
und Abgebot der Bieter unterstellt werden, soll nur ausnahmsweise bei regelmäßig wiederkeh-
renden Unterhaltungsarbeiten, deren Umfang möglichst zu umgrenzen ist, angewandt werden.

§ 7
Mitwirkung von Sachverständigen

1. Ist die Mitwirkung von besonderen Sachverständigen zweckmäßig, um 

a) die Vergabe, insbesondere die Verdingungsunterlagen, vorzubereiten oder 

b) die geforderten Preise einschließlich der Vergütungen für Stundenlohnarbeiten (Stunden-
lohnzuschläge, Verrechnungssätze) zu beurteilen oder

c) die vertragsgemäße Ausführung der Leistung zu begutachten,

so sollen die Sachverständigen von den Berufsvertretungen vorgeschlagen werden; diese Sach-
verständigen dürfen weder unmittelbar noch mittelbar an der betreffenden Vergabe beteiligt
sein.

2. Sachverständige im Sinne von Nummer 1 sollen in geeigneten Fällen auf Antrag der Berufs-
vertretungen gehört werden, wenn dem Auftraggeber dadurch keine Kosten entstehen.

§ 8
Teilnehmer am Wettbewerb

1. Alle Bewerber oder Bieter sind gleich zu behandeln. Der Wettbewerb darf insbesondere nicht
auf Bewerber beschränkt werden, die in bestimmten Regionen oder Orten ansässig sind.

2. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind die Unterlagen an alle Bewerber abzugeben, die sich
gewerbsmäßig mit der Ausführung von Leistungen der ausgeschriebenen Art befassen.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung sollen im Allgemeinen nur 3 bis 8 geeignete Bewerber
aufgefordert werden. Werden von den Bewerbern umfangreiche Vorarbeiten verlangt, die
einen besonderen Aufwand erfordern, so soll die Zahl der Bewerber möglichst eingeschränkt
werden.

(3) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe soll unter den Bewerbern mög-
lichst gewechselt werden.

3. (1) Von den Bewerbern oder Bietern dürfen zum Nachweis ihrer Eignung (Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit) Angaben verlangt werden über

a) den Umsatz des Unternehmers in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit
er Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung ver-
gleichbar sind, unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmern
ausgeführten Aufträgen,

b) die Ausführung von Leistungen in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, die
mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind,

c) die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich
beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufsgruppen,

d) die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung ste-
hende technische Ausrüstung,



– 76 –

e) das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal,

f) die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes, 

g) andere, insbesondere für die Prüfung der Fachkunde geeignete Nachweise.

Als Nachweise nach den Buchstaben a, c und f sind auch von der zuständigen Stelle ausge-
stellte Bescheinigungen zulässig, aus denen hervorgeht, dass der Unternehmer in einer amt-
lichen Liste in einer Gruppe geführt wird, die den genannten Leistungsmerkmalen entspricht.

(2) Als Nachweis der Eignung (Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit) ist insbe-
sondere auch die vom Auftraggeber direkt abrufbare Eintragung in die allgemein zugängliche
Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) zulässig. Auf den konkreten Auftrag bezogene zusätzliche Nachweise können ver-
langt werden. 

(3) Der Auftraggeber wird andere ihm geeignet erscheinende Nachweise der wirtschaftlichen
und finanziellen Leistungsfähigkeit zulassen, wenn er feststellt, dass stichhaltige Gründe dafür
bestehen.

(4) Bei Öffentlicher Ausschreibung sind in der Aufforderung zur Angebotsabgabe die Nach-
weise zu bezeichnen, deren Vorlage mit dem Angebot verlangt oder deren spätere Anforderung
vorbehalten wird. Bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb
ist zu verlangen, dass die Nachweise bereits mit dem Teilnahmeantrag vorgelegt werden.

4. Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe ist vor der Aufforderung zur
Angebotsabgabe die Eignung der Bewerber zu prüfen. Dabei sind die Bewerber auszuwählen,
deren Eignung die für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendige Sicherheit
bietet; dies bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit besitzen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen.

5. (1) Von der Teilnahme am Wettbewerb dürfen Unternehmer ausgeschlossen werden, 

a) über deren Vermögen das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes
Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der Antrag mangels
Masse abgelehnt wurde,

b) deren Unternehmen sich in Liquidation befinden, 

c) die nachweislich eine schwere Verfehlung begangen haben, die ihre Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellt, 

d) die ihre Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur
gesetzlichen Sozialversicherung nicht ordnungsgemäß erfüllt haben, 

e) die im Vergabeverfahren vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in Bezug auf ihre Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgegeben haben, 

f) die sich nicht bei der Berufsgenossenschaft angemeldet haben. 

(2) Der Auftraggeber darf von den Bewerbern oder Bietern entsprechende Bescheinigungen
der zuständigen Stellen oder Erklärungen verlangen.

(3) Der Nachweis, dass Ausschlussgründe im Sinne von Absatz 1 nicht vorliegen, kann auch
durch eine Bescheinigung nach Nummer 3 Abs. 2 geführt werden, es sei denn, dass dies wider-
legt wird.

6. Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen der Jugendhilfe, Aus- und Fortbildungsstätten und ähn-
liche Einrichtungen sowie Betriebe der öffentlichen Hand und Verwaltungen sind zum Wett-
bewerb mit gewerblichen Unternehmern nicht zuzulassen.
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§ 8b
Teilnehmer am Wettbewerb

1. (1) Ein Unternehmen ist von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen Unzuverlässig-
keit auszuschließen, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Ver-
halten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig wegen Verstoßes gegen eine der
folgenden Vorschriften verurteilt worden ist:

a) § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetz-
buches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle
und terroristische Vereinigungen im Ausland), 

b) § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermö-
genswerte),

c) § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EG
oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

d) § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haus-
halt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet
werden,

e) § 334 des Strafgesetzbuches (Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-
Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Beste-
chung, Artikel 7 Abs. 2 Nr. 10 des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 des
Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter
und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes,

f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung aus-
ländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr),

g) § 370 der Abgabenordnung, auch in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung
der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG), soweit sich die
Straftat gegen den Haushalt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in
ihrem Auftrag verwaltet werden.

Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende
Strafnormen anderer Staaten. Ein Verhalten ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn eine
für dieses Unternehmen für die Führung der Geschäfte verantwortlich handelnde Person selbst
gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) dieser Person im Hinblick auf das Verhalten einer ande-
ren für den Bewerber handelnden Person vorliegt.

(2) Als Nachweis, dass die Kenntnis nach Absatz 1 unrichtig ist, akzeptiert der Auftraggeber
eine Urkunde einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde des Herkunftslands. Wenn
eine Urkunde oder Bescheinigung vom Herkunftsland nicht ausgestellt ist oder nicht vollständig
alle vorgesehenen Fälle erwähnt, kann dies durch eine eidesstattliche Erklärung oder eine förm-
liche Erklärung vor einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder
einer dafür qualifizierten Berufsorganisation des Herkunftslands ersetzt werden.

(3) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann nur abgesehen werden, wenn zwingende
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen und andere die Leistung nicht angemessen erbrin-
gen können oder wenn aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls der Verstoß die Zuver-
lässigkeit des Bewerbers nicht in Frage stellt. 

2. (1) Auftraggeber, die Bewerber für die Teilnahme an einem Nichtoffenen Verfahren oder an
einem Verhandlungsverfahren auswählen, richten sich dabei nach objektiven Regeln und Kri-
terien. Diese Regeln und Kriterien legen sie schriftlich fest und stellen sie interessierten Unter-
nehmern zur Verfügung.

(2) Kriterien im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere Fachkunde, Leistungsfähigkeit und
Zuverlässigkeit. Zu deren Nachweis können z. B. Angaben nach § 8 Nr. 3 verlangt werden.
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3. Kriterien nach Nummer 1 können auch Ausschließungsgründe nach § 8 Nr. 5 Abs. 1 sein.

4. Ein Kriterium kann auch die objektive Notwendigkeit sein, die Zahl der Bewerber so weit zu
verringern, dass ein angemessenes Verhältnis zwischen den besonderen Merkmalen des Ver-
gabeverfahrens und dem zur Durchführung notwendigen Aufwand sichergestellt ist. Es sind
jedoch so viele Bewerber zu berücksichtigen, dass ein Wettbewerb gewährleistet ist.

5. Von Bietergemeinschaften kann nicht verlangt werden, dass sie zwecks Einreichung eines
Angebots oder für das Verhandlungsverfahren eine bestimmte Rechtsform annehmen; von der
den Zuschlag erhaltenden Gemeinschaft kann dies jedoch verlangt werden, sofern es für die
ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags notwendig ist.

6. Bei der Auswahl der Teilnehmer an einem Nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfah-
ren sowie bei der Entscheidung über die Qualifikation sowie bei der Überarbeitung der Prü-
fungskriterien und -regeln dürfen die Auftraggeber nicht

– bestimmten Unternehmern administrative, technische oder finanzielle Verpflichtungen
auferlegen, die sie anderen Unternehmern nicht auferlegt hätten,

– Prüfungen und Nachweise verlangen, die sich mit bereits vorliegenden objektiven Nach-
weisen überschneiden.

7. Ein Bieter kann sich, gegebenenfalls auch als Mitglied einer Bietergemeinschaft, bei der Erfül-
lung eines Auftrags der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen, ungeachtet des recht-
lichen Charakters der zwischen ihm und diesem Unternehmen bestehenden Verbindung. Er
muss in diesem Fall dem Auftraggeber gegenüber nachweisen, dass ihm die erforderlichen
Mittel zur Verfügung stehen, indem er beispielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklä-
rung dieser Unternehmen vorlegt.

8. (1) Auftraggeber können zusätzlich Angaben über Umweltmanagementverfahren verlangen,
die der Bewerber oder Bieter bei der Ausführung des Auftrags gegebenenfalls anwenden will.
In diesen Fällen kann der Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass der Bewerber oder Bieter
bestimmte Normen für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen
unabhängiger Stellen verlangen. In diesen Fällen nehmen sie auf das Gemeinschaftssystem für
das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen für das
Umweltmanagement Bezug, die auf den einschlägigen europäischen oder internationalen Nor-
men beruhen und von entsprechenden Stellen zertifiziert sind, die dem Gemeinschaftsrecht
oder einschlägigen europäischen oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen.
Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen in anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen.
Die Auftraggeber erkennen auch andere Nachweise für gleichwertige Umweltmanagement-
Maßnahmen an, die von Bewerbern oder Bietern vorgelegt werden.

(2) Auftraggeber können zum Nachweis dafür, dass der Bewerber oder Bieter bestimmte Qua-
litätssicherungsnormen erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen verlan-
gen. In diesen Fällen nehmen sie auf Qualitätssicherungsverfahren Bezug, die den einschlägigen
europäischen Normen genügen und von entsprechenden Stellen zertifiziert sind, die den europä-
ischen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen aus
anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen. Die Auftraggeber erkennen auch andere gleichwer-
tige Nachweise für Qualitätssicherungsmaßnahmen an.

9. (1) Auftraggeber können ein System zur Prüfung von Unternehmern (Präqualifikationsverfah-
ren) einrichten und anwenden. Sie sorgen dann dafür, dass sich Unternehmen jederzeit einer
Prüfung unterziehen können.

(2) Das System kann mehrere Qualifikationsstufen umfassen. Es wird auf der Grundlage der
vom Auftraggeber aufgestellten objektiven Regeln und Kriterien gehandhabt. Der Auftragge-
ber nimmt dabei auf geeignete europäische Normen über die Qualifizierung von Unternehmern
Bezug. Diese Kriterien und Regeln können erforderlichenfalls auf den neuesten Stand gebracht
werden.
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(3) Auf Verlangen werden diese Qualifizierungsregeln und -kriterien sowie deren Fortschrei-
bung interessierten Unternehmern übermittelt. Bezieht sich der Auftraggeber auf das Qualifi-
zierungssystem einer anderen Einrichtung, so teilt er deren Namen mit.

(4) Enthalten die Qualifizierungsregeln Anforderungen an die wirtschaftlichen und finanziellen
sowie technischen und/oder beruflichen Fähigkeiten des Unternehmens, kann sich dieses gege-
benenfalls auf die Fähigkeit anderer Unternehmen stützen, unabhängig von dem Rechtsverhält-
nis, in dem es zu diesen Unternehmen steht. In diesem Fall muss es dem Auftraggeber
nachweisen, dass es während der gesamten Gültigkeit des Prüfsystems über diese Ressourcen
verfügt, beispielsweise durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen.

10. Die Auftraggeber unterrichten die Antragsteller innerhalb von 6 Monaten über die Entschei-
dung zu deren Qualifikation. Kann diese Entscheidung nicht innerhalb von 4 Monaten nach
Eingang des Prüfungsantrags getroffen werden, hat der Auftraggeber dem Antragsteller spätes-
tens zwei Monate nach Eingang des Antrags die Gründe für eine längere Bearbeitungszeit mit-
zuteilen und anzugeben, wann über die Annahme oder die Ablehnung seines Antrags
entschieden wird.

11. Negative Entscheidungen über die Qualifikation werden unverzüglich, spätestens jedoch
innerhalb von 15 Kalendertagen nach der Entscheidung den Antragstellern unter Angabe der
Gründe mitgeteilt. Die Gründe müssen sich auf die in Nummer 9 erwähnten Prüfungskriterien
beziehen.

12. Die als qualifiziert anerkannten Unternehmer sind in ein Verzeichnis aufzunehmen. Dabei ist
eine Untergliederung nach Fachgebieten möglich.

13. Die Auftraggeber können einem Unternehmer die Qualifikation nur aus Gründen aberkennen,
die auf den in Nummer 9 erwähnten Kriterien beruhen. Die beabsichtigte Aberkennung muss
dem betroffenen Unternehmer mindestens 15 Kalendertage vor dem für die Aberkennung vor-
gesehenen Termin schriftlich unter Angabe der Gründe mitgeteilt werden.

§ 9
Beschreibung der Leistung

Allgemeines

1. Die Leistung ist eindeutig und so erschöpfend zu beschreiben, dass alle Bewerber die Beschrei-
bung im gleichen Sinne verstehen müssen und ihre Preise sicher und ohne umfangreiche Vorar-
beiten berechnen können. Bedarfspositionen (Eventualpositionen) dürfen nur ausnahmsweise in
die Leistungsbeschreibung aufgenommen werden. Angehängte Stundenlohnarbeiten dürfen nur
in dem unbedingt erforderlichen Umfang in die Leistungsbeschreibung aufgenommen werden.

2. Dem Auftragnehmer darf kein ungewöhnliches Wagnis aufgebürdet werden für Umstände und
Ereignisse, auf die er keinen Einfluss hat und deren Einwirkung auf die Preise und Fristen er
nicht im Voraus schätzen kann.

3. (1) Um eine einwandfreie Preisermittlung zu ermöglichen, sind alle sie beeinflussenden
Umstände festzustellen und in den Verdingungsunterlagen anzugeben.

(2) Erforderlichenfalls sind auch der Zweck und die vorgesehene Beanspruchung der fertigen
Leistung anzugeben.

(3) Die für die Ausführung der Leistung wesentlichen Verhältnisse der Baustelle, z. B. Boden-
und Wasserverhältnisse, sind so zu beschreiben, dass der Bewerber ihre Auswirkungen auf die
bauliche Anlage und die Bauausführung hinreichend beurteilen kann.

(4) Die „Hinweise für das Aufstellen der Leistungsbeschreibung“ in Abschnitt 0 der Allgemei-
nen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, DIN 18299 ff., sind zu beachten.

4. Bei der Beschreibung der Leistung sind die verkehrsüblichen Bezeichnungen zu beachten. 



– 80 –

Technische Spezifikationen

5. Die technischen Anforderungen (Spezifikationen – siehe Anhang TS Nr. 1) an den Auftragsge-
genstand müssen allen Bietern gleichermaßen zugänglich sein und dürfen den Wettbewerb
nicht in unzulässiger Weise behindern.

6. Die technischen Spezifikationen sind in den Verdingungsunterlagen zu formulieren:

(1) entweder unter Bezugnahme auf die in Anhang TS definierten technischen Spezifikationen
in der Rangfolge 

a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 

b) europäische technische Zulassungen, 

c) gemeinsame technische Spezifikationen, 

d) internationale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den europäischen
Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 

e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale technische
Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, Berechnung und
Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten. 

Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 

(2) oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, die so genau zu fassen sind,
dass sie den Unternehmen ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem Auf-
traggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen;

(3) oder in Kombination von Absatz 1 und Absatz 2, d. h. 

a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen unter Bezugnahme auf die Spezifi-
kationen gemäß Absatz 1 als Mittel zur Vermutung der Konformität mit diesen Leistungs-
oder Funktionsanforderungen;

b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Absatz 1 hinsichtlich bestimmter
Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß
Nummer 2 hinsichtlich anderer Merkmale.

7. Verweist der Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung auf die in Nummer 6 Abs. 1 Buch-
stabe a genannten Spezifikationen, so darf er ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen,
die angebotene Leistung entspräche nicht den herangezogenen Spezifikationen, sofern der Bie-
ter in seinem Angebot dem Auftraggeber nachweist, dass die von ihm vorgeschlagenen Lösun-
gen den Anforderungen der technischen Spezifikation, auf die Bezug genommen wurde,
gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes Mittel kann eine technische Beschreibung des Her-
stellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

8. Legt der Auftraggeber die technischen Spezifikationen in Form von Leistungs- oder Funk-
tionsanforderungen fest, so darf er ein Angebot, das einer nationalen Norm, mit der eine euro-
päische Norm umgesetzt wird, oder einer europäischen technischen Zulassung, einer
gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen Norm oder einem technischen
Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien erarbeitet wurde, entspricht, nicht
zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die geforderten Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen betreffen. Der Bieter muss in seinem Angebot mit geeigneten Mitteln dem Auftragge-
ber nachweisen, dass die der Norm entsprechende jeweilige Leistung den Leistungs- oder
Funktionsanforderungen des Auftraggebers entspricht. Als geeignetes Mittel kann eine techni-
sche Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

9. Schreibt der Auftraggeber Umwelteigenschaften, in Form von Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen vor, so kann er die Spezifikationen verwenden, die in europäischen, multinationalen
oder anderen Umweltgütezeichen definiert sind, wenn
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a) sie sich zur Definition der Merkmale des Auftragsgegenstands eignen,

b) die Anforderungen des Umweltgütezeichens auf Grundlage von wissenschaftlich abge-
sicherten Informationen ausgearbeitet werden;

c) die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem interessierte
Kreise – wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler und Umweltorgani-
sationen – teilnehmen können, und

d) wenn das Umweltgütezeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist.

Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen angeben, dass bei Leistungen, die mit einem
Umweltgütezeichen ausgestattet sind, vermutet wird, dass sie den in der Leistungsbeschrei-
bung festgelegten technischen Spezifikationen genügen. Der Auftraggeber muss jedoch auch
jedes andere geeignete Beweismittel, wie technische Unterlagen des Herstellers oder Prüfbe-
richte anerkannter Stellen, akzeptieren. Anerkannte Stellen sind die Prüf- und Eichlaboratorien
sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die mit den anwendbaren europäischen Nor-
men übereinstimmen. Der Auftraggeber erkennt Bescheinigungen von in anderen Mitglied-
staaten ansässigen anerkannten Stellen an.

10. Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, darf in technischen Spezifika-
tionen nicht auf eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren oder
auf Marken, Patente, Typen, eines bestimmten Ursprungs oder einer bestimmten Produktion
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte begüns-
tigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn
der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben wer-
den kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.

Leistungsbeschreibung mit Leistungsverzeichnis

11. Die Leistung soll in der Regel durch eine allgemeine Darstellung der Bauaufgabe (Baube-
schreibung) und ein in Teilleistungen gegliedertes Leistungsverzeichnis beschrieben werden.

12. Erforderlichenfalls ist die Leistung auch zeichnerisch oder durch Probestücke darzustellen
oder anders zu erklären, z. B. durch Hinweise auf ähnliche Leistungen, durch Mengen- oder
statische Berechnungen. Zeichnungen und Proben, die für die Ausführung maßgebend sein
sollen, sind eindeutig zu bezeichnen.

13. Leistungen, die nach den Vertragsbedingungen, den Technischen Vertragsbedingungen oder
der gewerblichen Verkehrssitte zu der geforderten Leistung gehören (§ 2 Nr. 1 VOB/B), brau-
chen nicht besonders aufgeführt zu werden.

14. Im Leistungsverzeichnis ist die Leistung derart aufzugliedern, dass unter einer Ordnungszahl
(Position) nur solche Leistungen aufgenommen werden, die nach ihrer technischen Beschaf-
fenheit und für die Preisbildung als in sich gleichartig anzusehen sind. Ungleichartige Leistun-
gen sollen unter einer Ordnungszahl (Sammelposition) nur zusammengefasst werden, wenn
eine Teilleistung gegenüber einer anderen für die Bildung eines Durchschnittspreises ohne
nennenswerten Einfluss ist.

Leistungsbeschreibung mit Leistungsprogramm

15. Wenn es nach Abwägen aller Umstände zweckmäßig ist, abweichend von Nummer 11 zusam-
men mit der Bauausführung auch den Entwurf für die Leistung dem Wettbewerb zu unterstel-
len, um die technisch, wirtschaftlich und gestalterisch beste sowie funktionsgerechte Lösung
der Bauaufgabe zu ermitteln, kann die Leistung durch ein Leistungsprogramm dargestellt wer-
den.

16. (1) Das Leistungsprogramm umfasst eine Beschreibung der Bauaufgabe, aus der die Bewerber
alle für die Entwurfsbearbeitung und ihr Angebot maßgebenden Bedingungen und Umstände
erkennen können und in der sowohl der Zweck der fertigen Leistung als auch die an sie gestell-
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ten technischen, wirtschaftlichen, gestalterischen und funktionsbedingten Anforderungen
angegeben sind, sowie gegebenenfalls ein Musterleistungsverzeichnis, in dem die Mengenan-
gaben ganz oder teilweise offen gelassen sind.

(2) Die Nummern 12 bis 14 gelten sinngemäß.

17. Von dem Bieter ist ein Angebot zu verlangen, das außer der Ausführung der Leistung den
Entwurf nebst eingehender Erläuterung und eine Darstellung der Bauausführung sowie eine
eingehende und zweckmäßig gegliederte Beschreibung der Leistung – gegebenenfalls mit
Mengen- und Preisangaben für Teile der Leistung – umfasst. Bei Beschreibung der Leistung
mit Mengen- und Preisangaben ist vom Bieter zu verlangen, dass er

a) die Vollständigkeit seiner Angaben, insbesondere die von ihm selbst ermittelten Mengen,
entweder ohne Einschränkung oder im Rahmen einer in den Verdingungsunterlagen anzu-
gebenden Mengentoleranz vertritt und, dass er

b) etwaige Annahmen, zu denen er in besonderen Fällen gezwungen ist, weil zum Zeitpunkt
der Angebotsabgabe einzelne Teilleistungen nach Art und Menge noch nicht bestimmt
werden können (z. B. Aushub-, Abbruch- oder Wasserhaltungsarbeiten) – erforderlichen-
falls anhand von Plänen und Mengenermittlungen – begründet.

§ 9b
Beschreibung der Leistung

Die Auftraggeber teilen dem an einem Auftrag interessierten Unternehmer auf Anfrage die techni-
schen Spezifikationen mit, die regelmäßig in ihren Bauaufträgen genannt werden oder die sie bei
Beschaffungen im Zusammenhang mit regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachungen gemäß
§ 17b Nr. 2 benutzen. Soweit sich solche technischen Spezifikationen aus Unterlagen ergeben, die
interessierten Unternehmern zur Verfügung stehen, genügt eine Bezugnahme auf diese Unterlagen.

§ 10
Vergabeunterlagen

1. (1) Die Vergabeunterlagen bestehen aus

a) dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe), gegebenenfalls Bewerbungsbedin-
gungen (§ 10 Nr. 5) und

b) den Verdingungsunterlagen (§§ 9 und 10 Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 2 bis 4).

(2) In den Verdingungsunterlagen ist vorzuschreiben, dass die Allgemeinen Vertragsbedingun-
gen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und die Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C) Bestandteile des Vertrags werden. Das gilt auch
für etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen und etwaige Zusätzliche Technische Vertragsbe-
dingungen, soweit sie Bestandteile des Vertrags werden sollen.

2. (1) Die Allgemeinen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie dürfen von
Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein gegebenen
Verhältnisse durch Zusätzliche Vertragsbedingungen ergänzt werden. Diese dürfen den Allge-
meinen Vertragsbedingungen nicht widersprechen.

(2) Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind die Allgemeinen Vertragsbedingungen und
etwaige Zusätzliche Vertragsbedingungen durch Besondere Vertragsbedingungen zu ergänzen.
In diesen sollen sich Abweichungen von den Allgemeinen Vertragsbedingungen auf die Fälle
beschränken, in denen dort besondere Vereinbarungen ausdrücklich vorgesehen sind und auch
nur soweit es die Eigenart der Leistung und ihre Ausführung erfordern. 

3. Die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen bleiben grundsätzlich unverändert. Sie
dürfen von Auftraggebern, die ständig Bauleistungen vergeben, für die bei ihnen allgemein
gegebenen Verhältnisse durch Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen ergänzt werden.
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Für die Erfordernisse des Einzelfalles sind Ergänzungen und Änderungen in der Leistungsbe-
schreibung festzulegen.

4. (1) In den Zusätzlichen Vertragsbedingungen oder in den Besonderen Vertragsbedingungen
sollen, soweit erforderlich, folgende Punkte geregelt werden: 

a) Unterlagen (§ 20 Nr. 3, § 3 Nr. 5 und 6 VOB/B),

b) Benutzung von Lager- und Arbeitsplätzen, Zufahrtswegen, Anschlussgleisen, Wasser- und
Energieanschlüssen (§ 4 Nr. 4 VOB/B),

c) Weitervergabe an Nachunternehmer (§ 4 Nr. 8 VOB/B), 

d) Ausführungsfristen (§ 11, § 5 VOB/B),

e) Haftung (§ 10 Nr. 2 VOB/B),

f) Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen (§ 12, § 11 VOB/B), 

g) Abnahme (§ 12 VOB/B), 

h) Vertragsart (§ 5), Abrechnung (§ 14 VOB/B), 

i) Stundenlohnarbeiten (§ 15 VOB/B),

j) Zahlungen, Vorauszahlungen (§ 16 VOB/B), 

k) Sicherheitsleistung (§ 14, § 17 VOB/B),

l) Gerichtsstand (§ 18 Nr. 1 VOB/B),

m) Lohn- und Gehaltsnebenkosten, 

n) Änderung der Vertragspreise (§ 15).

(2) Im Einzelfall erforderliche besondere Vereinbarungen über die Mängelansprüche sowie
deren Verjährung (§ 13, § 13 Nr. 1, 4 und 7 VOB/B) und über die Verteilung der Gefahr bei
Schäden, die durch Hochwasser, Sturmfluten, Grundwasser, Wind, Schnee, Eis und derglei-
chen entstehen können (§ 7 VOB/B), sind in den Besonderen Vertragsbedingungen zu treffen.
Sind für bestimmte Bauleistungen gleichgelagerte Voraussetzungen im Sinne von § 13 gege-
ben, so dürfen die besonderen Vereinbarungen auch in Zusätzlichen Technischen Vertragsbe-
dingungen vorgesehen werden.

5. (1) Für die Versendung der Verdingungsunterlagen (§ 17 Nr. 3) ist ein Anschreiben (Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe) zu verfassen, das alle Angaben enthält, die außer den Verdingungs-
unterlagen für den Entschluss zur Abgabe eines Angebots notwendig sind.

(2) In dem Anschreiben sind insbesondere anzugeben: 

a) Art und Umfang der Leistung sowie der Ausführungsort, 

b) etwaige Bestimmungen über die Ausführungszeit, 

c) Bezeichnung (Anschrift) der zur Angebotsabgabe auffordernden Stelle und der den
Zuschlag erteilenden Stelle, 

d) Name und Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Unterlagen angefordert und eingesehen
werden können,

e) gegebenenfalls Höhe und Einzelheiten der Zahlung des Entgelts für die Übersendung die-
ser Unterlagen, 

f) Art der Vergabe (§ 3), 

g) etwaige Ortsbesichtigungen, 

h) gegebenenfalls Zulassung von digitalen Angeboten und Verfahren zu ihrer Ver- und Ent-
schlüsselung, 

i) genaue Aufschrift der schriftlichen Angebote oder Bezeichnung der digitalen Angebote,
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j) gegebenenfalls auch Anschrift, an die digitale Angebote zu richten sind, 

k) Ort und Zeit des Eröffnungstermins (Ablauf der Angebotsfrist, § 18 Nr. 2) sowie Angabe,
welche Personen zum Eröffnungstermin zugelassen sind (§ 22 Nr. 1 Satz 1), 

l) etwa vom Auftraggeber zur Vorlage für die Beurteilung der Eignung des Bieters verlangte
Unterlagen (§ 8 Nr. 3 und 4), 

m) die Höhe etwa geforderter Sicherheitsleistungen, 

n) Nebenangebote (vgl. Absatz 4), 

o) etwaige Vorbehalte wegen der Teilung in Lose und Vergabe der Lose an verschiedene Bie-
ter, 

p) Zuschlags- und Bindefrist (§ 19), 

q) sonstige Erfordernisse, die die Bewerber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten
müssen, 

r) die wesentlichen Zahlungsbedingungen oder Angabe der Unterlagen, in denen sie enthal-
ten sind (z. B. § 16 VOB/B), 

s) die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße
gegen die Vergabebestimmungen wenden kann. 

(3) Der Auftraggeber kann die Bieter auffordern, in ihrem Angebot die Leistungen anzugeben,
die sie an Nachunternehmer zu vergeben beabsichtigen.

(4) Wenn der Auftraggeber Nebenangebote wünscht oder nicht zulassen will, so ist dies anzu-
geben; ebenso ist anzugeben, wenn Nebenangebote ohne gleichzeitige Abgabe eines Hauptan-
gebots ausnahmsweise ausgeschlossen werden. Von Bietern, die eine Leistung anbieten, deren
Ausführung nicht in Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen oder in den Verdin-
gungsunterlagen geregelt ist, sind im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und
Beschaffenheit dieser Leistung zu verlangen.

(5) Auftraggeber, die ständig Bauleistungen vergeben, sollen die Erfordernisse, die die Bewer-
ber bei der Bearbeitung ihrer Angebote beachten müssen, in den Bewerbungsbedingungen
zusammenfassen und dem Anschreiben beifügen.

6. Sollen Streitigkeiten aus dem Vertrag unter Ausschluss des ordentlichen Rechtswegs im
schiedsrichterlichen Verfahren ausgetragen werden, so ist es in besonderer, nur das Schieds-
verfahren betreffender Urkunde zu vereinbaren, soweit nicht § 1031 Abs. 2 der Zivilprozess-
ordnung auch eine andere Form der Vereinbarung zulässt.

§ 10b
Vergabeunterlagen

1. Bei Bauaufträgen im Sinne von § 1b muss das Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsab-
gabe) außer den Angaben nach §10 Nr. 5 Abs. 2 Folgendes enthalten:

a) sofern nicht in der Bekanntmachung, der Aufforderung zur Interessenbestätigung (§ 17b
Nr. 2 Abs. 4c), der Aufforderung zur Verhandlung oder den Verdingungsunterlagen ange-
geben (§ 17b Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe a), die maßgebenden Wertungskriterien im Sinne von
§ 25 Nr. 3. Dabei ist die Gewichtung der einzelnen Kriterien anzugeben. Kann die
Gewichtung aus nachvollziehbaren Gründen nicht angegeben werden, sind die Kriterien in
der absteigenden Reihenfolge ihrer Bedeutung zu nennen.

b) die Angabe, dass die Angebote in deutscher Sprache abzufassen sind,

c) der Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung,

d) gegebenenfalls der Tag bis zu dem die zusätzlichen Unterlagen angefordert werden können,

e) die Angabe der Unterlagen, die gegebenenfalls beizufügen sind.
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2. Der Auftraggeber benennt die Mindestanforderungen für Nebenangebote, sofern er diese nicht
ausgeschlossen hat.

§ 11
Ausführungsfristen

1. (1) Die Ausführungsfristen sind ausreichend zu bemessen; Jahreszeit, Arbeitsbedingungen und
etwaige besondere Schwierigkeiten sind zu berücksichtigen. Für die Bauvorbereitung ist dem
Auftragnehmer genügend Zeit zu gewähren.

(2) Außergewöhnlich kurze Fristen sind nur bei besonderer Dringlichkeit vorzusehen.

(3) Soll vereinbart werden, dass mit der Ausführung erst nach Aufforderung zu beginnen ist
(§ 5 Nr. 2 VOB/B), so muss die Frist, innerhalb derer die Aufforderung ausgesprochen werden
kann, unter billiger Berücksichtigung der für die Ausführung maßgebenden Verhältnisse
zumutbar sein; sie ist in den Verdingungsunterlagen festzulegen.

2. (1) Wenn es ein erhebliches Interesse des Auftraggebers erfordert, sind Einzelfristen für in sich
abgeschlossene Teile der Leistung zu bestimmen.

(2) Wird ein Bauzeitenplan aufgestellt, damit die Leistungen aller Unternehmer sicher ineinan-
der greifen, so sollen nur die für den Fortgang der Gesamtarbeit besonders wichtigen Einzel-
fristen als vertraglich verbindliche Fristen (Vertragsfristen) bezeichnet werden.

3. Ist für die Einhaltung von Ausführungsfristen die Übergabe von Zeichnungen oder anderen
Unterlagen wichtig, so soll hierfür ebenfalls eine Frist festgelegt werden.

4. Der Auftraggeber darf in den Verdingungsunterlagen eine Pauschalierung des Verzugsscha-
dens (§ 5 Nr. 4 VOB/B) vorsehen; sie soll 5 v. H. der Auftragssumme nicht überschreiten. Der
Nachweis eines geringeren Schadens ist zuzulassen.

§ 12
Vertragsstrafen und Beschleunigungsvergütungen

1. Vertragsstrafen für die Überschreitung von Vertragsfristen sind nur auszubedingen, wenn die
Überschreitung erhebliche Nachteile verursachen kann. Die Strafe ist in angemessenen Gren-
zen zu halten.

2. Beschleunigungsvergütungen (Prämien) sind nur vorzusehen, wenn die Fertigstellung vor
Ablauf der Vertragsfristen erhebliche Vorteile bringt.

§ 13
Verjährung der Mängelansprüche

Andere Verjährungsfristen als nach § 13 Nr. 4 VOB/B sollen nur vorgesehen werden, wenn dies
wegen der Eigenart der Leistung erforderlich ist. In solchen Fällen sind alle Umstände gegeneinan-
der abzuwägen, insbesondere, wann etwaige Mängel wahrscheinlich erkennbar werden und wie-
weit die Mängelursachen noch nachgewiesen werden können, aber auch die Wirkung auf die Prei-
se und die Notwendigkeit einer billigen Bemessung der Verjährungsfristen für Mängelansprüche.

§ 14
Sicherheitsleistung

1. Auf Sicherheitsleistung soll ganz oder teilweise verzichtet werden, wenn Mängel der Leistung
voraussichtlich nicht eintreten oder wenn der Auftragnehmer hinreichend bekannt ist und
genügende Gewähr für die vertragsgemäße Leistung und die Beseitigung etwa auftretender
Mängel bietet. Bei Beschränkter Ausschreibung sowie bei Freihändiger Vergabe sollen Sicher-
heitsleistungen in der Regel nicht verlangt werden.
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2. Die Sicherheit soll nicht höher bemessen und ihre Rückgabe nicht für einen späteren Zeitpunkt
vorgesehen werden, als nötig ist, um den Auftraggeber vor Schaden zu bewahren. Die Sicherheit
für die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus dem Vertrag soll 5 v. H. der Auftragssumme
nicht überschreiten. Die Sicherheit für Mängelansprüche soll 3 v. H. der Abrechnungssumme
nicht überschreiten.

§ 15
Änderung der Vergütung

Sind wesentliche Änderungen der Preisermittlungsgrundlagen zu erwarten, deren Eintritt oder
Ausmaß ungewiss ist, so kann eine angemessene Änderung der Vergütung in den Verdingungsun-
terlagen vorgesehen werden. Die Einzelheiten der Preisänderungen sind festzulegen.

§ 16
Grundsätze der Ausschreibung und der Informationsübermittlung

1. Der Auftraggeber soll erst dann ausschreiben, wenn alle Verdingungsunterlagen fertig gestellt
sind und wenn innerhalb der angegebenen Fristen mit der Ausführung begonnen werden kann.

2. Ausschreibungen für vergabefremde Zwecke (z. B. Ertragsberechnungen) sind unzulässig.

3. (1) Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Verdingungsunterlagen an, ob
Informationen per Post, Telefax, direkt, elektronisch oder durch eine Kombination dieser
Kommunikationsmittel übermittelt werden. 

(2) Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und
darf den Zugang der Bewerber und Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. Die
dafür zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen nichtdiskriminie-
rend, allgemein zugänglich und kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie sein.

(3) Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die
Informationen über die Spezifikationen der Geräte, die für die elektronische Übermittlung der
Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Verschlüsselung
zugänglich sind. Außerdem muss gewährleistet sein, dass die in Anhang I genannten Anforde-
rungen erfüllt sind.

4. Der Auftraggeber kann im Internet ein Beschafferprofil einrichten, in dem allgemeine Infor-
mationen wie Kontaktstelle, Telefon- und Telefaxnummer, Postanschrift und E-Mail-Adresse
sowie Angaben über Ausschreibungen, geplante und vergebene Aufträge oder aufgehobene
Verfahren veröffentlicht werden können.

§ 16b
Anforderungen an Teilnahmeanträge

1. Die Auftraggeber haben die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der übermittelten
Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren auf geeignete Weise zu gewährleisten. Per Post
oder direkt übermittelte Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in einem verschlos-
senen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der für ihre Ein-
reichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch übermittelten
Teilnahmeanträgen ist dies durch entsprechende organisatorische und technische Lösungen
nach den Anforderungen des Auftraggebers und durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die
Verschlüsselung muss bis zum Ablauf der für ihre Einreichung vorgesehenen Frist aufrecht
erhalten bleiben.

2. Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren können auch per Telefax oder telefonisch
gestellt werden. Werden Anträge auf Teilnahme telefonisch oder per Telefax gestellt, sind
diese vom Bewerber bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Teilnahmeanträge durch
Übermittlung per Post, direkt oder elektronisch zu bestätigen.
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§ 17
Bekanntmachung, Versand der Vergabeunterlagen

1. (1) Öffentliche Ausschreibungen sind bekannt zu machen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen
Veröffentlichungsblättern oder auf Internetportalen.

(2) Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten: 

a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer sowie E-Mailadresse des Auftraggebers (Ver-
gabestelle), 

b) gewähltes Vergabeverfahren, 

c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist, 

d) Ort der Ausführung, 

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der baulichen Anlage, 

f) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose einzurei-
chen, 

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungslei-
stungen gefordert werden, 

h) etwaige Frist für die Ausführung, 

i) Name und Anschrift der Stelle, bei der die Verdingungsunterlagen und zusätzlichen Unter-
lagen angefordert und eingesehen werden können, falls die Unterlagen auch digital einge-
sehen und angefordert werden können, ist dies anzugeben, 

j) gegebenenfalls Höhe und Einzelheiten der Zahlung des Entgelts für die Übersendung die-
ser Unterlagen, 

k) Ablauf der Frist für die Einreichung der Angebote, 

l) Anschrift, an die die Angebote schriftlich auf direktem Weg oder per Post zu richten sind,
gegebenenfalls auch Anschrift, an die Angebote digital zu richten sind, 

m) Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen, 

n) Personen, die bei der Eröffnung der Angebote anwesend sein dürfen, 

o) Datum, Uhrzeit und Ort der Eröffnung der Angebote, 

p) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten, 

q) wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweisung auf die Vorschriften, in denen sie
enthalten sind, 

r) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird,
haben muss, 

s) verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung des Bieters, 

t) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist, 

u) gegebenenfalls Nichtzulassung von Nebenangeboten, 

v) sonstige Angaben, insbesondere die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann. 

2. (1) Bei Beschränkten Ausschreibungen nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb sind die
Unternehmer durch Bekanntmachungen, z. B. in Tageszeitungen, amtlichen Veröffent-
lichungsblättern oder auf Internetportalen, aufzufordern, ihre Teilnahme am Wettbewerb zu
beantragen.
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(2) Diese Bekanntmachungen sollen folgende Angaben enthalten:

a) Name, Anschrift, Telefon-, Telefaxnummer oder E-Mailadresse des Auftraggebers (Verga-
bestelle),

b) gewähltes Vergabeverfahren,

c) Art des Auftrags, der Gegenstand der Ausschreibung ist,

d) Ort der Ausführung,

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der baulichen Anlage,

f) falls die bauliche Anlage oder der Auftrag in mehrere Lose aufgeteilt ist, Art und Umfang
der einzelnen Lose und Möglichkeit, Angebote für eines, mehrere oder alle Lose einzurei-
chen,

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder des Auftrags, wenn auch Planungs-
leistungen gefordert werden,

h) etwaige Frist für die Ausführung,

i) gegebenenfalls Rechtsform, die die Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben wird,
haben muss,

j) Ablauf der Einsendefrist für die Anträge auf Teilnahme,

k) Anschrift, an die diese Anträge zu richten sind, 

l) Sprache, in der diese Anträge abgefasst sein müssen,

m) Tag, an dem die Aufforderungen zur Angebotsabgabe spätestens abgesandt werden,

n) gegebenenfalls geforderte Sicherheiten,

o) wesentliche Zahlungsbedingungen und/oder Verweis auf die Vorschriften, in denen sie
enthalten sind,

p) mit dem Teilnahmeantrag verlangte Nachweise für die Beurteilung der Eignung (Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit) des Bewerbers,

q) gegebenenfalls Nichtzulassung von Nebenangeboten,

r) sonstige Angaben, insbesondere die Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann.

3. Anträge auf Teilnahme sind auch dann zu berücksichtigen, wenn sie durch Telefon, Telefax
oder in sonstiger Weise elektronisch übermittelt werden, sofern die sonstigen Teilnahmebedin-
gungen erfüllt sind.

4. (1) Die Vergabeunterlagen sind den Bewerbern in kürzestmöglicher Frist und in geeigneter
Weise zu übermitteln.

(2) Die Vergabeunterlagen sind bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb an alle ausgewählten Bewerber am selben Tag abzusenden.

5. Jeder Bewerber soll die Leistungsbeschreibung doppelt und alle anderen für die Preisermitt-
lung wesentlichen Unterlagen einfach erhalten. Wenn von den Unterlagen (außer der Leis-
tungsbeschreibung) keine Vervielfältigungen abgegeben werden können, sind sie in
ausreichender Weise zur Einsicht auszulegen, wenn nötig, nicht nur am Geschäftssitz des Auf-
traggebers, sondern auch am Ausführungsort oder an einem Nachbarort.

6. Die Namen der Bewerber, die Vergabeunterlagen erhalten oder eingesehen haben, sind geheim
zu halten.

7. (1) Erbitten Bewerber zusätzliche sachdienliche Auskünfte über die Vergabeunterlagen, so
sind die Auskünfte unverzüglich zu erteilen.
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(2) Werden einem Bewerber wichtige Aufklärungen über die geforderte Leistung oder die
Grundlagen der Preisermittlung gegeben, so sind sie auch den anderen Bewerbern unverzüg-
lich mitzuteilen, soweit diese bekannt sind.

§ 17b
Aufruf zum Wettbewerb

1. (1) Ein Aufruf zum Wettbewerb kann erfolgen

a) durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung nach Anhang V der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005,

b) durch Veröffentlichung einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung nach
Nummer 2,

c) durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems nach
§ 8b Nr. 9.

(2) Die Kosten der Veröffentlichung der Bekanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften werden von den Gemeinschaften getragen.

2. (1) Die wesentlichen Merkmale für eine beabsichtigte bauliche Anlage mit einem geschätzten
Gesamtauftragswert nach § 1b Nr. 1 Abs. 1 sind als regelmäßige nichtverbindliche Bekannt-
machung mindestens einmal jährlich nach Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 zu
veröffentlichen, wenn die regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung nicht als Aufruf
zum Wettbewerb verwendet wird.

(2) Die Bekanntmachung ist nur dann zwingend vorgeschrieben, wenn die Auftraggeber die
Möglichkeit wahrnehmen, die Frist für den Eingang der Angebote gemäß § 18b Nr. 1 Abs. 2
zu verkürzen.

(3) Die Bekanntmachungen als Aufruf zum Wettbewerb sind unverzüglich nach der Entschei-
dung mit der die beabsichtigte bauliche Anlage oder die ihr zugrunde liegende Planung geneh-
migt wird nach dem in Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 enthaltenen Muster zu
erstellen und dem Amt für amtliche Veröffentlichung der Europäischen Gemeinschaften zu
übermitteln*).

(4) Hat der Auftraggeber im Internet ein Beschafferprofil eingerichtet, so kann er regelmäßige
nichtverbindliche Bekanntmachungen auch dort veröffentlichen. In diesem Fall meldet er der
EU-Kommission auf elektronischem Wege die Veröffentlichung mit dem in Anhang VIII der
Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 enthaltenen Muster.

(5) Erfolgt der Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentlichungen einer regelmäßigen nicht-
verbindlichen Bekanntmachung, so 

a) müssen in der Bekanntmachung Bauarbeiten, die Gegenstand des zu vergebenden Auftrags
sein werden, nach Art und Umfang genannt sein und die in Anhang V der Verordnung
(EG) Nr. 1564/2005 geforderten Angaben enthalten,

b) muss die Bekanntmachung den Hinweis, dass dieser Auftrag im Nichtoffenen Verfahren
oder Verhandlungsverfahren ohne spätere Veröffentlichung eines Aufrufs zur Angebotsab-
gabe vergeben wird, sowie die Aufforderung an die interessierten Unternehmer enthalten,
ihr Interesse schriftlich mitzuteilen, 

c) müssen die Auftraggeber später alle Bewerber mindestens auf der Grundlage der nachfol-
gend aufgelisteten Angaben über den Auftrag auffordern, ihr Interesse zu bestätigen, bevor
mit der Auswahl der Bieter oder der Teilnehmer an einer Verhandlung begonnen wird: 

I Art und Menge, einschließlich etwaiger Optionen auf zusätzliche Aufträge, und mög-
lichenfalls veranschlagte Frist für die Inanspruchnahme dieser Optionen; bei wieder-

*) Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2, rue mercier, L-2985 Luxemburg 1
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kehrenden Aufträgen Art und Menge und möglichenfalls veranschlagte Frist für die
Veröffentlichung der Bekanntmachungen späterer Ausschreibungen für die Bauar-
beiten, die Gegenstand des Auftrags sein sollen; 

II Art des Verfahrens; Nichtoffenes Verfahren oder Verhandlungsverfahren; 

III gegebenenfalls Zeitpunkt, zu dem die Leistungen beginnen bzw. abgeschlossen wer-
den; 

IV Anschrift und letzter Tag für die Vorlage des Antrags auf Aufforderung zur Ange-
botsabgabe sowie die Sprache oder Sprachen, in denen die Angebote abzugeben sind; 

V Anschrift der Stelle, die den Zuschlag erteilt und die Auskünfte gibt, die für den
Erhalt der Spezifikationen und anderer Dokumente notwendig sind; 

VI alle wirtschaftlichen und technischen Anforderungen, finanziellen Garantien und
Angaben, die von Auftragnehmern verlangt werden; 

VII Höhe der für die Vergabeunterlagen zu entrichtenden Beträge und Zahlungsbedin-
gungen;

VIII Art des Auftrags, der Gegenstand des Vergabeverfahrens ist; 

IX die Zuschlagskriterien sowie deren Gewichtung oder gegebenenfalls die nach ihrer
Bedeutung eingestufte Reihenfolge der Kriterien, wenn diese Angaben nicht in der
Bekanntmachung, der Aufforderung zur Interessenbestätigung, der Aufforderung zur
Verhandlung oder den Verdingungsunterlagen enthalten sind.

d) dürfen zwischen deren Veröffentlichung und dem Zeitpunkt der Zusendung der Aufforde-
rung an die Bewerber gemäß Nummer 2 Abs. 3, Buchstabe c höchstens 12 Monate vergan-
gen sein. Im Übrigen gilt § 18b Nr. 2.

3. Entscheidet sich der Auftraggeber für die Einführung eines Prüfsystems so ist dies Gegenstand
einer Bekanntmachung nach Anhang VII der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005, die über den
Zweck des Prüfsystems und darüber informiert, wie die Qualifizierungsregeln angefordert
werden können. Beträgt die Laufzeit des Systems mehr als drei Jahre so ist die Bekanntma-
chung jährlich zu veröffentlichen. Bei kürzerer Laufzeit genügt eine Bekanntmachung zu
Beginn des Verfahrens.

4. Erfolgt ein Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das
Bestehen eines Prüfsystems, so werden die Bieter in einem Nichtoffenen Verfahren oder die
Teilnehmer an einem Verhandlungsverfahren unter den Bewerbern ausgewählt, die sich im
Rahmen eines solchen Systems qualifiziert haben.

5. (1) Der Tag der Absendung der Bekanntmachung muss nachgewiesen werden können. Vor
dem Tag der Absendung darf die Bekanntmachung nicht veröffentlicht werden.

(2) Alle Veröffentlichungen dürfen nur die dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der
Europäischen Gemeinschaften übermittelten Angaben enthalten.

(3) Die Bekanntmachung wird unentgeltlich, spätestens 12 Kalendertage nach der Absendung
im Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in der Originalsprache ver-
öffentlicht. Eine Zusammenfassung der wichtigsten Angaben wird in den übrigen Amtsspra-
chen der Gemeinschaften veröffentlicht; der Wortlaut in der Originalsprache ist verbindlich.
Bekanntmachungen, die über das Internetportal des Amtes für amtliche Veröffentlichungen
der Europäischen Gemeinschaften?*) auf elektronischem Wege erstellt und übermittelt wurden
(elektronische Bekanntmachung), werden abweichend von Satz 1 spätestens 5 Kalendertage
nach ihrer Absendung veröffentlicht.

6. Sind bei offenen Verfahren die Vergabeunterlagen nicht auf elektronischem Weg frei, direkt
und vollständig verfügbar, werden die Vergabeunterlagen den Bewerbern binnen 6 Kalender-
tagen nach Eingang des Antrags zugesandt, sofern dieser Antrag rechtzeitig vor dem Schluss-
termin für den Eingang der Angebote eingegangen ist. 

*)  http://simap.eu.int
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7. Rechtzeitig beantragte Auskünfte über die Vergabeunterlagen sind spätestens 6 Kalendertage
vor Ablauf der Angebotsfrist zu erteilen.

8. Die Vergabeunterlagen sind beim Nichtoffenen Verfahren und beim Verhandlungsverfahren
mit vorherigem Aufruf zum Wettbewerb an alle ausgewählten Bewerber am selben Tag abzu-
senden.

§ 18
Angebotsfrist, Bewerbungsfrist

1. Für die Bearbeitung und Einreichung der Angebote ist eine ausreichende Angebotsfrist vorzu-
sehen, auch bei Dringlichkeit nicht unter 10 Kalendertagen. Dabei ist insbesondere der zusätz-
liche Aufwand für die Besichtigung von Baustellen oder die Beschaffung von Unterlagen für
die Angebotsbearbeitung zu berücksichtigen.

2. Die Angebotsfrist läuft ab, sobald im Eröffnungstermin der Verhandlungsleiter mit der Öff-
nung der Angebote beginnt.

3. Bis zum Ablauf der Angebotsfrist können Angebote in Textform zurückgezogen werden.

4. Für die Einreichung von Teilnahmeanträgen bei Beschränkter Ausschreibung nach Öffentli-
chem Teilnahmewettbewerb ist eine ausreichende Bewerbungsfrist vorzusehen.

§ 18b
Angebotsfrist, Bewerbungsfrist

1. (1) Beim Offenen Verfahren beträgt die Frist für den Eingang der Angebote (Angebotsfrist)
mindestens 52 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der Bekanntmachung.

(2) Hat der Auftraggeber eine regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung gemäß § 17b
Nr. 2 Abs. 2 nach dem vorgeschriebenen Muster (Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1564/
2005) mindestens 52 Kalendertage, höchstens aber 12 Monate vor dem Zeitpunkt der Absen-
dung der Bekanntmachung des Auftrags nach § 17b Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe a an das Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften abgesandt, so beträgt die Frist für den Eingang der Ange-
bote im Offenen Verfahren grundsätzlich mindestens 36 Kalendertage, keinesfalls jedoch
weniger als 22 Kalendertage, gerechnet ab dem Tag der Absendung der regelmäßigen nicht-
verbindlichen Bekanntmachung nach § 17b Nr. 2 Abs. 2.

(3) Bei Bekanntmachungen, die über das Internetportal des Amtes für amtliche Veröffentli-
chungen der Europäischen Gemeinschaften*) auf elektronischem Wege erstellt und übermittelt
werden (elektronische Bekanntmachung), können die in Abs. 1 und 2 genannten Angebotsfris-
ten um 7 Kalendertage verkürzt werden.

(4) Die Angebotsfrist kann um weitere 5 Kalendertage verkürzt werden, wenn ab der Veröf-
fentlichung der Bekanntmachung die Verdingungsunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen
auf elektronischem Wege frei, direkt und vollständig verfügbar gemacht werden; in der
Bekanntmachung ist die Internetadresse anzugeben, unter der diese Unterlagen abrufbar sind.

(5) Im Offenen Verfahren darf die Kumulierung der Verkürzungen keinesfalls zu einer Ange-
botsfrist führen, die kürzer ist als 15 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der
Bekanntmachung.

2. Beim Nichtoffenen Verfahren und Verhandlungsverfahren mit vorherigem Aufruf zum Wett-
bewerb gilt: 

a) Die Frist für den Eingang von Teilnahmeanträgen (Bewerbungsfrist) aufgrund einer
Bekanntmachung nach § 17b Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe a oder der Aufforderung nach § 17b
Nr. 2 Abs. 5 Buchstabe c beträgt in der Regel mindestens 37 Kalendertage, gerechnet vom

*) http://simap.eu.int
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Tag nach Absendung der Bekanntmachung oder Aufforderung an. Sie darf auf keinen Fall
kürzer sein als 22 Kalendertage, bei elektronischer Übermittlung der Bekanntmachung
nicht kürzer als 15 Kalendertage.

b) Die Bewerbungsfrist kann bei elektronischen Bekanntmachungen gemäß Nummer 1
Absatz 3 um 7 Kalendertage verkürzt werden.

c) Die Angebotsfrist kann zwischen dem Auftraggeber und den ausgewählten Bewerbern ein-
vernehmlich festgelegt werden, vorausgesetzt, dass allen Bewerbern dieselbe Frist für die
Erstellung und Einreichung von Angeboten eingeräumt wird.

d) Falls eine einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist nicht möglich ist, setzt der Auf-
traggeber im Regelfall eine Frist von mindestens 24 Kalendertagen fest. Sie darf jedoch
keinesfalls kürzer als 10 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe, sein. Bei der Festlegung der Frist werden nur die in Nummer 3
genannten Faktoren berücksichtigt. 

3. Können die Angebote nur nach Prüfung von umfangreichen Unterlagen, z. B. ausführlichen
technischen Spezifikationen, oder nur nach einer Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in
ergänzende Unterlagen zu den Vergabeunterlagen erstellt werden und können die Fristen der
Nummern 1 und 2 deswegen nicht eingehalten werden, so sind sie angemessen zu verlängern.

§ 19
Zuschlags- und Bindefrist

1. Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem Eröffnungstermin.

2. Die Zuschlagsfrist soll so kurz wie möglich und nicht länger bemessen werden, als der Auf-
traggeber für eine zügige Prüfung und Wertung der Angebote (§§ 23 bis 25) benötigt. Sie soll
nicht mehr als 30 Kalendertage betragen; eine längere Zuschlagsfrist soll nur in begründeten
Fällen festgelegt werden. Das Ende der Zuschlagsfrist ist durch Angabe des Kalendertages zu
bezeichnen.

3. Es ist vorzusehen, dass der Bieter bis zum Ablauf der Zuschlagsfrist an sein Angebot gebunden
ist (Bindefrist).

4. Die Nummern 1 bis 3 gelten bei Freihändiger Vergabe entsprechend.

§ 20
Kosten

1. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung darf für die Leistungsbeschreibung und die anderen Unter-
lagen ein Entgelt gefordert werden. Dieses Entgelt darf nicht höher sein als die Selbstkosten
des Auftraggebers für die Vervielfältigung der Leistungsbeschreibung und der anderen Unter-
lagen sowie der Kosten der postalischen Versendung an die betreffenden Bieter; dies gilt auch
bei digitaler Übermittlung. In der Bekanntmachung (§ 17 Nr. 1) ist anzugeben, wie hoch es ist
und dass es nicht erstattet wird. 

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind alle Unterlagen unentgelt-
lich abzugeben.

2. (1) Für die Bearbeitung des Angebots wird keine Entschädigung gewährt. Verlangt jedoch der
Auftraggeber, dass der Bewerber Entwürfe, Pläne, Zeichnungen, statische Berechnungen,
Mengenberechnungen oder andere Unterlagen ausarbeitet, insbesondere in den Fällen des § 9
Nr. 15 bis 17, so ist einheitlich für alle Bieter in der Ausschreibung eine angemessene Entschä-
digung festzusetzen. Ist eine Entschädigung festgesetzt, so steht sie jedem Bieter zu, der ein
der Ausschreibung entsprechendes Angebot mit den geforderten Unterlagen rechtzeitig einge-
reicht hat.

(2) Diese Grundsätze gelten für die Freihändige Vergabe entsprechend.
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3. Der Auftraggeber darf Angebotsunterlagen und die in den Angeboten enthaltenen eigenen Vor-
schläge eines Bieters nur für die Prüfung und Wertung der Angebote (§§ 23 und 25) verwenden.
Eine darüber hinausgehende Verwendung bedarf der vorherigen schriftlichen Vereinbarung.

§ 21
Form und Inhalt der Angebote

1. (1) Der Auftraggeber legt fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Schriftlich
eingereichte Angebote sind immer zuzulassen. Sie müssen unterzeichnet sein. Elektronisch
übermittelte Angebote sind nach Wahl des Auftraggebers mit einer fortgeschrittenen elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz und den Anforderungen des Auftraggebers oder mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen.

(2) Die Auftraggeber haben die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der Angebote auf
geeignete Weise zu gewährleisten. Per Post oder direkt übermittelte Angebote sind in einem
verschlossenen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeichnen und bis zum Ablauf der
für die Einreichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu halten. Bei elektronisch übermit-
telten Angeboten ist dies durch entsprechende technische Lösungen nach den Anforderungen
des Auftraggebers und durch Verschlüsselung sicherzustellen. Die Verschlüsselung muss bis
zum Ablauf der Frist zur Einreichung der Angebote aufrecht erhalten bleiben. Die Angebote
sollen nur die Preise und die geforderten Erklärungen enthalten. Änderungen des Bieters an
seinen Eintragungen müssen zweifelsfrei sein.

(3) Änderungen an den Verdingungsunterlagen sind unzulässig.

(4) Der Auftraggeber soll allgemein oder im Einzelfall zulassen, dass Bieter für die Angebots-
abgabe eine selbstgefertigte Abschrift oder stattdessen eine selbstgefertigte Kurzfassung des
Leistungsverzeichnisses benutzen, wenn sie den vom Auftraggeber verfassten Wortlaut der
Urschrift des Leistungsverzeichnisses als allein verbindlich schriftlich anerkennen; Kurzfas-
sungen müssen jedoch die Ordnungszahlen (Positionen) vollzählig, in der gleichen Reihen-
folge und mit den gleichen Nummern wie in der Urschrift, wiedergeben.

(5) Muster und Proben der Bieter müssen als zum Angebot gehörig gekennzeichnet sein.

2. Eine Leistung, die von den vorgesehenen technischen Spezifikationen abweicht, darf angebo-
ten werden, wenn sie mit dem geforderten Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit
und Gebrauchstauglichkeit gleichwertig ist. Die Abweichung muss im Angebot eindeutig
bezeichnet sein. Die Gleichwertigkeit ist mit dem Angebot nachzuweisen.

3. Die Anzahl von Nebenangeboten ist an einer vom Auftraggeber in den Verdingungsunterlagen
bezeichneten Stelle aufzuführen. Etwaige Änderungsvorschläge oder Nebenangebote müssen
auf besonderer Anlage gemacht und als solche deutlich gekennzeichnet werden.

4. Soweit Preisnachlässe ohne Bedingungen gewährt werden, sind diese an einer vom Auftragge-
ber in den Verdingungsunterlagen bezeichneten Stelle aufzuführen.

5. (1) Bietergemeinschaften haben eines ihrer Mitglieder als bevollmächtigten Vertreter für den
Abschluss und die Durchführung des Vertrags zu bezeichnen.

(2) Fehlt die Bezeichnung im Angebot, so ist sie vor der Zuschlagserteilung beizubringen. 

6. Der Auftraggeber hat die Anforderungen an den Inhalt der Angebote nach den Nummern 1 bis
5 in die Vergabeunterlagen aufzunehmen. 

§ 21b
Form der Angebote

§ 21 Nr. 1 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht.
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§ 22
Eröffnungstermin

1. Bei Ausschreibungen ist für die Öffnung und Verlesung (Eröffnung) der Angebote ein Eröff-
nungstermin abzuhalten, in dem nur die Bieter und ihre Bevollmächtigten zugegen sein dürfen.
Bis zu diesem Termin sind die auf direktem Weg oder per Post schriftlich zugegangenen
Angebote, die beim Eingang auf dem ungeöffneten Umschlag zu kennzeichnen sind, unter
Verschluss zu halten; entsprechend sind digitale Angebote zu kennzeichnen und verschlüsselt
aufzubewahren. 

2. Zur Eröffnung zuzulassen sind nur Angebote, die dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ers-
ten Angebots vorliegen.

3. (1) Der Verhandlungsleiter stellt fest, ob der Verschluss der schriftlichen Angebote unversehrt
ist und die digitalen Angebote verschlüsselt sind. 

(2) Die Angebote werden geöffnet und in allen wesentlichen Teilen im Eröffnungstermin
gekennzeichnet. Name und Wohnort der Bieter und die Endbeträge der Angebote oder ihrer
einzelnen Abschnitte, ferner andere den Preis betreffende Angaben werden verlesen. Es wird
bekannt gegeben, ob und von wem Nebenangebote eingereicht sind. Weiteres aus dem Inhalt
der Angebote soll nicht mitgeteilt werden. 

(3) Muster und Proben der Bieter müssen im Termin zur Stelle sein.

4. (1) Über den Eröffnungstermin ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist zu verlesen; in ihr ist
zu vermerken, dass sie verlesen und als richtig anerkannt worden ist oder welche Einwendun-
gen erhoben worden sind.

(2) Sie ist vom Verhandlungsleiter zu unterschreiben; die anwesenden Bieter und Bevollmäch-
tigten sind berechtigt, mit zu unterzeichnen.

5. Angebote, die bei der Öffnung des ersten Angebots nicht vorgelegen haben (Nummer 2), sind
in der Niederschrift oder in einem Nachtrag besonders aufzuführen. Die Eingangszeiten und
die etwa bekannten Gründe, aus denen die Angebote nicht vorgelegen haben, sind zu vermer-
ken. Der Umschlag und andere Beweismittel sind aufzubewahren.

6. (1) Ein Angebot, das nachweislich vor Ablauf der Angebotsfrist dem Auftraggeber zugegan-
gen war, aber bei Öffnung des ersten Angebots aus vom Bieter nicht zu vertretenden Gründen
dem Verhandlungsleiter nicht vorgelegen hat, ist wie ein rechtzeitig vorliegendes Angebot zu
behandeln.

(2) Den Bietern ist dieser Sachverhalt unverzüglich schriftlich mitzuteilen. In die Mitteilung
sind die Feststellung, dass der Verschluss unversehrt war, und die Angaben nach Nummer 3
Abs. 2 aufzunehmen.

(3) Dieses Angebot ist mit allen Angaben in die Niederschrift oder in einen Nachtrag aufzu-
nehmen. Im Übrigen gilt Nummer 5 Satz 2 und 3.

7. Den Bietern und ihren Bevollmächtigten ist die Einsicht in die Niederschrift und ihre Nach-
träge (Nummern 5 und 6 sowie § 23 Nr. 4) zu gestatten; den Bietern können die Namen der
Bieter sowie die verlesenen und die nachgerechneten Endbeträge der Angebote sowie die Zahl
ihrer Nebenangebote nach der rechnerischen Prüfung mitgeteilt werden. Nach Antragstellung
hat dies unverzüglich zu erfolgen. Die Niederschrift darf nicht veröffentlicht werden. 

8. Die Angebote und ihre Anlagen sind sorgfältig zu verwahren und geheim zu halten; dies gilt
auch bei Freihändiger Vergabe.

§ 23
Prüfung der Angebote

1. Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten Angebots
nicht vorgelegen haben, und Angebote, die den Bestimmungen des § 21 Nr. 1 Abs. 1 bis 3
nicht entsprechen, brauchen nicht geprüft zu werden.



– 95 –

2. Die übrigen Angebote sind rechnerisch, technisch und wirtschaftlich zu prüfen, gegebenenfalls
mit Hilfe von Sachverständigen (§ 7).

3. (1) Entspricht der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multi-
plikation von Mengenansatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. Ist der Ein-
heitspreis in Ziffern und in Worten angegeben und stimmen diese Angaben nicht überein, so
gilt der dem Gesamtbetrag der Ordnungszahl entsprechende Einheitspreis. Entspricht weder
der in Worten noch der in Ziffern angegebene Einheitspreis dem Gesamtbetrag der Ordnungs-
zahl, so gilt der in Worten angegebene Einheitspreis.

(2) Bei Vergabe für eine Pauschalsumme gilt diese ohne Rücksicht auf etwa angegebene Ein-
zelpreise.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch bei Freihändiger Vergabe.

4. Die aufgrund der Prüfung festgestellten Angebotsendsummen sind in der Niederschrift über
den Eröffnungstermin zu vermerken.

§ 24
Aufklärung des Angebotsinhalts

1. (1) Bei Ausschreibungen darf der Auftraggeber nach Öffnung der Angebote bis zur Zuschlags-
erteilung mit einem Bieter nur verhandeln, um sich über seine Eignung, insbesondere seine
technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, das Angebot selbst, etwaige Nebenange-
bote, die geplante Art der Durchführung, etwaige Ursprungsorte oder Bezugsquellen von Stof-
fen oder Bauteilen und über die Angemessenheit der Preise, wenn nötig durch Einsicht in die
vorzulegenden Preisermittlungen (Kalkulationen), zu unterrichten.

(2) Die Ergebnisse solcher Verhandlungen sind geheim zu halten. Sie sollen schriftlich nieder-
gelegt werden.

2. Verweigert ein Bieter die geforderten Aufklärungen und Angaben, so kann sein Angebot unbe-
rücksichtigt bleiben.

3. Andere Verhandlungen, besonders über Änderung der Angebote oder Preise, sind unstatthaft,
außer wenn sie bei Nebenangeboten oder Angeboten aufgrund eines Leistungsprogramms
nötig sind, um unumgängliche technische Änderungen geringen Umfangs und daraus sich
ergebende Änderungen der Preise zu vereinbaren.

§ 25
Wertung der Angebote

1. (1) Ausgeschlossen werden:

a) Angebote, die im Eröffnungstermin dem Verhandlungsleiter bei Öffnung des ersten Ange-
bots nicht vorgelegen haben, ausgenommen Angebote nach § 22 Nr. 6,

b) Angebote, die dem § 21 Nr. 1 Abs. 1 bis 3 nicht entsprechen,

c) Angebote von Bietern, die in Bezug auf die Ausschreibung eine Abrede getroffen haben,
die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt,

d) Nebenangebote, wenn der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den Vergabeun-
terlagen erklärt hat, dass er diese nicht zulässt.

(2) Außerdem können Angebote von Bietern nach § 8 Nr. 5 sowie Angebote, die dem § 21
Nr. 3 Satz 2 nicht entsprechen, ausgeschlossen werden. 

2. (1) Bei Öffentlicher Ausschreibung ist zunächst die Eignung der Bieter zu prüfen. Dabei sind
anhand der vorgelegten Nachweise die Angebote der Bieter auszuwählen, deren Eignung die
für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen notwendigen Sicherheiten bietet; dies
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bedeutet, dass sie die erforderliche Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besit-
zen und über ausreichende technische und wirtschaftliche Mittel verfügen.

(2) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe sind nur Umstände zu berück-
sichtigen, die nach Aufforderung zur Angebotsabgabe Zweifel an der Eignung des Bieters
begründen (vgl. § 8 Nr. 4).

3. (1) Auf ein Angebot mit einem unangemessen hohen oder niedrigen Preis darf der Zuschlag
nicht erteilt werden.

(2) Erscheint ein Angebotspreis unangemessen niedrig und ist anhand vorliegender Unterlagen
über die Preisermittlung die Angemessenheit nicht zu beurteilen, ist vom Bieter schriftlich
Aufklärung über die Ermittlung der Preise für die Gesamtleistung oder für Teilleistungen zu
verlangen, gegebenenfalls unter Festlegung einer zumutbaren Antwortfrist. Bei der Beurtei-
lung der Angemessenheit sind die Wirtschaftlichkeit des Bauverfahrens, die gewählten techni-
schen Lösungen oder sonstige günstige Ausführungsbedingungen zu berücksichtigen.

(3) In die engere Wahl kommen nur solche Angebote, die unter Berücksichtigung rationellen
Baubetriebs und sparsamer Wirtschaftsführung eine einwandfreie Ausführung einschließlich
Haftung für Mängelansprüche erwarten lassen. Unter diesen Angeboten soll der Zuschlag auf
das Angebot erteilt werden, das unter Berücksichtigung aller Gesichtspunkte, wie z. B. Quali-
tät, Preis, technischer Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Umwelteigenschaften, Betriebs- und
Folgekosten, Rentabilität, Kundendienst und technische Hilfe oder Ausführungsfrist als das
wirtschaftlichste erscheint. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. 

4. Ein Angebot nach § 21 Nr. 2 ist wie ein Hauptangebot zu werten.

5. Nebenangebote sind zu werten, es sei denn, der Auftraggeber hat sie in der Bekanntmachung
oder den Vergabeunterlagen nicht zugelassen. Preisnachlässe ohne Bedingung sind nicht zu
werten, wenn sie nicht an der vom Auftraggeber nach § 21 Nr. 4 bezeichneten Stelle aufge-
führt sind. 

6. Bietergemeinschaften sind Einzelbietern gleichzusetzen, wenn sie die Arbeiten im eigenen
Betrieb oder in den Betrieben der Mitglieder ausführen.

7. Die Bestimmungen der Nummern 2 und 3 gelten auch bei Freihändiger Vergabe. Die Num-
mern 1, 4, 5 und 6 sind entsprechend auch bei Freihändiger Vergabe anzuwenden.

§ 25b
Wertung der Angebote

1. Bei der Wertung der Angebote dürfen nur Kriterien berücksichtigt werden, die in der Bekannt-
machung oder in den Vergabeunterlagen genannt sind.

2. Angebote, die aufgrund einer staatlichen Beihilfe ungewöhnlich niedrig sind, dürfen von den
Auftraggebern nur zurückgewiesen werden, wenn diese den Bieter darauf hingewiesen haben
und dieser innerhalb einer vom Auftraggeber festzulegenden angemessenen Frist nicht den
Nachweis liefern konnte, dass die Beihilfe der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
gemeldet oder von ihr genehmigt wurde. Auftraggeber, die unter diesen Umständen ein Ange-
bot zurückweisen, müssen die Kommission der Europäischen Gemeinschaften darüber unter-
richten.

3. Der Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote, die die von ihm verlangten Mindestan-
forderungen erfüllen.

§ 26
Aufhebung der Ausschreibung

1. Die Ausschreibung kann aufgehoben werden: 

a) wenn kein Angebot eingegangen ist, das den Ausschreibungsbedingungen entspricht,
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b) wenn die Verdingungsunterlagen grundlegend geändert werden müssen, 

c) wenn andere schwer wiegende Gründe bestehen.

2. Die Bewerber und Bieter sind von der Aufhebung der Ausschreibung unter Angabe der
Gründe, gegebenenfalls über die Absicht, ein neues Vergabeverfahren einzuleiten, unverzüg-
lich zu unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt auf Antrag der Bewerber oder Bieter schriftlich. 

§ 27
Nicht berücksichtigte Bewerbungen und Angebote

1. Bieter, deren Angebote ausgeschlossen worden sind (§ 25 Nr. 1), und solche, deren Angebote
nicht in die engere Wahl kommen, sollen so bald wie möglich verständigt werden. Die übrigen
Bieter sind zu verständigen, sobald der Zuschlag erteilt worden ist.

2. Auf Verlangen sind den nicht berücksichtigten Bewerbern oder Bietern innerhalb einer Frist
von 15 Kalendertagen nach Eingang ihres schriftlichen Antrags die Gründe für die Nichtbe-
rücksichtigung ihrer Bewerbung oder ihres Angebots schriftlich mitzuteilen, den Bietern auch
der Name des Auftragnehmers.

3. Nicht berücksichtigte Angebote und Ausarbeitungen der Bieter dürfen nicht für eine neue Ver-
gabe oder für andere Zwecke benutzt werden.

4. Entwürfe, Ausarbeitungen, Muster und Proben zu nicht berücksichtigten Angeboten sind
zurückzugeben, wenn dies im Angebot oder innerhalb von 30 Kalendertagen nach Ablehnung
des Angebots verlangt wird.

§ 27b
Mitteilungspflichten

1. Sektorenauftraggeber teilen den teilnehmenden Unternehmen unverzüglich, spätestens jedoch
innerhalb einer Frist von 15 Kalendertagen und auf Antrag in Textform ihre Entscheidungen
über die Auftragsvergabe mit. 

2. (1) Auftraggeber gemäß Absatz 1 teilen innerhalb kürzester Frist nach Eingang eines entspre-
chenden schriftlichen Antrags folgendes mit: 

– den ausgeschlossenen Bewerbern oder Bietern die Gründe für die Ablehnung ihrer Bewer-
bung oder ihres Angebots,

– die Entscheidung einschließlich der Gründe, auf die Vergabe eines Auftrages zu verzichten
oder das Verfahren erneut einzuleiten,

– den Bietern, die ein ordnungsgemäßes Angebot eingereicht haben, die Merkmale und rela-
tiven Vorteile des erfolgreichen Angebots und den Namen des erfolgreichen Bieters. 

(2) Der Auftraggeber kann jedoch beschließen, bestimmte Auskünfte über den Zuschlag nicht
zu erteilen, wenn eine derartige Bekanntgabe den Gesetzesvollzug behindern, dem öffent-
lichen Interesse zuwiderlaufen oder die legitimen Geschäftsinteressen von öffentlichen oder
privaten Unternehmen einschließlich derjenigen des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten
hat, beeinträchtigen würde oder den lauteren Wettbewerb beeinträchtigen könnte. 

§ 28
Zuschlag

1. Der Zuschlag ist möglichst bald, mindestens aber so rechtzeitig zu erteilen, dass dem Bieter die
Erklärung noch vor Ablauf der Zuschlagsfrist (§ 19) zugeht.

2. (1) Wird auf ein Angebot rechtzeitig und ohne Abänderungen der Zuschlag erteilt, so ist damit
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Vertrag abgeschlossen, auch wenn spätere urkund-
liche Festlegung vorgesehen ist.
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(2) Werden dagegen Erweiterungen, Einschränkungen oder Änderungen vorgenommen oder
wird der Zuschlag verspätet erteilt, so ist der Bieter bei Erteilung des Zuschlags aufzufordern,
sich unverzüglich über die Annahme zu erklären.

§ 28b
Bekanntmachung der Auftragserteilung

1. Der Kommission der Europäischen Gemeinschaften sind für jeden vergebenen Auftrag binnen
zwei Monaten nach der Vergabe dieses Auftrags die Ergebnisse des Vergabeverfahrens durch
eine nach Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 abgefasste Bekanntmachung mitzu-
teilen. Dies gilt nicht für jeden Einzelauftrag innerhalb einer Rahmenvereinbarung.

2. Die Angaben in Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 werden im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Dabei trägt die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften der Tatsache Rechnung, dass es sich bei den Angaben im Falle von Anhang
VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 Nr. V.1.3, V.1.5, V.2.1, V.2.4, V.2.6, um in geschäft-
licher Hinsicht empfindliche Angaben handelt, wenn der Auftraggeber dies bei der Übermitt-
lung der Angaben über die Anzahl der eingegangenen Angebote, die Identität der
Unternehmen und die Preise geltend macht.

3. Die Angaben in Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 Nr. V.2, die als nicht für die
Veröffentlichung bestimmt gekennzeichnet sind, werden nicht oder nur in vereinfachter Form
zu statistischen Zwecken veröffentlicht.

§ 29
Vertragsurkunde

1. Eine besondere Urkunde braucht über den Vertrag nur dann gefertigt zu werden, wenn der
Vertragsinhalt nicht schon durch das Angebot mit den zugehörigen Unterlagen, das Zuschlags-
schreiben und andere Schriftstücke eindeutig und erschöpfend festgelegt ist.

2. Die Urkunde ist doppelt auszufertigen und von den beiden Vertragsparteien zu unterzeichnen.
Die Beglaubigung einer Unterschrift kann in besonderen Fällen verlangt werden.

§ 30
Vergabevermerk

1. Über die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der die einzelnen Stufen des Verfahrens, die
maßgebenden Feststellungen sowie die Begründung der einzelnen Entscheidungen enthält.

2. Wird auf die Vorlage zusätzlich zum Angebot verlangter Unterlagen und Nachweise verzich-
tet, ist dies im Vergabevermerk zu begründen.

§ 31
Nachprüfungsstellen

In der Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen sind die Nachprüfungsstellen mit Anschrift
anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die
Vergabebestimmungen wenden kann.

§ 31b
Nachprüfungsbehörden

In der Vergabebekanntmachung und den Vergabeunterlagen sind die Nachprüfungsbehörden mit
Anschrift anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße
gegen die Vergabebestimmungen wenden kann.
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§ 32
Baukonzessionen

1. Baukonzessionen sind Bauaufträge zwischen einem Auftraggeber und einem Unternehmer
(Baukonzessionär), bei denen die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in einer Vergütung in
dem Recht auf Nutzung der baulichen Anlage, gegebenenfalls zuzüglich der Zahlung eines
Preises, besteht.

2. Für die Vergabe von Baukonzessionen sind die §§ 1 bis 31 sinngemäß anzuwenden.

§ 32b 
Baukonzessionen

§ 32 gilt nicht für Baukonzessionen, die von Sektorenauftraggebern vergeben werden.

§ 33b
Aufbewahrungs- und Berichtspflichten 

1. (1) Sachdienliche Unterlagen über jede Auftragsvergabe sind aufzubewahren, die es zu einem
späteren Zeitpunkt ermöglichen, die Entscheidungen zu begründen über 

a) die Prüfung und Auswahl der Unternehmer und die Auftragsvergabe,

b) den Rückgriff auf Verfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb gemäß § 3b Nr. 2, 

c) die Inanspruchnahme vorgesehener Abweichungsmöglichkeiten von der Anwendungsver-
pflichtung. 

d) Der Auftraggeber trifft geeignete Maßnahmen, um den Ablauf der mit elektronischen Mit-
teln durchgeführten Vergabeverfahren zu dokumentieren.

(2) Die Unterlagen müssen mindestens vier Jahre lang ab der Auftragsvergabe aufbewahrt
werden, damit der Auftraggeber der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in dieser
Zeit auf Anfrage die erforderlichen Auskünfte erteilen kann. 

2. Die Sektorenauftraggeber übermitteln der Bundesregierung entsprechend deren Vorgaben
jährlich eine statistische Aufstellung über den Gesamtwert der vergebenen Aufträge, die unter-
halb der Schwellenwerte liegen und die jedoch ohne eine Schwellenwertbegrenzung diesen
Regelungen unterliegen würden.

3. Die Auftraggeber in den Bereichen der Trinkwasser- und Elektrizitätsversorgung, des Stadt-
bahn-, Straßenbahn-, O-Bus- oder Omnibusverkehrs, der Flughafeneinrichtungen und des See-
oder Binnenhafenverkehrs oder anderer Verkehrsendpunkte teilen der Bundesregierung ent-
sprechend deren Vorgaben jährlich den Gesamtwert der Aufträge mit, die im Vorjahr vergeben
worden sind. Diese Meldepflicht gilt nicht, wenn der Auftraggeber im Berichtszeitraum keinen
Auftrag über dem in § 1b Nr. 1 genannten Schwellenwert zu vergeben hatte.

4. Die Auftraggeber übermitteln die Angaben nach den Nummern 2 und 3 spätestens bis zum
31. August jeden Jahres für das Vorjahr an das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie.
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Anhang I
Anforderungen an die Geräte, die für den elektronischen Empfang der Anträge 

auf Teilnahme und der Angebote verwendet werden

Die Geräte müssen gewährleisten, dass 

a) für die Angebote eine elektronische Signatur verwendet werden kann, 

b) Tag und Uhrzeit des Eingangs der Teilnahmeanträge oder Angebote genau bestimmbar sind, 

c) ein Zugang zu den Daten nicht vor Ablauf des hierfür festgesetzten Termins erfolgt,

d) bei einem Verstoß gegen das Zugangsverbot der Verstoß sicher festgestellt werden kann,

e) ausschließlich die hierfür bestimmten Personen den Zeitpunkt der Öffnung der Daten festlegen
oder ändern können, 

f) der Zugang zu den übermittelten Daten nur möglich ist, wenn die hierfür bestimmten Personen
gleichzeitig und erst nach dem festgesetzten Zeitpunkt tätig werden und 

g) die übermittelten Daten ausschließlich den zur Kenntnisnahme bestimmten Personen zugäng-
lich bleiben.
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Anhang TS
Technische Spezifikationen

Begriffsbestimmungen
1. „Technische Spezifikationen“ sind sämtliche, insbesondere die in den Verdingungsunterlagen

enthaltenen technischen Anforderungen an eine Bauleistung, ein Material, ein Erzeugnis oder
eine Lieferung, mit deren Hilfe die Bauleistung, das Material, das Erzeugnis oder die Liefe-
rung so bezeichnet werden können, dass sie ihren durch den Auftraggeber festgelegten Ver-
wendungszweck erfüllen. Zu diesen technischen Anforderungen gehören Qualitätsstufen,
Umweltleistungsstufen, die Konzeption für alle Verwendungsarten („Design for all“) (ein-
schließlich des Zugangs von Behinderten) sowie Konformitätsbewertung, die Gebrauchstaug-
lichkeit, Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich Konformitätsbewertungsverfahren,
Terminologie, Symbole, Versuchs- und Prüfmethoden, Verpackung, Kennzeichnung und
Beschriftung sowie Produktionsprozesse und -methoden. Außerdem gehören dazu auch die
Vorschriften für die Planung und die Berechnung von Bauwerken, die Bedingungen für die
Prüfung, Inspektion und Abnahme von Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -verfah-
ren und alle anderen technischen Anforderungen, die der Auftraggeber für fertige Bauwerke
oder dazu notwendige Materialien oder Teile durch allgemeine und spezielle Vorschriften
anzugeben in der Lage ist.

2. „Norm“ ist eine technische Spezifikation, die von einem anerkannten Normungsgremium zur
wiederholten oder ständigen Anwendung angenommen wurde, deren Einhaltung jedoch nicht
zwingend vorgeschrieben ist und die unter eine der nachstehenden Kategorien fällt:

– internationale Norm: Norm, die von einem internationalen Normungsgremium angenom-
men wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– europäische Norm: Norm, die von einem europäischen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– nationale Norm: Norm, die von einem nationalen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist.

3. „Europäische technische Zulassung“ ist eine positive technische Beurteilung der Brauchbar-
keit eines Produkts hinsichtlich der Erfüllung der wesentlichen Anforderung an bauliche Anla-
gen; sie erfolgt aufgrund der spezifischen Merkmale des Produkts und der festgelegten
Anwendungs- und Verwendungsbedingungen. Die europäische technische Zulassung wird von
einem zu diesem Zweck in einem Mitgliedstaat zugelassenen Gremium ausgestellt.

4. „Gemeinsame technische Spezifikationen“ sind technische Spezifikationen, die nach einem
von den Mitgliedstaaten anerkannten Verfahren erarbeitet und die im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht wurden.

5. „Technische Bezugsgröße“ ist jeder Bezugsrahmen, der keine offizielle Norm ist und der von
den europäischen Normungsgremien nach den an die Bedürfnisse des Marktes angepassten
Verfahren erarbeitet wurde.
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Abschnitt 4
Vergabebestimmungen nach der Richtlinie 2004/17/EG*) (VOB/A-SKR)

§ 1 SKR
Bauleistungen, Geltungsbereich

1. Bauleistungen sind Arbeiten jeder Art, durch die eine bauliche Anlage hergestellt, instand
gehalten, geändert oder beseitigt wird.

2. (1) Die Bestimmungen sind von Sektorenauftraggebern für Bauaufträge anzuwenden, bei
denen der geschätzte Gesamtauftragswert der Baumaßnahme bzw. des Bauwerks (alle Bauauf-
träge für eine bauliche Anlage) mindestens dem in § 2 Nr. 4 Vergabeverordnung (VgV)
genannten Schwellenwert ohne Umsatzsteuer entspricht. Der Gesamtauftragswert umfasst
auch den geschätzten Wert der vom Auftraggeber beigestellten Stoffe, Bauteile und Leistun-
gen. 

(2) Werden die Bauaufträge im Sinne von Absatz 1 für eine bauliche Anlage in Losen verge-
ben, sind die Bestimmungen anzuwenden 

– bei jedem Los mit einem geschätzten Auftragswert von 1 Million Euro und mehr,

– unabhängig davon für alle Bauaufträge, bis mindestens 80 v. H. des geschätzten Gesamt-
auftragswertes aller Bauaufträge für die bauliche Anlage erreicht sind.

3. Eine bauliche Anlage darf für die Schwellenwertermittlung nicht in der Absicht aufgeteilt wer-
den, sie der Anwendung der Bestimmungen zu entziehen.

4. Lieferungen, die nicht zur Ausführung der baulichen Anlage erforderlich sind, dürfen dann
nicht mit einem Bauauftrag vergeben werden, wenn dadurch für sie die Anwendung der für
Lieferleistungen geltenden EG-Vergabebestimmungen umgangen wird.

5. Der Wert einer Rahmenvereinbarung (§ 4 SKR) wird auf der Grundlage des geschätzten
Höchstwertes aller für den Zeitraum ihrer Geltung geplanten Aufträge berechnet.

6. Maßgebender Zeitpunkt für die Schätzung des Gesamtauftragswertes ist die Einleitung des ers-
ten Vergabeverfahrens für die bauliche Anlage.

§ 2 SKR
Diskriminierungsverbot, Schutz der Vertraulichkeit

1. Bei der Vergabe von Bauleistungen darf kein Unternehmer diskriminiert werden.

2. Die Übermittlung technischer Spezifikationen für interessierte Unternehmer, die Prüfung und
die Auswahl von Unternehmern und die Auftragsvergabe können die Auftraggeber mit Aufla-
gen zum Schutz der Vertraulichkeit verbinden.

3. Das Recht der Unternehmer, von einem Auftraggeber in Übereinstimmung mit innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften die Vertraulichkeit der von ihnen zur Verfügung gestellten Informa-
tionen zu verlangen, wird nicht eingeschränkt.

§ 3 SKR
Arten der Vergabe

1. Die Auftraggeber können jedes der in Nummer 2 bezeichneten Verfahren wählen, vorausge-
setzt, dass – vorbehaltlich der Nummer 3 – ein Aufruf zum Wettbewerb gemäß § 9 SKR Nr. 1
durchgeführt wird.

*) Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlags-
erteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie Postdienste, (ABl. EU Nr. L
134 vom 30. April 2004
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2. Bauaufträge im Sinne von § 1 SKR werden in folgenden Verfahren vergeben:

a) Offenes Verfahren 
Im Offenen Verfahren werden Bauleistungen vergeben im vorgeschriebenen Verfahren
nach öffentlicher Aufforderung einer unbeschränkten Zahl von Unternehmern zur Einrei-
chung von Angeboten.

b) Nichtoffenes Verfahren 
Im Nichtoffenen Verfahren werden Bauleistungen vergeben im vorgeschriebenen Verfah-
ren nach öffentlicher Aufforderung einer beschränkten Zahl von Unternehmern zur Einrei-
chung von Angeboten, gegebenenfalls nach Aufruf zum Wettbewerb.

c) Verhandlungsverfahren 
Beim Verhandlungsverfahren wendet sich der Auftraggeber an ausgewählte Unternehmer
und verhandelt mit einem oder mehreren dieser Unternehmer über den Auftragsinhalt,
gegebenenfalls nach Aufruf zum Wettbewerb.

3. Ein Verfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb kann durchgeführt werden,

a) wenn im Rahmen eines Verfahrens mit vorherigem Aufruf zum Wettbewerb keine oder
keine geeigneten Angebote oder keine Bewerbungen abgegeben worden sind, sofern die
ursprünglichen Bedingungen des Auftrags nicht grundlegend geändert werden,

b) wenn ein Auftrag nur zum Zweck von Forschungen, Versuchen, Untersuchungen oder Ent-
wicklungen und nicht mit dem Ziel der Gewinnerzielung oder der Deckung der For-
schungs- und Entwicklungskosten vergeben wird und sofern die Vergabe eines derartigen
Auftrages einer Wettbewerblichen Vergabe von Folgeaufträgen, die insbesondere diese
Ziele verfolgen, nicht vorgreift,

c) wenn der Auftrag wegen seiner technischen oder künstlerischen Besonderheiten oder auf-
grund des Schutzes von Ausschließlichkeitsrechten nur von einem bestimmten Unterneh-
mer durchgeführt werden kann,

d) wenn dringliche Gründe im Zusammenhang mit Ereignissen, die der Auftraggeber nicht
voraussehen konnte, es nicht zulassen, die in den Offenen Verfahren, Nichtoffenen Verfah-
ren oder Verhandlungsverfahren vorgesehenen Fristen einzuhalten,

e) bei zusätzlichen Bauarbeiten, die weder in dem der Vergabe zugrunde liegenden Entwurf
noch im zuerst vergebenen Auftrag vorgesehen sind, die aber wegen eines unvorhergese-
henen Ereignisses zur Ausführung dieses Auftrags erforderlich sind, sofern der Auftrag an
den Unternehmer vergeben wird, der den ersten Auftrag ausführt,

– wenn sich diese zusätzlichen Arbeiten in technischer oder wirtschaftlicher Hinsicht
nicht ohne wesentlichen Nachteil für den Auftraggeber vom Hauptauftrag trennen las-
sen oder

– wenn diese zusätzlichen Arbeiten zwar von der Ausführung des ersten Auftrags
getrennt werden können, aber für dessen weitere Ausführungsstufen unbedingt erfor-
derlich sind,

f) bei neuen Bauarbeiten, die in der Wiederholung gleichartiger Arbeiten bestehen, die vom
selben Auftraggeber an den Unternehmer vergeben werden, der den ersten Auftrag erhal-
ten hat, sofern sie einem Grundentwurf entsprechen und dieser Entwurf Gegenstand eines
ersten Auftrags war, der nach einem Aufruf zum Wettbewerb vergeben wurde. Die Mög-
lichkeit der Anwendung dieses Verfahrens muss bereits bei der Bekanntmachung für den
ersten Bauauftrag des ersten Bauabschnitts angegeben werden; der für die Fortsetzung der
Bauarbeiten in Aussicht genommene Gesamtauftragswert wird vom Auftraggeber für die
Anwendung von § 1 SKR berücksichtigt,

g) bei Aufträgen, die aufgrund einer Rahmenvereinbarung vergeben werden sollen, sofern die
in § 4 SKR Nr. 2 genannte Bedingung erfüllt ist.
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§ 4 SKR
Rahmenvereinbarung

1. Eine Rahmenvereinbarung ist eine Vereinbarung mit einem oder mehreren Unternehmern, in
der die Bedingungen für Einzelaufträge festgelegt werden, die im Laufe eines bestimmten
Zeitraums vergeben werden sollen, insbesondere über den in Aussicht genommenen Preis und
gegebenenfalls die in Aussicht genommene Menge.

2. (1) Rahmenvereinbarungen können als Auftrag im Sinne dieser Vergabebestimmungen ange-
sehen werden und aufgrund eines Verfahrens nach § 3 SKR Nr. 2 abgeschlossen werden.

(2) Ist eine Rahmenvereinbarung in einem Verfahren nach § 3 SKR Nr. 2 abgeschlossen wor-
den, so kann ein Einzelauftrag aufgrund dieser Rahmenvereinbarung nach § 3 SKR Nr. 3
Buchstabe g ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb vergeben werden.

(3) Ist eine Rahmenvereinbarung nicht in einem Verfahren nach § 3 SKR Nr. 2 abgeschlossen
worden, so muss der Vergabe des Einzelauftrags ein Aufruf zum Wettbewerb vorausgehen.

3. Rahmenvereinbarungen dürfen nicht dazu missbraucht werden, den Wettbewerb zu verhin-
dern, einzuschränken oder zu verfälschen.

§ 5 SKR
Teilnehmer am Wettbewerb

1. (1) Auftraggeber, die Bewerber oder Bieter auswählen, richten sich dabei nach objektiven,
nicht diskriminierenden Regeln und Kriterien. Diese Regeln und Kriterien legen sie in Text-
form fest und stellen sie interessierten Unternehmern zur Verfügung. 

(2) Kriterien im Sinne von Absatz 1 sind insbesondere Fachkunde, Leistungsfähigkeit und
Zuverlässigkeit. Zu deren Nachweis können Angaben verlangt werden, z. B. über:

a) den Umsatz des Unternehmers in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, soweit
er Bauleistungen und andere Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung ver-
gleichbar sind, unter Einschluss des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmern
ausgeführten Aufträgen,

b) die Ausführung von Leistungen in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren, die
mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind,

c) die Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich
beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach Berufsgruppen,

d) die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung ste-
hende technische Ausrüstung, 

e) das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal,

f) die Eintragung in das Berufsregister des Sitzes oder Wohnsitzes des Unternehmers,

g) andere, insbesondere für die Prüfung der Fachkunde geeignete Nachweise.

2. (1) Ein Unternehmen ist von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren wegen Unzuverlässig-
keit auszuschließen, wenn der Auftraggeber Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Ver-
halten dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig wegen Verstoßes gegen eine der
folgenden Vorschriften verurteilt worden ist:

a) § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetz-
buches (Bildung terroristischer Vereinigungen), § 129b des Strafgesetzbuches (kriminelle
und terroristische Vereinigungen im Ausland), 

b) § 261 des Strafgesetzbuches (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermö-
genswerte),

c) § 263 des Strafgesetzbuches (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der EG
oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,
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d) § 264 des Strafgesetzbuches (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haus-
halt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in ihrem Auftrag verwaltet
werden,

e) § 334 des Strafgesetzbuches (Bestechung), auch in Verbindung mit Artikel 2 des EU-
Bestechungsgesetzes, Artikel 2 § 1 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Beste-
chung, Artikel 7 Abs. 2 Nr. 10 des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes und § 2 des
Gesetzes über das Ruhen der Verfolgungsverjährung und die Gleichstellung der Richter
und Bediensteten des Internationalen Strafgerichtshofes,

f) Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung aus-
ländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr),

g) § 370 der Abgabenordnung, auch in Verbindung mit § 12 des Gesetzes zur Durchführung
der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (MOG), soweit sich die
Straftat gegen den Haushalt der EG oder gegen Haushalte richtet, die von der EG oder in
ihrem Auftrag verwaltet werden.

Einem Verstoß gegen diese Vorschriften gleichgesetzt sind Verstöße gegen entsprechende Straf-
normen anderer Staaten. Ein Verhalten ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn eine für die-
ses Unternehmen für die Führung der Geschäfte verantwortlich handelnde Person selbst
gehandelt hat oder ein Aufsichts- oder Organisationsverschulden gemäß § 130 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) dieser Person im Hinblick auf das Verhalten einer anderen für
den Bewerber handelnden Person vorliegt.

(2) Als Nachweis, dass die Kenntnis nach Absatz 1 unrichtig ist, akzeptiert der Auftraggeber
eine Urkunde einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde des Herkunftslands. Wenn
eine Urkunde oder Bescheinigung vom Herkunftsland nicht ausgestellt ist oder nicht vollständig
alle vorgesehenen Fälle erwähnt, kann dies durch eine eidesstattliche Erklärung oder eine förm-
liche Erklärung vor einer zuständigen Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder
einer dafür qualifizierten Berufsorganisation des Herkunftslands ersetzt werden.

(3) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann nur abgesehen werden, wenn zwingende
Gründe des Allgemeininteresses vorliegen und andere die Leistung nicht angemessen erbrin-
gen können oder wenn aufgrund besonderer Umstände des Einzelfalls der Verstoß die Zuver-
lässigkeit des Bewerbers nicht in Frage stellt. 

3. Kriterien nach Nummer 1 können auch folgende Ausschließungsgründe sein:

a) Eröffnung oder beantragte Eröffnung des Insolvenzverfahrens oder eines vergleichbaren
gesetzlich geregelten Verfahrens über das Vermögen des Unternehmers oder Ablehnung
dieses Antrages mangels Masse, 

b) eingeleitete Liquidation des Unternehmens,

c) nachweislich begangene schwere Verfehlung des Unternehmers, die seine Zuverlässigkeit
als Bewerber in Frage stellt,

d) nicht ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben
sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung,

e) vorsätzliche Abgabe von unzutreffenden Erklärungen in Bezug auf Fachkunde, Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit im Vergabeverfahren,

f) fehlende Anmeldung bei der Berufsgenossenschaft oder zuständigen Organisation.

4. Ein Kriterium kann auch die objektive Notwendigkeit sein, die Zahl der Bewerber so weit zu
verringern, dass ein angemessenes Verhältnis zwischen den besonderen Merkmalen des Ver-
gabeverfahrens und dem zur Durchführung notwendigen Aufwand sichergestellt ist. Es sind
jedoch so viele Bewerber zu berücksichtigen, dass ein Wettbewerb gewährleistet ist.

5. Bietergemeinschaften sind Einzelbietern gleichzusetzen, wenn sie die Arbeiten im eigenen
Betrieb oder in den Betrieben der Mitglieder ausführen. Von solchen Gemeinschaften kann
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nicht verlangt werden, dass sie zwecks Einreichung eines Angebots oder für das Verhand-
lungsverfahren eine bestimmte Rechtsform annehmen; von der den Zuschlag erhaltenden
Gemeinschaft kann dies jedoch verlangt werden, sofern es für die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Auftrags notwendig ist.

6. Bei der Auswahl der Teilnehmer an einem Nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfah-
ren sowie bei der Entscheidung über die Qualifikation sowie bei der Überarbeitung der Prü-
fungskriterien und -regeln dürfen die Auftraggeber nicht

– bestimmten Unternehmern administrative, technische oder finanzielle Verpflichtungen
auferlegen, die sie anderen Unternehmern nicht auferlegt hätten,

– Prüfungen und Nachweise verlangen, die sich mit bereits vorliegenden objektiven Nach-
weisen überschneiden.

7. Ein Bieter kann sich, gegebenenfalls auch als Mitglied einer Bietergemeinschaft, bei der Erfül-
lung eines Auftrags der Fähigkeiten anderer Unternehmen bedienen, ungeachtet des recht-
lichen Charakters der zwischen ihm und diesem Unternehmen bestehenden Verbindung. Er
muss in diesem Fall dem Auftraggeber gegenüber nachweisen, dass ihm die erforderlichen
Mittel zur Verfügung stehen, indem er beispielsweise eine entsprechende Verpflichtungserklä-
rung dieser Unternehmen vorlegt.

8. (1) Auftraggeber können zusätzlich Angaben über Umweltmanagementverfahren verlangen,
die der Bewerber oder Bieter bei der Ausführung des Auftrags gegebenenfalls anwenden will.
In diesen Fällen kann der Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass der Bewerber oder Bieter
bestimmte Normen für das Umweltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen
unabhängiger Stellen verlangen. In diesen Fällen nehmen sie auf das Gemeinschaftssystem für
das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder auf Normen für das
Umweltmanagement Bezug, die auf den einschlägigen europäischen oder internationalen Nor-
men beruhen und von entsprechenden Stellen zertifiziert sind, die dem Gemeinschaftsrecht
oder einschlägigen europäischen oder internationalen Zertifizierungsnormen entsprechen.
Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen in anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen.
Die Auftraggeber erkennen auch andere Nachweise für gleichwertige Umweltmanagement-
Maßnahmen an, die von Bewerbern oder Bietern vorgelegt werden.

(2) Auftraggeber können zum Nachweis dafür, dass der Bewerber oder Bieter bestimmte Quali-
tätssicherungsnormen erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen verlan-
gen. In diesen Fällen nehmen sie auf Qualitätssicherungsverfahren Bezug, die den einschlägigen
europäischen Normen genügen und von entsprechenden Stellen zertifiziert sind, die den europä-
ischen Zertifizierungsnormen entsprechen. Gleichwertige Bescheinigungen von Stellen aus
anderen Mitgliedstaaten sind anzuerkennen. Die Auftraggeber erkennen auch andere gleichwer-
tige Nachweise für Qualitätssicherungsmaßnahmen an.

9. (1) Auftraggeber können ein System zur Prüfung von Unternehmern (Präqualifikationsverfah-
ren) einrichten und anwenden. Sie sorgen dann dafür, dass sich Unternehmen jederzeit einer
Prüfung unterziehen können. 

(2) Das System kann mehrere Qualifikationsstufen umfassen. Es wird auf der Grundlage der vom
Auftraggeber aufgestellten objektiven Regeln und Kriterien gehandhabt. Der Auftraggeber
nimmt dabei auf geeignete europäische Normen über die Qualifizierung von Unternehmern
Bezug. Diese Kriterien und Regeln können erforderlichenfalls auf den neuesten Stand gebracht
werden.

(3) Auf Verlangen werden diese Qualifizierungsregeln und -kriterien sowie deren Fortschrei-
bung interessierten Unternehmern übermittelt. Bezieht sich der Auftraggeber auf das Qualifi-
zierungssystem einer anderen Einrichtung, so teilt er deren Namen mit.

(4) Enthalten die Qualifizierungsregeln Anforderungen an die wirtschaftlichen und finanziellen
sowie technischen und/oder beruflichen Fähigkeiten des Unternehmens, kann sich dieses gege-
benenfalls auf die Fähigkeit anderer Unternehmen stützen, unabhängig von dem Rechtsverhält-
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nis, indem es zu diesen Unternehmen steht. In diesem Fall muss es dem Auftraggeber
nachweisen, dass es während der gesamten Gültigkeit des Prüfsystems über diese Ressourcen
verfügt, beispielsweise durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung dieser Unternehmen.

10. Die Auftraggeber unterrichten die Antragsteller innerhalb von 6 Monaten über die Entscheidung
zu deren Qualifikation. Kann diese Entscheidung nicht innerhalb von 4 Monaten nach Eingang
des Prüfungsantrags getroffen werden, hat der Auftraggeber dem Antragsteller spätestens zwei
Monate nach Eingang des Antrags die Gründe für eine längere Bearbeitungszeit mitzuteilen und
anzugeben, wann über die Annahme oder die Ablehnung seines Antrags entschieden wird.

11. Negative Entscheidungen über die Qualifikation werden unverzüglich, spätestens jedoch inner-
halb von 15 Kalendertagen nach der Entscheidung den Antragstellern unter Angabe der Gründe
mitgeteilt. Die Gründe müssen sich auf die in Nummer 9 erwähnten Prüfungskriterien beziehen.

12. Die als qualifiziert anerkannten Unternehmer sind in ein Verzeichnis aufzunehmen. Dabei ist
eine Untergliederung nach Fachgebieten möglich.

13. Die Auftraggeber können einem Unternehmer die Qualifikation nur aus Gründen aberkennen,
die auf den in Nummer 9 erwähnten Kriterien beruhen. Die beabsichtigte Aberkennung muss
dem betroffenen Unternehmer mindestens 15 Kalendertage vor dem für die Aberkennung vor-
gesehenen Termin schriftlich unter Angabe der Gründe mitgeteilt werden.

§ 6 SKR
Beschreibung der Leistung

1. Die technischen Anforderungen (Spezifikationen – siehe Anhang TS Nr. 1) an den Auftragsge-
genstand müssen allen Bietern gleichermaßen zugänglich sein und dürfen den Wettbewerb
nicht in unzulässiger Weise behindern.

2. Die technischen Spezifikationen sind in den Verdingungsunterlagen zu formulieren:

(1) entweder unter Bezugnahme auf die in Anhang TS definierten technischen Spezifikationen
in der Rangfolge 

a) nationale Normen, mit denen europäische Normen umgesetzt werden, 

b) europäische technische Zulassungen, 

c) gemeinsame technische Spezifikationen, 

d) internationale Normen und andere technische Bezugsysteme, die von den europäischen
Normungsgremien erarbeitet wurden oder, 

e) falls solche Normen und Spezifikationen fehlen, nationale Normen, nationale technische
Zulassungen oder nationale technische Spezifikationen für die Planung, Berechnung und
Ausführung von Bauwerken und den Einsatz von Produkten. 

Jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen; 

(2) oder in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen, die so genau zu fassen sind,
dass sie den Unternehmen ein klares Bild vom Auftragsgegenstand vermitteln und dem Auf-
traggeber die Erteilung des Zuschlags ermöglichen;

(3) oder in Kombination von Absatz 1 und Absatz 2, d. h. 

a) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen unter Bezugnahme auf die Spezifi-
kationen gemäß Absatz 1 als Mittel zur Vermutung der Konformität mit diesen Leistungs-
oder Funktionsanforderungen;

b) oder mit Bezugnahme auf die Spezifikationen gemäß Absatz 1 hinsichtlich bestimmter
Merkmale und mit Bezugnahme auf die Leistungs- oder Funktionsanforderungen gemäß
Absatz 2 hinsichtlich anderer Merkmale.
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3. Verweist der Auftraggeber in der Leistungsbeschreibung auf die in Nummer 2 Absatz 1 Buch-
stabe a genannten Spezifikationen, so darf er ein Angebot nicht mit der Begründung ablehnen,
die angebotene Leistung entspräche nicht den herangezogenen Spezifikationen, sofern der Bie-
ter in seinem Angebot dem Auftraggeber nachweist, dass die von ihm vorgeschlagenen Lösun-
gen den Anforderungen der technischen Spezifikation, auf die Bezug genommen wurde,
gleichermaßen entsprechen. Als geeignetes Mittel kann eine technische Beschreibung des Her-
stellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

4. Legt der Auftraggeber die technischen Spezifikationen in Form von Leistungs- oder Funkti-
onsanforderungen fest, so darf ein Angebot, das einer nationalen Norm entspricht, mit der eine
europäische Norm umgesetzt wird, oder einer europäischen technischen Zulassung, einer
gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen Norm oder einem technischen
Bezugssystem, das von den europäischen Normungsgremien erarbeitet wurde, entspricht nicht
zurückweisen, wenn diese Spezifikationen die geforderten Leistungs- oder Funktionsanforde-
rungen betreffen. Der Bieter muss in seinem Angebot mit geeigneten Mitteln dem Auftragge-
ber nachweisen, dass die der Norm entsprechende jeweilige Leistung den Leistungs- oder
Funktionsanforderungen des Auftraggebers entspricht. Als geeignetes Mittel kann eine techni-
sche Beschreibung des Herstellers oder ein Prüfbericht einer anerkannten Stelle gelten.

5. Schreibt der Auftraggeber Umwelteigenschaften, in Form von Leistungs- oder Funktionsanfor-
derungen vor, so kann er die Spezifikationen verwenden, die in europäischen, multinationalen
oder anderen Umweltgütezeichen definiert sind, wenn

a) sie sich zur Definition der Merkmale des Auftragsgegenstands eignen,

b) die Anforderungen des Umweltgütezeichens auf Grundlage von wissenschaftlich abgesi-
cherten Informationen ausgearbeitet werden;

c) die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem interessierte
Kreise – wie z. B. staatliche Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler und Umweltorgani-
sationen – teilnehmen können und

d) wenn das Umweltgütezeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist.

Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen angeben, dass bei Leistungen, die mit einem
Umweltgütezeichen ausgestattet sind, vermutet wird, dass sie den in der Leistungsbeschrei-
bung festgelegten technischen Spezifikationen genügen. Der Auftraggeber muss jedoch auch
jedes andere geeignete Beweismittel, wie technische Unterlagen des Herstellers oder Prüfbe-
richte anerkannter Stellen, akzeptieren. Anerkannte Stellen sind die Prüf- und Eichlaboratorien
sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die mit den anwendbaren europäischen Nor-
men übereinstimmen. Der Auftraggeber erkennt Bescheinigungen von in anderen Mitglied-
staaten ansässigen anerkannten Stellen an.

6. (1) Der Auftraggeber teilt dem an einem Auftrag interessierten Unternehmer auf Anfrage die
technischen Spezifikationen mit, die regelmäßig in seinen Bauaufträgen genannt werden oder
die er bei Beschaffungen im Zusammenhang mit regelmäßigen nichtverbindlichen Bekannt-
machungen gemäß § 9 SKR Nr. 2 benutzt.

(2) Soweit sich solche technischen Spezifikationen aus Unterlagen ergeben, die interessierten
Unternehmern zur Verfügung stehen, genügt eine Bezugnahme auf diese Unterlagen.

7. Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, darf in technischen Spezifika-
tionen nicht auf eine bestimmte Produktion oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren oder
auf Marken, Patente, Typen eines bestimmten Ursprungs oder einer bestimmten Produktion
verwiesen werden, wenn dadurch bestimmte Unternehmen oder bestimmte Produkte begüns-
tigt oder ausgeschlossen werden. Solche Verweise sind jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn
der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und allgemein verständlich beschrieben wer-
den kann; solche Verweise sind mit dem Zusatz „oder gleichwertig“ zu versehen.
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§ 7 SKR
Vergabeunterlagen

1. Die Vergabeunterlagen bestehen aus dem Anschreiben (Aufforderung zur Angebotsabgabe)
und den Verdingungsunterlagen.

2. (1) Für die Versendung der Verdingungsunterlagen (§ 9 SKR Nr. 6 bis 8) ist ein Anschreiben
(Aufforderung zur Angebotsabgabe) zu verfassen, das alle Angaben enthält, die außer den
Verdingungsunterlagen für den Entschluss zur Abgabe eines Angebots notwendig sind.

(2) In dem Anschreiben sind insbesondere anzugeben:

a) Anschrift der Stelle, bei der zusätzliche Unterlagen angefordert werden können,

b) Tag, bis zu dem zusätzliche Unterlagen angefordert werden können, 

c) gegebenenfalls Betrag und Zahlungsbedingungen für zusätzliche Unterlagen,

d) Anschrift der Stelle, bei der die Angebote einzureichen sind,

e) Angabe, dass die Angebote in deutscher Sprache abzufassen sind, 

f) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müssen,

g) Hinweis auf die Veröffentlichung der Bekanntmachung, 

h) Angabe der Unterlagen, die gegebenenfalls dem Angebot beizufügen sind,

i) sofern nicht in der Bekanntmachung, der Aufforderung zur Interessenbekundung, der Auf-
forderung zur Verhandlung oder den Verdingungsunterlagen angegeben (§ 9 SKR Nr. 1),
die maßgebenden Wertungskriterien im Sinne von § 11 SKR Nr. 1. Dabei ist die Gewich-
tung der einzelnen Kriterien anzugeben. Kann die Gewichtung aus nachvollziehbaren
Gründen nicht angegeben werden, sind die Kriterien in der absteigenden Reihenfolge ihrer
Bedeutung zu nennen. 

(3) Wenn der Auftraggeber Nebenangebote nicht oder nur in Verbindung mit einem Hauptan-
gebot zulassen will, so ist dies anzugeben. Ebenso sind gegebenenfalls die Mindestanforderun-
gen an Nebenangebote anzugeben und auf welche Weise sie einzureichen sind.

3. Angebote werden schriftlich auf direktem Wege oder mit der Post übermittelt. Der Auftragge-
ber kann zulassen, dass die Angebote auf andere Weise übermittelt werden, sofern gewährleis-
tet ist, dass 

– jedes Angebot alle für seine Bewertung erforderlichen Angaben enthält, 

– die Vertraulichkeit der Angebote bis zu ihrer Bewertung gewahrt bleibt, 

– die Angebote umgehend schriftlich oder durch Übermittlung einer beglaubigten Abschrift
bestätigt werden, soweit dies aus Gründen des rechtlichen Nachweises erforderlich ist und 

– die Öffnung der Angebote nach Ablauf der für ihre Einreichung festgelegten Frist erfolgt. 

Wenn der Auftraggeber es zulässt, Angebote in anderer Weise zu übermitteln, hat er dies im
Aufruf zum Wettbewerb und in den Verdingungsunterlagen anzugeben. 

4. Der Auftraggeber kann die Bieter auffordern, in ihrem Angebot die Leistungen anzugeben, die
sie an Nachunternehmer zu vergeben beabsichtigen.

§ 8 SKR
Informationsübermittlung, Vertraulichkeit der Teilnahmeanträge und Angebote

1. Die Auftraggeber geben in der Bekanntmachung oder den Verdingungsunterlagen an, ob Infor-
mationen per Post, Telefax, direkt elektronisch oder durch eine Kombination dieser Kommuni-
kationsmittel übermittelt werden. 
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2. Das für die elektronische Übermittlung gewählte Netz muss allgemein verfügbar sein und darf
den Zugang der Bewerber und Bieter zu den Vergabeverfahren nicht beschränken. Die dafür
zu verwendenden Programme und ihre technischen Merkmale müssen nichtdiskriminierend,
allgemein zugänglich und kompatibel mit allgemein verbreiteten Erzeugnissen der Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie sein.

3. Die Auftraggeber haben die Integrität der Daten und die Vertraulichkeit der übermittelten
Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren und der Angebote auf geeignete Weise zu
gewährleisten. Per Post oder direkt übermittelte Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren
und Angebote sind in einem verschlossenen Umschlag einzureichen, als solche zu kennzeich-
nen und bis zum Ablauf der für ihre Einreichung vorgesehenen Frist unter Verschluss zu hal-
ten. Bei elektronisch übermittelten Angeboten ist dies durch entsprechende organisatorische
und technische Lösungen nach den Anforderungen des Auftraggebers und durch Verschlüsse-
lung sicherzustellen. Die Verschlüsselung muss bis zum Ablauf der für ihre Einreichung vor-
gesehenen Frist aufrecht erhalten bleiben.

4. (1) Der Auftraggeber legt fest, in welcher Form die Angebote einzureichen sind. Schriftlich
eingereichte Angebote müssen unterzeichnet sein. Elektronisch übermittelte Angebote sind
nach Wahl des Auftraggebers mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur nach dem
Signaturgesetz und den Anforderungen des Auftraggebers oder einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen.

(2) Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren können auch per Telefax oder telefonisch
gestellt werden. Werden Anträge auf Teilnahme telefonisch oder per Telefax gestellt, sind
diese vom Bewerber bis zum Ablauf der Frist für die Abgabe der Teilnahmeanträge durch
Übermittlung per Post, direkt oder elektronisch zu bestätigen.

5. Die Auftraggeber haben dafür Sorge zu tragen, dass den interessierten Unternehmen die Infor-
mationen über die Spezifikationen der Geräte, die für die elektronische Übermittlung der
Anträge auf Teilnahme und der Angebote erforderlich sind, einschließlich Verschlüsselung
zugänglich sind. Außerdem muss gewährleistet sein, dass die in Anhang I genannten Anforde-
rungen erfüllt sind.

§ 9 SKR
Aufruf zum Wettbewerb

1. (1) Ein Aufruf zum Wettbewerb kann erfolgen

a) durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung nach Anhang V der Verordnung (EG)
Nr. 1564/2005,

b) durch Veröffentlichung einer regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachung nach
Nummer 2,

c) durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das Bestehen eines Prüfsystems nach
§ 5 SKR Nr. 9.

(2) Die Kosten der Veröffentlichung der Bekanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften werden von den Gemeinschaften getragen.

2. (1) Die wesentlichen Merkmale für eine beabsichtigte bauliche Anlage mit einem geschätzten
Gesamtauftragswert nach § 1 SKR Nr. 2 sind als regelmäßige nichtverbindliche Bekanntma-
chung mindestens einmal jährlich nach Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005
bekannt zu machen, wenn sie nicht als Aufruf zum Wettbewerb verwendet wird.

(2) Die Bekanntmachung ist nur dann zwingend vorgeschrieben, wenn die Auftraggeber die
Möglichkeit wahrnehmen, die Frist für den Eingang der Angebote gem. § 10 SKR Nr. 1 Abs. 2
zu verkürzen.

(3) Die Bekanntmachungen als Aufruf zum Wettbewerb sind unverzüglich nach der Entschei-
dung mit der die beabsichtigte bauliche Anlage oder die ihr zugrunde liegende Planung geneh-
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migt wird nach dem in Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 enthaltenen Muster zu
erstellen und dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften zu
übermitteln*).

(4) Der Auftraggeber kann im Internet ein Beschafferprofil einrichten, in dem neben allgemei-
nen Informationen wie Kontaktstelle, Telefon- und Telefaxnummer, Postanschrift und E-Mail-
Adresse auch die regelmäßigen nichtverbindlichen Bekanntmachungen sowie Angaben über
Ausschreibungen, geplante und vergebene Aufträge oder aufgehobene Verfahren veröffent-
licht werden können.

(5) Erfolgt der Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentlichung einer regelmäßigen nichtver-
bindlichen Bekanntmachung, so

a) müssen in der Bekanntmachung Bauarbeiten, die Gegenstand des zu vergebenden Auftrags
sein werden, nach Art und Umfang genannt sein und die in Anhang V der Verordnung
(EG) Nr. 1564/2005 geforderten Angaben enthalten,

b) muss die Bekanntmachung den Hinweis, dass dieser Auftrag im Nichtoffenen Verfahren
oder Verhandlungsverfahren ohne spätere Veröffentlichung eines Aufrufs zur Angebotsab-
gabe vergeben wird, sowie die Aufforderung an die interessierten Unternehmer enthalten,
ihr Interesse schriftlich mitzuteilen,

c) müssen die Auftraggeber später alle Bewerber mindestens auf der Grundlage der nachfol-
gend aufgelisteten Angaben über den Auftrag auffordern, ihr Interesse zu bestätigen, bevor
mit der Auswahl der Bieter oder der Teilnehmer an einer Verhandlung begonnen wird: 

I Art und Menge, einschließlich etwaiger Optionen auf zusätzliche Aufträge, und mög-
lichenfalls veranschlagte Frist für die Inanspruchnahme dieser Optionen; bei wieder-
kehrenden Aufträgen Art und Menge und möglichenfalls veranschlagte Frist für die
Veröffentlichung der Bekanntmachungen späterer Ausschreibungen für die Bauar-
beiten, Lieferungen oder Dienstleistungen, die Gegenstand des Auftrags sein sollen; 

II Art des Verfahrens; Nichtoffenes Verfahren oder Verhandlungsverfahren;

III gegebenenfalls Zeitpunkt, zu dem die Leistungen beginnen bzw. abgeschlossen wer-
den; 

IV Anschrift und letzter Tag für die Vorlage des Antrags auf Aufforderung zur Ange-
botsabgabe sowie die Sprache oder Sprachen, in denen die Angebote abzugeben sind; 

V Anschrift der Stelle, die den Zuschlag erteilt und die Auskünfte gibt, die für den
Erhalt der Spezifikationen und anderer Dokumente notwendig sind; 

VI alle wirtschaftlichen und technischen Anforderungen, finanziellen Garantien und
Angaben, die von Auftragnehmern verlangt werden; 

VII Höhe der für die Vergabeunterlagen zu entrichtenden Beträge und Zahlungsbedin-
gungen; 

VIII Art des Auftrags, der Gegenstand des Vergabeverfahrens ist;

IX die Zuschlagskriterien sowie deren Gewichtung oder gegebenenfalls die nach ihrer
Bedeutung eingestufte Reihenfolge der Kriterien, wenn diese Angaben nicht in der
Bekanntmachung, der Aufforderung zur Interessenbestätigung, der Aufforderung zur
Verhandlung oder den Verdingungsunterlagen enthalten sind.

d) dürfen zwischen deren Veröffentlichung und dem Zeitpunkt der Zusendung der Aufforde-
rung an die Bewerber gemäß Nummer 2 Abs. 3 Buchstabe c höchstens 12 Monate vergan-
gen sein. Im Übrigen gilt § 10 SKR Nr. 2.

3. Entscheidet sich der Auftraggeber für die Einführung eines Prüfsystems, so ist dies Gegen-
stand einer Bekanntmachung nach Anhang VII der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005, die über
den Zweck des Prüfsystems und darüber informiert, wie die Qualifizierungsregeln angefordert
werden können. Beträgt die Laufzeit des Systems mehr als drei Jahre so ist die Bekannt-

*) Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2, rue mercier, L-2985 Luxemburg 1



– 112 –

machung jährlich zu veröffentlichen. Bei kürzerer Laufzeit genügt eine Bekanntmachung zu
Beginn des Verfahrens.

4. Erfolgt ein Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentlichung einer Bekanntmachung über das
Bestehen eines Prüfsystems, so werden die Bieter in einem Nichtoffenen Verfahren oder die
Teilnehmer an einem Verhandlungsverfahren unter den Bewerbern ausgewählt, die sich im
Rahmen eines solchen Systems qualifiziert haben.

5. (1) Der Tag der Absendung der Bekanntmachung muss nachgewiesen werden können. Vor
dem Tag der Absendung darf die Bekanntmachung nicht veröffentlicht werden.

(2) Alle Veröffentlichungen dürfen nur die dem Amt für amtliche Veröffentlichungen der
Europäischen Gemeinschaften übermittelten Angaben enthalten.

(3) Die Bekanntmachung wird unentgeltlich, spätestens 12 Kalendertage nach der Absendung
im Supplement zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in der Originalsprache ver-
öffentlicht. Eine Zusammenfassung der wichtigsten Angaben wird in den übrigen Amtsspra-
chen der Gemeinschaften veröffentlicht; der Wortlaut in der Originalsprache ist verbindlich.
Bekanntmachungen, die über das Internetportal des Amtes für amtliche Veröffentlichungen
der Europäischen Gemeinschaften1) auf elektronischem Wege erstellt und übermittelt wurden
(elektronische Bekanntmachung), werden abweichend von Satz 1 spätestens 5 Kalendertage
nach ihrer Absendung veröffentlicht.

6. Rechtzeitig beantragte Auskünfte über die Vergabeunterlagen sind spätestens sechs Kalender-
tage vor Ablauf der Angebotsfrist zu erteilen.

7. Sind bei offenen Verfahren die Verdingungsunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen nicht
auf elektronischem Weg frei, direkt und vollständig verfügbar, werden die Verdingungsunter-
lagen und zusätzlichen Unterlagen den Bewerbern binnen 6 Kalendertagen nach Eingang des
Antrags zugesandt, sofern dieser Antrag rechtzeitig vor dem Schlusstermin für den Eingang
der Angebote eingegangen ist.

8. Die Vergabeunterlagen sind den Bewerbern in kürzest möglicher Frist und in geeigneter Weise
zu übermitteln.

9. Die Vergabeunterlagen sind beim Nichtoffenen Verfahren und beim Verhandlungsverfahren
mit vorherigem Aufruf zum Wettbewerb an alle ausgewählten Bewerber am selben Tag abzu-
senden.

§ 10 SKR
Angebotsfrist, Bewerbungsfrist

1. (1) Beim Offenen Verfahren beträgt die Frist für den Eingang der Angebote (Angebotsfrist)
mindestens 52 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der Bekanntmachung.

(2) Hat der Auftraggeber eine regelmäßige nichtverbindliche Bekanntmachung gemäß § 9
SKR Nr. 2 nach dem vorgeschriebenen Muster (Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1564/
2005) mindestens 52 Kalendertage, höchstens aber 12 Monate vor dem Zeitpunkt der Absen-
dung der Bekanntmachung des Auftrags nach § 9 SKR Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe a an das Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften abgesandt, so beträgt die Frist für den Eingang der
Angebote im Offenen Verfahren grundsätzlich mindestens 36 Kalendertage, keinesfalls jedoch
weniger als 22 Kalendertage, gerechnet ab dem Tag der Absendung der regelmäßigen nicht-
verbindlichen Bekanntmachung nach § 9 SKR Nr. 2.

(3) Bei Bekanntmachungen, die über das Internetportal des Amtes für amtliche Veröffent-
lichungen der Europäischen Gemeinschaften2) auf elektronischem Wege erstellt und übermittelt
wurden (elektronische Bekanntmachung) können die in Abs. 1 und 2 genannten Angebotsfris-
ten um 7 Kalendertage verkürzt werden.

1) http://simap.eu.int
2) http://simap.eu.int
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(4) Die Angebotsfrist kann um weitere 5 Kalendertage verkürzt werden, wenn ab der Veröf-
fentlichung der Bekanntmachung die Verdingungsunterlagen und alle zusätzlichen Unterlagen
auf elektronischem Wege frei, direkt und vollständig verfügbar gemacht werden; in der
Bekanntmachung ist die Internetadresse anzugeben, unter der diese Unterlagen abrufbar sind.

(5) Im Offenen Verfahren darf die Kumulierung der Verkürzungen keinesfalls zu einer Ange-
botsfrist führen, die kürzer ist als 15 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der
Bekanntmachung.

2. Bei Nichtoffenen Verfahren und Verhandlungsverfahren mit vorherigem Aufruf zum Wettbe-
werb gilt: 

a) Die Frist für den Eingang von Teilnahmeanträgen (Bewerbungsfrist) aufgrund der
Bekanntmachung nach § 9 SKR Nr. 1 Abs. 1 Buchstabe a oder der Aufforderung nach § 9
SKR Nr. 2 Abs. 3 Buchstabe c beträgt mindestens 37 Kalendertage, gerechnet vom Tag
nach Absendung der Bekanntmachung oder der Aufforderung an. Sie darf auf keinen Fall
kürzer sein als 22 Kalendertage, bei elektronischer Übermittlung der Bekanntmachung
nicht kürzer als 15 Kalendertage.

b) Die Bewerbungsfrist kann bei elektronischer Bekanntmachung gemäß Nummer 1 Abs. 3
um 7 Kalendertage verkürzt werden.

c) Die Angebotsfrist kann zwischen dem Auftraggeber und den ausgewählten Bewerbern ein-
vernehmlich festgelegt werden, vorausgesetzt, dass allen Bewerbern dieselbe Frist für die
Erstellung und Einreichung von Angeboten eingeräumt wird.

d) Falls eine einvernehmliche Festlegung der Angebotsfrist nicht möglich ist, setzt der Auf-
traggeber im Regelfall eine Frist von mindestens 24 Kalendertagen fest. Sie darf jedoch
keinesfalls kürzer als 10 Kalendertage, gerechnet vom Tag nach Absendung der Aufforde-
rung zur Angebotsabgabe, sein. Bei der Festlegung der Frist werden nur die in Nummer 3
genannten Faktoren berücksichtigt.

3. Können die Angebote nur nach Prüfung von umfangreichen Unterlagen, z. B. ausführlichen
technischen Spezifikationen, oder nur nach einer Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in
ergänzende Unterlagen zu den Vergabeunterlagen erstellt werden und können die Fristen der
Nummern 1 und 2 deswegen nicht eingehalten werden, so sind sie angemessen zu verlängern.

§ 11 SKR
Wertung der Angebote

1. (1) Der Auftrag ist auf das annehmbarste, wirtschaftlich günstigste Angebot unter Berücksich-
tigung der auftragsbezogenen Kriterien, wie etwa: Lieferfrist, Ausführungsdauer, Betriebskos-
ten, Rentabilität, Qualität, Ästhetik und Zweckmäßigkeit, technischer Wert, Kundendienst und
technische Hilfe, Verpflichtungen hinsichtlich der Ersatzteile, Versorgungssicherheit, Preis, zu
erteilen.

(2) Bei der Wertung der Angebote dürfen nur Kriterien berücksichtigt werden, die in der
Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen genannt sind.

2. (1) Erscheinen im Falle eines bestimmten Auftrags Angebote im Verhältnis zur Leistung als
ungewöhnlich niedrig, so muss der Auftraggeber vor deren Ablehnung schriftlich Aufklärung
über die Einzelposten der Angebote verlangen, wo er dies für angezeigt hält; die anschließende
Prüfung erfolgt unter Berücksichtigung der eingegangenen Begründungen. Er kann eine
zumutbare Frist für die Antwort festlegen.

(2) Der Auftraggeber kann Begründungen berücksichtigen, die objektiv gerechtfertigt sind
durch die Wirtschaftlichkeit des Bauverfahrens oder der Herstellungsmethode, die gewählten
technischen Lösungen, außergewöhnlich günstige Bedingungen für den Bieter bei der Durch-
führung des Auftrags oder die Originalität der vom Bieter vorgeschlagenen Erzeugnisse oder
Bauleistungen.
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(3) Angebote, die aufgrund einer staatlichen Beihilfe ungewöhnlich niedrig sind, dürfen von
den Auftraggebern nur zurückgewiesen werden, wenn diese den Bieter darauf hingewiesen
haben und dieser nicht den Nachweis liefern konnte, dass die Beihilfe der Kommission der
Europäischen Gemeinschaften gemeldet oder von ihr genehmigt wurde. Auftraggeber, die
unter diesen Umständen ein Angebot zurückweisen, müssen die Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften darüber unterrichten.

3. Ein Angebot nach § 6 SKR Nr. 3 und 4 ist wie ein Hauptangebot zu werten.

4. (1) Nebenangebote sind zu werten, es sei denn, der Auftraggeber hat sie in der Bekanntma-
chung oder in den Vergabeunterlagen nicht zugelassen.

(2) Der Auftraggeber berücksichtigt nur Nebenangebote, die die von ihm verlangten Min-
destanforderungen erfüllen.

§ 12 SKR
Mitteilungspflichten

1. Sektorenauftraggeber teilen den teilnehmenden Unternehmen unverzüglich, spätestens jedoch
innerhalb einer Frist von 15 Kalendertagen, und auf Antrag in Textform, ihre Entscheidungen
über die Auftragsvergabe mit. 

2. Auftraggeber gemäß Absatz 1 teilen innerhalb kürzester Frist nach Eingang eines entsprechen-
den schriftlichen Antrags 

– den ausgeschlossenen Bewerbern oder Bietern die Gründe für die Ablehnung ihrer Bewer-
bung oder ihres Angebots,

– die Entscheidung einschließlich der Gründe, auf die Vergabe eines Auftrages zu verzichten
oder das Verfahren erneut einzuleiten,

– den Bietern, die ein ordnungsgemäßes Angebot eingereicht haben, die Merkmale und rela-
tiven Vorteile des erfolgreichen Angebots und den Namen des erfolgreichen Bieters mit. 

Der Auftraggeber kann jedoch beschließen, bestimmte Auskünfte über den Zuschlag nicht zu
erteilen, wenn eine derartige Bekanntgabe den Gesetzesvollzug behindern, dem öffentlichen
Interesse zuwiderlaufen oder die legitimen Geschäftsinteressen von öffentlichen oder privaten
Unternehmen einschließlich derjenigen des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten hat,
beeinträchtigen würde oder den lauteren Wettbewerb beeinträchtigen könnte.

§ 13 SKR
Bekanntmachung der Auftragserteilung

1. Der Kommission der Europäischen Gemeinschaften sind für jeden vergebenen Auftrag binnen
zwei Monaten nach der Vergabe dieses Auftrags die Ergebnisse des Vergabeverfahrens durch
eine gemäß Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 abgefasste Bekanntmachung mit-
zuteilen. Dies gilt nicht für jeden Einzelauftrag innerhalb einer Rahmenvereinbarung.

2. Die Angaben in Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 werden im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. Dabei trägt die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften der Tatsache Rechnung, dass es sich bei den Angaben im Falle von Anhang
VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 Nr. V.1.3, V.1.5, V.2.1, V.2.4, V.2.6, um in geschäft-
licher Hinsicht empfindliche Angaben handelt, wenn der Auftraggeber dies bei der Übermitt-
lung der Angaben über die Anzahl der eingegangenen Angebote, die Identität der
Unternehmen und die Preise geltend macht.

3. Die Angaben in Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 Nr. V.2 werden nicht oder
nur in vereinfachter Form zu statistischen Zwecken veröffentlicht.
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§ 14 SKR
Aufbewahrungs- und Berichtspflichten

1. (1)  Sachdienliche Unterlagen über jede Auftragsvergabe sind aufzubewahren, die es zu einem
späteren Zeitpunkt ermöglichen, die Entscheidungen zu begründen über: 

a) die Prüfung und Auswahl der Unternehmer und die Auftragsvergabe,

b) den Rückgriff auf Verfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb gemäß § 3 SKR
Nr. 3, 

c) die Inanspruchnahme vorgesehener Abweichungsmöglichkeiten von der Anwendungsver-
pflichtung. 

Der Auftraggeber trifft geeignete Maßnahmen, um den Ablauf der mit elektronischen Mitteln
durchgeführten Vergabeverfahren zu dokumentieren.

(2) Die Unterlagen müssen mindestens vier Jahre lang ab der Auftragsvergabe aufbewahrt
werden, damit der Auftraggeber der Kommission der Europäischen Gemeinschaften in dieser
Zeit auf Anfrage die erforderlichen Auskünfte erteilen kann.

2. Die Sektorenauftraggeber übermitteln der Bundesregierung entsprechend deren Vorgaben
jährlich eine statistische Aufstellung über den Gesamtwert der vergebenen Aufträge, die unter-
halb der Schwellenwerte liegen und die jedoch ohne eine Schwellenwertbegrenzung diesen
Regelungen unterliegen würden. 

3. Die Auftraggeber in den Bereichen der Trinkwasser- und Elektrizitätsversorgung, des Stadt-
bahn-, Straßenbahn-, O-Bus- oder Omnibusverkehrs, der Flughafeneinrichtungen und des See-
oder Binnenhafenverkehrs oder anderer Verkehrsendpunkte teilen der Bundesregierung ent-
sprechend deren Vorgaben jährlich den Gesamtwert der Aufträge mit, die im Vorjahr vergeben
worden sind. Diese Meldepflicht gilt nicht, wenn der Auftraggeber im Berichtszeitraum keinen
Auftrag über dem in § 1 SKR Nr. 2 genannten Schwellenwert zu vergeben hatte.

4. Die Auftraggeber übermitteln die Angaben nach Nummer 2 und 3 spätestens bis zum
31. August jeden Jahres für das Vorjahr an das Bundesministerium für Wirtschaft und Techno-
logie.

§ 15 SKR
Vergabekammer

In der Vergabebekanntmachung und den Vergabeunterlagen ist die Vergabekammer mit Anschrift
anzugeben, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die
Vergabebestimmungen wenden kann. 
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 Anhang I
Anforderungen an die Geräte, die für den elektronischen Empfang der Anträge 

auf Teilnahme und der Angebote verwendet werden

Die Geräte müssen gewährleisten, dass 

a) für die Angebote eine elektronische Signatur verwendet werden kann, 

b) Tag und Uhrzeit des Eingangs der Teilnahmeanträge oder Angebote genau bestimmbar sind, 

c) ein Zugang zu den Daten nicht vor Ablauf des hierfür festgesetzten Termins erfolgt,

d) bei einem Verstoß gegen das Zugangsverbot der Verstoß sicher festgestellt werden kann,

e) ausschließlich die hierfür bestimmten Personen den Zeitpunkt der Öffnung der Daten festlegen
oder ändern können, 

f) der Zugang zu den übermittelten Daten nur möglich ist, wenn die hierfür bestimmten Personen
gleichzeitig und erst nach dem festgesetzten Zeitpunkt tätig werden und 

g) die übermittelten Daten ausschließlich den zur Kenntnisnahme bestimmten Personen zugäng-
lich bleiben.
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Anhang TS
Technische Spezifikationen

Begriffsbestimmungen
1. „Technische Spezifikationen“ sind sämtliche, insbesondere die in den Verdingungsunterlagen

enthaltenen technischen Anforderungen an eine Bauleistung, ein Material, ein Erzeugnis oder
eine Lieferung, mit deren Hilfe die Bauleistung, das Material, das Erzeugnis oder die Liefe-
rung so bezeichnet werden können, dass sie ihren durch den Auftraggeber festgelegten Ver-
wendungszweck erfüllen. Zu diesen technischen Anforderungen gehören Qualitätsstufen,
Umweltleistungsstufen, die Konzeption für alle Verwendungsarten („Design for all“) (ein-
schließlich des Zugangs von Behinderten) sowie Konformitätsbewertung, die Gebrauchstaug-
lichkeit, Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich Konformitätsbewertungsverfahren,
Terminologie, Symbole, Versuchs- und Prüfmethoden, Verpackung, Kennzeichnung und
Beschriftung sowie Produktionsprozesse und -methoden. Außerdem gehören dazu auch die
Vorschriften für die Planung und die Berechnung von Bauwerken, die Bedingungen für die
Prüfung, Inspektion und Abnahme von Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -verfah-
ren und alle anderen technischen Anforderungen, die der Auftraggeber für fertige Bauwerke
oder dazu notwendige Materialien oder Teile durch allgemeine und spezielle Vorschriften
anzugeben in der Lage ist;

2. „Norm“ ist eine technische Spezifikation, die von einem anerkannten Normungsgremium zur
wiederholten oder ständigen Anwendung angenommen wurde, deren Einhaltung jedoch nicht
zwingend vorgeschrieben ist und die unter eine der nachstehenden Kategorien fällt:

– internationale Norm: Norm, die von einem internationalen Normungsgremium angenom-
men wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– europäische Norm: Norm, die von einem europäischen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist;

– nationale Norm: Norm, die von einem nationalen Normungsgremium angenommen
wird und der Öffentlichkeit zugänglich ist.

3. „Europäische technische Zulassung“ ist eine positive technische Beurteilung der Brauchbar-
keit eines Produkts hinsichtlich der Erfüllung der wesentlichen Anforderung an bauliche Anla-
gen; sie erfolgt aufgrund der spezifischen Merkmale des Produkts und der festgelegten
Anwendungs- und Verwendungsbedingungen. Die europäische technische Zulassung wird von
einem zu diesem Zweck in einem Mitgliedstaat zugelassenen Gremium ausgestellt.

4. „Gemeinsame technische Spezifikationen“ sind technische Spezifikationen, die nach einem
von den Mitgliedstaaten anerkannten Verfahren erarbeitet und die im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften veröffentlicht wurden.

5. „Technische Bezugsgröße“ ist jeder Bezugsrahmen, der keine offizielle Norm ist und der von
den europäischen Normungsgremien nach den an die Bedürfnisse des Marktes angepassten
Verfahren erarbeitet wurde.
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